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Allgemeine Hinweise

Der Kauf und Verkauf von Anteilen an diesem OGAW-Sonderfd
vermogen erfolgt auf der Grundlage des Verkaufsprospekts,
des Basisinformationsblatts und der ,Allgemeinen Anlagebefl
dingungen” in Verbindung mit den ,Besonderen Anlagebedinl
gungen” in der jeweils geltenden Fassung. Die ,Allgemeinen
Anlagebedingungen” und die ,Besonderen Anlagebedingunf
gen” sind in diesem Verkaufsprospekt abgedruckt.

Der Verkaufsprospekt ist dem am Erwerb eines Anteils Interesi
sierten sowie jedem Anleger des Fonds zusammen mit dem
letzten veréffentlichten Jahresbericht sowie dem gegebeneni
falls nach dem Jahresbericht veréffentlichtem Halbjahresbef
richt auf Verlangen kostenlos zur Verfligung zu stellen. Danelll
ben ist dem am Erwerb eines Anteils an dem Fonds Interessieri
ten das Basisinformationsblatt rechtzeitig vor Vertragsschluss
kostenlos zur Verfligung zu stellen.

Von diesem Verkaufsprospekt abweichende Auskiinfte oder
Erkldrungen dirfen nicht abgegeben werden. Jeder Kauf von
Anteilen auf der Basis von Auskiinften oder Erklarungen, well
che nicht in dem Verkaufsprospekt oder in dem
Basisinformationsblatt enthalten sind, erfolgt ausschlieBlich
auf Risiko des Kaufers. Der Verkaufsprospekt wird erganzt
durch den jeweils letzten Jahresbericht und dem gegebenentl
falls nach dem Jahresbericht veréffentlichten Halbjahresbel
richt.

Samtliche Veréffentlichungen und Werbeschriften sind in
deutscher Sprache abzufassen oder mit einer deutschen Uberi
setzung zu versehen. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft wird
ferner die gesamte Kommunikation mit ihren Anlegern in
deutscher Sprache fiihren.

Das Rechtsverhaltnis zwischen Kapitalverwaltungsgesellschaft
und Anleger sowie die vorvertraglichen Beziehungen richten
sich nach deutschem Recht. Der Sitz der Kapitalverwaltungsgel
sellschaft ist Gerichtsstand fir Klagen des Anlegers gegen die
Kapitalverwaltungsgesellschaft aus dem Vertragsverhéltnis.
Anleger, die Verbraucher sind (siehe die folgende Definition)
und in einem anderen EU-Staat wohnen, kénnen auch vor eifl
nem zustandigen Gericht an ihrem Wohnsitz Klage erheben.
Die Vollstreckung von gerichtlichen Urteilen richtet sich nach
der Zivilprozessordnung, ggf. dem Gesetz Uiber die Zwangsverfl
steigerung und die Zwangsverwaltung bzw. der Insolvenzordi
nung. Da die Kapitalverwaltungsgesellschaft inlandischem
Recht unterliegt, bedarf es keiner Anerkennung inldandischer
Urteile vor deren Vollstreckung.

Zur Durchsetzung ihrer Rechte kdnnen Anleger den Rechts
weg vor den ordentlichen Gerichten beschreiten oder, soweit
ein solches zur Verfiigung steht, auch ein Verfahren fir alter
native Streitbeilegung anstrengen.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat sich zur Teilnahme an
Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle verpflichtet.

Bei Streitigkeiten kénnen Verbraucher die ,Ombudsstelle fir In
vestmentfonds” des BVI Bundesverband Investment und Asset
Management e.V. als zustandige Verbraucherschlichtungsstelle

anrufen. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft nimmt an
Streitbeilegungsverfahren vor dieser Schlichtungsstelle teil.

Die Kontaktdaten der ,Ombudsstelle fir Investmentfonds” lau@
ten:

Blro der Ombudsstelle des BVI

Bundesverband Investment und Asset Management e.V.

Unter den Linden 42

10117 Berlin

Telefon: (030) 6449046-0

Telefax: (030) 6449046-29

E-Mail: info@ombudsstelle-investmentfonds.de
www.ombudsstelle-investmentfonds.de

Die Européaische Kommission hat unter
www.ec.europa.eu/consumers/odr eine europaische Online-
Streitbeilegungsplattform eingerichtet. Verbraucher kénnen diel
se fur die auBergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten aus
Online-Kaufvertragen oder Online-Dienstleistungsvertradgen nut
zen. Die E-Mail-Adresse der Gesellschaft lautet: service@union-
investment.de.

Verbraucher sind nattrliche Personen, die in den Fonds zu einem
Zweck investieren, der lberwiegend weder ihrer gewerblichen
noch ihrer selbstandigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet werld
den kann, die also zu Privatzwecken handeln.

Das Recht, die Gerichte anzurufen, bleibt von einem
Streitbeilegungsverfahren unberuhrt.



Allgemeiner Teil

Dieser Verkaufsprospekt setzt sich aus einem Allgemeinen und
einem Besonderen Teil zusammen. Im Allgemeinen Teil werden
allgemeine Regelungen flr von Union Investment Privatfonds
GmbH verwaltete OGAW-Sondervermdgen dargestellt. Im Bel
sonderen Teil werden von den allgemeinen Regelungen abweil
chende oder darlber hinausgehende Regelungen fir das in die
sem Verkaufsprospekt beschriebene OGAW-Sondervermégen
aufgefuhrt.

Grundlagen, Verkaufsunterlagen und Ofi
fenlegung von Informationen

Das im vorliegenden Verkaufsprospekt beschriebene OGAW-Son
dervermogen (nachfolgend auch ,Fonds” oder ,Sondervermof
gen”) ist ein Investmentvermodgen gemaf der Richtlinie
2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13.
Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor
schriften betreffend bestimmte Organismen fiir gemeinsame Anf2
lagen in Wertpapieren (nachfolgend ,OGAW-Richtlinie”) im Sin@
ne des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB). Es wird als Geldmarkt
fonds mit variablem Nettoinventarwert als Standard-VNAV-
Geldmarktfonds (VNAV: Variable Net Asset Value) gemaf der EU-
Verordnung 2017/1131 Gber Geldmarktfonds (,,EU-
Verordnung”) von Union Investment Privatfonds GmbH, Frank(
furt am Main, (nachfolgend ,Gesellschaft” oder ,Union Invest@
ment”) verwaltet.

Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Kapital im eigenen Nal@
men fur gemeinschaftliche Rechnung der Anleger nach dem
Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelassed
nen Vermogensgegenstanden gesondert vom eigenen Vermo
gen an. Der Fonds gehort nicht zur Insolvenzmasse der Gesell?
schaft.

Der Geschaftszweck des Fonds ist auf die Kapitalanlage gemaB eil@
ner festgelegten Anlagestrategie im Rahmen einer kollektiven
Vermogensverwaltung mittels der bei ihm eingelegten Mittel bel2
schrankt; eine operative Tatigkeit und eine aktive unternehmeri
sche Bewirtschaftung der gehaltenen Vermogensgegenstande ist
ausgeschlossen. In welche Vermégensgegenstande die Gesell?
schaft das Kapital anlegen darf und welche Bestimmungen sie dalZ
bei zu beachten hat, ergibt sich aus dem KAGB, den dazugehori
gen Verordnungen (insbesondere der EU-Verordnung

2017/1131 Uber Geldmarktfonds) sowie dem Investmentsteuer
gesetz (nachfolgend , InvStG") und den Anlagebedingungen, die
das Rechtsverhaltnis zwischen den Anlegern und der Gesellschaft
regeln. Die Anlagebedingungen umfassen einen Allgemeinen

und einen Besonderen Teil (,Allgemeine Anlagebedingungen”
und ,Besondere Anlagebedingungen” - nachfolgend auch
+AABen” und ,BABen” genannt). Anlagebedingungen fir ein
Publikums-Investmentvermégen mussen vor deren Verwendung
von der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
genehmigt werden.

Der Verkaufsprospekt, die Anlagebedingungen, das
Basisinformationsblatt sowie die aktuellen Jahres- und Halbjah@

resberichte sind kostenlos in elektronischer oder schriftlicher
Form erhéltlich bei Union Investment@ler Verwahrstelle, der Konl®
taktstelle — sofern eine solche im Besonderen Teil des Verkaufs
prospekts ausgewiesen ist — sowie den am Schluss des Verkaufs2
prospektes genannten Vertriebs- und Zahlstellen.

Zusatzliche Informationen tber die Anlagegrenzen des Risikomal
nagements des Fonds, die Risikomanagementmethoden und die
jungsten Entwicklungen bei den Risiken und Renditen der wich@
tigsten Kategorien von Vermogensgegenstanden sind bei Union
Investment, Tel.: 069 58998-6060, E-Mail: service@union-
investment.de sowie bei der Kontaktstelle — sofern eine solche im
Besonderen Teil des Verkaufsprospekts ausgewiesen ist —in elek?
tronischer oder schriftlicher Form erhéltlich. Die Gesellschaft hat
zudem Verfahren geschaffen, um mégliche Beschwerden von Anfd
teilinhabern angemessen und prompt zu bearbeiten. Nahere In
formationen zu diesen Verfahren kénnen auf der Homepage von
Union Investment im Internet unter privatkunden.union-
investment.de eingesehen oder direkt bei der Gesellschaft oder
der Kontaktstelle — sofern eine solche im Besonderen Teil des Verld
kaufsprospekts ausgewiesen ist —angefordert werden.

Die Gesellschaft stellt den Anlegern mindestens wochentlich auf
der Homepage von Union Investment im Internet unter
privatkunden.union-investment.de die folgenden Informationen
zu dem Sondervermdgen zur Verfligung: die
Fristigkeitsgliederung seiner Anlagen, sein Kreditprofil, die gell
wichtete durchschnittliche Zinsbindungsdauer und die gewichte
te durchschnittliche Restlaufzeit der gehaltenen Vermégenswer
te, Angaben zu den 10 gréBten Beteiligungen des Fonds,
darunter Name, Land, Laufzeit und Anlagentyp sowie die Gegenl
partei bei Pensions- und umgekehrten Pensionsgeschaften, den
Gesamtwert seiner Vermogenswerte sowie die Nettorendite.

Sofern die Gesellschaft einzelnen Anlegern weitere Informatiold
nen zum Fonds, insbesondere tber die Vermdgensgegenstande
im Fondsportfolio und deren Wertentwicklung, Gbermittelt, wird
sie diese Informationen zeitgleich allen Anlegern des Fonds auf
Anforderung zur Verfligung stellen. Anleger kénnen diese Infor@
mationen bei Union Investment, Tel.: 069 58998-6060, in elektrol
nischer Form erhalten.

Falls ein Anlageausschuss gebildet wurde, finden Sie Angaben
hierzu im Abschnitt ,Vertriebs- und Zahlstellen” am Schluss diel
ses Verkaufsprospekts.

Anlagebedingungen und deren Anderunk
gen

Die Anlagebedingungen des Fonds sind in diesem Verkaufspro
spekt abgedruckt.

Die Anlagebedingungen kénnen von der Gesellschaft gedndert
werden. Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen der Gel?
nehmigung durch die BaFin. Anderungen der Anlagegrundsatze
des Fonds sind nur unter der Bedingung zulassig, dass die Gesell?
schaft den Anlegern anbietet, ihre Anteile entweder ohne weite
re Kosten zurlickzunehmen oder ihre Anteile gegen Anteile an In@
vestmentvermdgen mit vergleichbaren Anlagegrundsatzen kosl



tenlos umzutauschen, sofern derartige Investmentvermégen von
der Gesellschaft oder einem anderen Unternehmen aus ihrem
Konzern verwaltet werden.

Die vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger und
dartber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts-
oder Tageszeitung oder auf der Homepage von Union Invest®
ment im Internet unter privatkunden.union-investment.de be
kannt gemacht. Im Falle von anlegerbenachteiligenden Kostenan@
derungen im Sinne des § 162 Absatz 2 Nummer 11 KAGB oder
anlegerbenachteiligenden Anderungen in Bezug auf wesentliche
Anlegerrechte sowie im Falle von Anderungen der Anlagegrund@
satze des Sondervermdgens werden die Anleger auBBerdem Uber
ihre depotfihrenden Stellen durch ein Medium informiert, auf
welchem Informationen fir eine den Zwecken der Informationen
angemessene Dauer gespeichert, einsehbar und unveréndert
wiedergegeben werden, etwa in Papierform oder in elektroni@
scher Form (so genannter ,dauerhafter Datentrager”). Diese In@
formation umfasst die wesentlichen Inhalte der geplanten Andef
rungen, ihre Hintergriinde, die Rechte der Anleger in Zusammen(
hang mit der Anderung sowie einen Hinweis darauf, wo und wie
weitere Informationen erlangt werden kénnen. Die Anderungen
treten friihestens am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Anderungen von Regelungen zu den Kosten treten frihestens
vier Wochen nach ihrer Bekanntmachung in Kraft, wenn nicht
mit Zustimmung der BaFin ein friherer Zeitpunkt bestimmt wurld
de. Anderungen der bisherigen Anlagegrundsétze des Fonds trefl
ten ebenfalls friihestens vier Wochen nach Bekanntmachung in
Kraft.

Kapitalverwaltungsgesellschaft

Union Investment Privatfonds GmbH (Legal Entity Identifier (LEI):
529900GA24GZU77QD356) mit Sitz in Frankfurt am Main ist eine
Kapitalverwaltungsgesellschaft (KVG) im Sinne des KAGB in der
Rechtsform einer Gesellschaft mit beschrénkter Haftung (GmbH)
und wurde am 26. Januar 1956 gegriindet. Seit dem 23@anuar
2002 firmiert die Kapitalverwaltungsgesellschaft unter dem Nal
men Union Investment Privatfonds GmbH; bis zu diesem Zeit®
punkt lautete die Firma Union-Investment-Gesellschaft mbH.

Die Gesellschaft verfiigt Gber eine Erlaubnis als OGAW-Kapitalverl
waltungsgesellschaft und als AlF-Kapitalverwaltungsgesellschaft
nach dem KAGB, welches am 22. Juli 2013 das Investmentgesetz
(InvG) abgeldst hat.

Sie darf die nachfolgend genannten Arten von inlandischen In
vestmentvermogen verwalten:

o OGAW-Sondervermdgen gemaf §A92 ff. KAGB
e Gemischte Investmentvermdgen gemaR §§218 ff. KAGB

e Altersvorsorge-Sondervermégen gemapB §@B47 KAGB i.V.m.
§@7 InvG in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung

e Offene inldndische Spezial-AlF mit festen Anlagebedingun@@
gen gemaR §@84 KAGB, die in Vermdgensgegenstande i.S.d.
§M@84 Absatz 2 Nr. 2a), b), ¢), d), g) und i) KAGB investieren

e Allgemeine offene inlandische Spezial-AlIF gemal §282
KAGB — unter Ausschluss von Hedgefonds gemanR §283
KAGB - die in Vermbgensgegenstande i.5.d. §§@284 Absatz 2
Nr. 2a), b), ¢), d), g) und i) KAGB investieren.

Darlber hinaus verfiigt die Gesellschaft Gber die Erlaubnis fir die
Verwaltung einzelner in Finanzinstrumenten im Sinne des §A AblZ
satz 11 des Kreditwesengesetz (KWG) angelegter Vermaogen fur
andere mit Entscheidungsspielraum einschlieBlich der Portfoliol
verwaltung fremder Investmentvermégen
(Finanzportfolioverwaltung gemagB §20 Absatz 3 Nr. 2 KAGB).

Weitere Angaben Uber die Gesellschafter, Gber die Zusammenset
zung von Aufsichtsrat und Geschaftsfiihrung, sowie Angaben
Uber auBerhalb der Gesellschaft ausgetbte Hauptfunktionen der
Geschaftsfihrer und Aufsichtsrate, wenn diese fur die Gesell@
schaft von Bedeutung sind, finden Sie am Schluss dieses Verkaufs
prospekts. Sich ergebende Anderungen kénnen den regelméBig
zu erstellenden Jahres- bzw. Halbjahresberichten entnommen
werden. Ferner finden Sie Angaben Uber weitere von der Gesell®
schaft verwaltete Investmentvermégen am Schluss dieses Ver
kaufsprospektes.

Gezeichnetes und eingezahltes Kapital,
Eigenmittel sowie zusatzliche Eigenmitil
tel

Angaben Uber das gezeichnete und eingezahlte Kapital sowie

die Eigenmittel gemaR §A Absatz 19 Ziffer 9 KAGB in Verbin@
dung mit Artikel 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 von Uni
on Investment finden Sie im Abschnitt ,Kapitalverwaltungsgesell?
schaft, Gremien, Abschluss- und Wirtschaftsprifer” dieses Verl
kaufsprospektes.

Die Gesellschaft hat die Berufshaftungsrisiken, die sich durch die
Verwaltung von AIF ergeben und auf berufliche Fahrlassigkeit ih@
rer Organe oder Mitarbeiter zurlickzufihren sind, abgedeckt
durch zusatzliche Eigenmittel in Hohe von wenigstens 0,01 Pro
zent des Werts der Portfolios aller verwalteten AIF, wobei dieser
Betrag jahrlich Uberprift und angepasst wird. Diese sind von den
im Abschnitt ,Kapitalverwaltungsgesellschaft, Gremien, AbZ
schluss- und Wirtschaftsprifer” dieses Verkaufsprospekts ausge
wiesenen Eigenmittel der Gesellschaft mit umfasst.

Verwahrstelle und Unterverwahrung

Das KAGB sieht eine Trennung der Verwaltung und der Verwah(d
rung von Investmentvermodgen vor. Mit der Verwahrung der Ver2
mogensgegenstande des Sondervermégens hat die Gesellschaft
ein Kreditinstitut als Verwahrstelle beauftragt.

Die Verwahrstelle verwahrt die Vermégensgegenstande in gesoni
derten Depots bzw. auf Sperrkonten / Sperrdepots. Bei Vermo
gensgegenstanden, die nicht verwahrt werden kénnen, prift die
Verwahrstelle, ob die Verwaltungsgesellschaft Eigentum an die@
sen Vermogensgegenstanden erworben hat. Sie Uberwacht, ob
die Verfligungen der Gesellschaft Giber die Vermdgensgegenstani
de den Vorschriften des KAGB und den Anlagebedingungen entl?
sprechen. Die Anlage in Bankguthaben bei einem anderen Kredit?
institut sowie Verfligungen Uber solche Bankguthaben sind nur
mit Zustimmung der Verwahrstelle zuldssig. Die Verwahrstelle
muss ihre Zustimmung erteilen, wenn die Anlage bzw. Verfi@
gung mit den Anlagebedingungen und den Vorschriften des
KAGB vereinbar ist.

Falls die Verwahrstelle ihre Verwahraufgaben auf einen oder



mehrere Unterverwahrer ausgelagert hat, sind die Gbertragenen
Aufgaben unter Benennung des jeweiligen Unterverwahrers sol
wie gegebenenfalls durch die Ubertragung sich ergebener Intefd
ressenkonflikte im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts im Ab@
schnitt ,Unterverwahrung” beschrieben.

Ferner hat die Verwahrstelle insbesondere folgende Aufgaben:

e Ausgabe und Ricknahme der Anteile des Fonds,

e Sicherstellung, dass die Ausgabe und Riicknahme der Anteile
sowie die Wertermittlung der Anteile den Vorschriften des
KAGB und den Anlagebedingungen des Fonds entsprechen,

e Sicherstellung, dass bei den fliir gemeinschaftliche Rechnung
der Anleger getatigten Geschaften der Gegenwert innerhalb
der Ublichen Fristen in ihre Verwahrung gelangt,

o Sicherstellung, dass die Ertrage des Fonds nach den Vorschrif
ten des KAGB und nach den Anlagebedingungen verwendet
werden,

e Uberwachung von Kreditaufnahmen durch die Gesellschaft
fur Rechnung des Fonds sowie gegebenenfalls Zustimmung
zur Kreditaufnahme, soweit es sich nicht um valutarische
Uberziehungen handelt,

e Sicherstellung, dass Sicherheiten fiir Wertpapier-Darlehen
rechtswirksam bestellt und jederzeit vorhanden sind.

Die Aufgaben der Verwahrstelle hat das im Besonderen Teil des
Verkaufsprospekts (Abschnitt ,Verwahrstelle”) genannte Kreditink
stitut Gbernommen.

Haftung der Verwahrstelle

Die Verwahrstelle ist grundsatzlich fir alle Vermdgensgegenstanld
de verantwortlich, die von ihr oder mit ihrer Zustimmung von eil
ner anderen Stelle verwahrt werden. Im Falle des Verlustes eines
solchen Vermdgensgegenstandes haftet die Verwahrstelle gegenl
Uber dem Fonds und dessen Anlegern, es sei denn der Verlust ist
auf Ereignisse auBerhalb des Einflussbereichs der Verwahrstelle
zurlckzufihren. Fir Schdden, die nicht im Verlust eines Vermao
gensgegenstandes bestehen, haftet die Verwahrstelle grundsétz
lich nur, wenn sie ihre Verpflichtungen nach den Vorschriften des
KAGB mindestens fahrlassig nicht erfallt hat.

Zusatzliche Informationen zur Verwahri
stelle, Unterverwahrern und méglichen
Interessenkonflikten

Auf Verlangen tGbermittelt die Gesellschaft den Anlegern Infor@
mationen auf dem neuesten Stand zur Verwahrstelle und ihren
Pflichten, zu den Unterverwahrern sowie zu méglichen Interesf
senkonflikten in Zusammenhang mit der Tatigkeit der Verwahri
stelle oder der Unterverwahrer.

Ebenfalls auf Verlangen tbermittelt sie den Anlegern Informatiol
nen zu den Grlinden, aus denen sie sich flr das im Besonderen
Teil des Verkaufsprospekts (Abschnitt ,Verwahrstelle”) genannte
Kreditinstitut als Verwahrstelle des Fonds entschieden hat.

Vertrieb sowie Vertriebsbeschrankungen

Die am Schluss des Verkaufsprospektes aufgefihrten Vertriebs-

und Zahlstellen haben den Vertrieb des Fonds bzw. der AnteilklasZ
sen Ubernommen.

Die ausgegebenen Anteile des Fonds dirfen nur in Ladndern
zum Kauf angeboten oder verkauft werden, in denen ein solf
ches Angebot oder ein solcher Verkauf zulassig ist. Hierzu ist
eine entsprechende Vertriebserlaubnis durch die zustédndige
Aufsichtsbehdrde erforderlich. Zum Vertrieb durch Dritte ist
zusétzlich die Erlaubnis der Gesellschaft erforderlich.

Die Gesellschaft und/oder der Fonds sind und werden nicht
gemaB dem United States Investment Company Act von 1940
in seiner gultigen Fassung registriert. Die Anteile des Fonds
sind und werden nicht gemaB dem United States Securities
Actvon 1933 in seiner gultigen Fassung oder nach den Wertil
papiergesetzen eines Bundesstaates der Vereinigten Staaten
von Amerika registriert. Anteile des Fonds diirfen weder in
den Vereinigten Staaten noch einer US-Person oder auf deren
Rechnung angeboten oder verkauft werden. Am Erwerb von
Anteilen Interessierte missen gegebenenfalls darlegen, dass
sie keine US-Person sind und Anteile weder im Auftrag von
US-Personen erwerben noch an US-Personen weiterveraul
Bern. Zu den US-Personen zahlen natirliche Personen, wenn
sie ihren Wohnsitz in den Vereinigten Staaten haben. US-Peri
sonen kénnen auch Personen- oder Kapitalgesellschaften
sein, wenn sie etwa gemaB den Gesetzen der USA bzw. eines
US-Bundesstaats, Territoriums oder einer US-Besitzung gefl
griindet wurden.

Wohlverhaltensregeln

Die Gesellschaft hat sich verpflichtet, die vom BVI Bundesverband
Investment und Asset Management e.V., Frankfurt am Main, ver2
offentlichten Wohlverhaltensregeln zu beachten. Diese Wohlver
haltensregeln formulieren einen Standard guten und verantwor®
tungsvollen Umgangs mit dem Kapital und den Rechten der Anleld
ger. Sie stellen dar, wie die Kapitalverwaltungs- bzw. Verwal?
tungsgesellschaften den gesetzlichen Verpflichtungen gegen2
Uber Anlegern nachkommen und wie sie deren Interessen Drit@
ten gegenlber vertreten. Soweit sich aus diesen Anforderungen
ein Anpassungsbedarf fur den Verkaufsprospekt ergibt, so werl
den diese bei Neudruck bertcksichtigt werden.

Die Gesellschaft hat zudem eine Strategie aufgestellt, in der fest
gelegt ist, wann und wie die Stimmrechte, die mit den VermoQ
gensgegenstanden in den von ihr verwalteten Fonds verbunden
sind, ausgeubt werden sollen, damit diese ausschlieBlich zum NutZ
zen des oder der betreffenden Fonds ausgelibt werden. Eine
Kurzbeschreibung dieser Strategie kann auf der Homepage der
Gesellschaft im Internet unter privatkunden.union-investment.de
eingesehen oder direkt bei Union Investment angefordert werld
den.

Die Gesellschaft ist dartber hinaus verpflichtet, im besten Interes
se der von ihr verwalteten Fonds zu handeln, wenn sie fir diese
Handelsentscheidungen ausfihrt oder Handelsauftrége zur Ausll
flhrung an Dritte weiterleitet. Dabei sind angemessene MaBnahf
men zu ergreifen, um das bestmoégliche Ergebnis flr den jeweilil
gen Fonds zu erzielen, wobei sie den Kurs, die Kosten, die GelZ
schwindigkeit und Wahrscheinlichkeit der Ausfiihrung und Ab@
rechnung, den Umfang und die Art des Auftrags sowie alle sonsti@
gen fiur die Auftragsausfiihrung relevanten Aspekte zu berlick@



sichtigen hat. Vor diesem Hintergrund hat die Gesellschaft Grund®
satze festgelegt, die ihr die Erzielung des bestmoglichen Ergebnisk
ses unter Berlicksichtigung der vorgenannten Aspekte gestatten.
Informationen (ber diese Grundsétze und (iber wesentliche An@
derungen der Grundsatze kdnnen auf der Homepage der Gesell
schaft im Internet unter privatkunden.union-investment.de eingel2
sehen oder direkt bei Union Investment angefordert werden.

Die Gesellschaft hat ferner MaBnahmen ergriffen, um Anleger

vor Nachteilen zu schitzen, die durch das sogenannte ,market
trading” entstehen kénnen. Hierunter werden kurzfristige Umsati
ze in Anteilen verstanden, die die Wertentwicklung eines Sonder
vermogens aufgrund der GréBe und Haufigkeit der Umséatze
durch auf Ebene des Sondervermdgens anfallende Transaktions?
kosten beeintrachtigen. Vor diesem Hintergrund werden die Anf2
teilumséatze einerseits regelméaBig beobachtet und ausgewertet,
andererseits wurden interne Regelungen fir Mitarbeiter der GelZ
sellschaft erlassen, die eine VerauBerung von Fondsanteilen inner2
halb von kurzen Zeitrdumen verbieten.

Risikohinweise

Vor der Entscheidung tiber den Kauf von Anteilen des Fonds
sollten Anleger die nachfolgenden Risikohinweise zusammen
mit den anderen in diesem Verkaufsprospekt enthaltenen Ini
formationen sorgfaltig lesen und diese bei ihrer Anlageent
scheidung beriicksichtigen. Der Eintritt eines oder mehrerer
dieser Risiken kann fiir sich genommen oder zusammen mit
anderen Umstédnden die Wertentwicklung des Fonds bzw. der
im Fonds gehaltenen Vermégensgegenstande nachteilig bel
einflussen und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert
auswirken.

VerauBert der Anleger Anteile an dem Fonds zu einem Zeit
punkt, in dem die Kurse der in dem Fonds befindlichen Vermoi
gensgegenstinde gegeniiber dem Zeitpunkt seines Anteiler
werbs gefallen sind, so erhélt er das von ihm in den Fonds inl
vestierte Kapital nicht oder nicht vollstandig zurtick. Der Anlel
ger kénnte sein in den Fonds investiertes Kapital teilweise veri
lieren. Wertzuwiachse kénnen nicht garantiert werden. Das Rill
siko des Anlegers ist auf die angelegte Summe beschrankt.
Eine Nachschusspflicht Gber das vom Anleger investierte Kapill
tal hinaus besteht nicht.

Neben den nachstehend oder an anderer Stelle des Verkaufsi
prospekts beschriebenen Risiken und Unsicherheiten kann die
Wertentwicklung des Fonds durch verschiedene weitere RisiZ
ken und Unsicherheiten beeintrachtigt werden, die derzeit
nicht bekannt sind. Die Reihenfolge, in der die nachfolgenden
Risiken aufgefuhrt werden, enthélt weder eine Aussage Uber
die Wahrscheinlichkeit ihres Eintritts noch tGiber das AusmaB
oder die Bedeutung bei Eintritt einzelner Risiken.

1. Risiken einer Fondsanlage

Im Folgenden werden die Risiken dargestellt, die mit einer Anlal
ge in ein OGAW-Sondervermodgen typischerweise verbunden
sind. Diese Risiken konnen sich nachteilig auf den Anteilwert, auf
das vom Anleger investierte Kapital sowie auf die vom Anleger
geplante Haltedauer der Fondsanlage auswirken.

Schwankung des Fondsanteilwertes

Der Fondsanteilwert berechnet sich aus dem Wert des Fonds, gel

teilt durch die Anzahl der in den Verkehr gelangten Anteile. Der
Wert des Fonds entspricht dabei der Summe der Marktwerte aller
Vermogensgegenstande im Fondsvermdgen abzlglich der Sumi
me der Marktwerte aller Verbindlichkeiten des Fonds. Der Fonds@
anteilwert ist daher von dem Wert der im Fonds gehaltenen Ver2
mogensgegenstande und der Hohe der Verbindlichkeiten des
Fonds abhangig. Sinkt der Wert dieser Vermogensgegenstande
oder steigt der Wert der Verbindlichkeiten, so fallt der Fondsan@®
teilwert.

Beeinflussung des individuellen Ergebnisses durch steuerliche
Aspekte

Die steuerliche Behandlung von Kapitalertragen hangt von den
individuellen Verhéltnissen des jeweiligen Anlegers ab und kann
kinftig Anderungen unterworfen sein. Fir Einzelfragen — insbel
sondere unter Beriicksichtigung der individuellen steuerlichen Si
tuation - sollte sich der Anleger an seinen persénlichen steuerlil
chen Berater wenden.

Anderung der Anlagepolitik oder der Anlagebedingungen

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen mit Genehmigung
der BaFin andern. Dadurch kénnen auch Rechte der Anleger bel@
troffen sein. Die Gesellschaft kann etwa durch eine Anderung der
Anlagebedingungen die Anlagepolitik des Fonds @ndern oder sie
kann die dem Fonds zu belastenden Kosten erhéhen. Die Gesell
schaft kann die Anlagepolitik zudem innerhalb des gesetzlich

und vertraglich zulassigen Anlagespektrums und damit ohne Anl
derung der Anlagebedingungen und deren Genehmigung durch
die BaFin andern. Hierdurch kann sich das mit dem Fonds verbunf@
dene Risiko veréndern.

Verspétete Information durch das depotfiihrende Kreditinsti@
tut

Um Anlegern die Ausiibung von Rechten aus ihren im Depot verl
wahrten Anteilen zu erméglichen, leiten Kreditinstitute ihnen bel
stimmte Informationen weiter. Dazu zahlen z.B. Informationen
Uber FondsmaB3nahmen wie Verschmelzungen von Investment@
vermogen oder Verlangerung der Laufzeit eines Investmentverd
maogens. Durch eine spate Bereitstellung der Informationen
und/oder aufgrund von Postlaufzeiten kann es dazu kommen,
dass eine relevante Information den Anleger nicht rechtzeitig
oder so spat erreicht, dass ihm fir eine Entscheidung (wie z.B. die
Annahme eines kostenlosen Umtauschangebots) und einen ent?
sprechenden Auftrag an das depotfiihrende Kreditinstitut nur
sehr wenig Zeit verbleibt. Die dem Anleger zur Verfligung stehenl@
de Zeit wird in der Regel aus organisatorischen Griinden durch
das depotfiihrende Kreditinstitut weiter verkirzt. Dies birgt fur
den Anleger das Risiko einer tbereilten Entscheidung unter Zeit?
druck oder schlimmstenfalls den faktischen Ausschluss von der
Auslibung seiner Rechte.

Anderung des Risikoprofils

Der Anleger hat damit zu rechnen, dass sich das ausgewiesene Ril
sikoprofil eines Fonds jederzeit andern kann. Auf die Ausfihrun
gen im Abschnitt "Erlduterungen zum Risikoprofil des Fonds" des
Allgemeinen Teils des Verkaufsprospekts wird verwiesen.

Risiko der Beschrankung der Anteilricknahme

Die Gesellschaft darf die Rlicknahme der Anteile fir insgesamt
bis zu 15 aufeinander folgende Arbeitstage beschranken, wenn



die Rickgabeverlangen der Anleger an einem Abrechnungsstich
tag einen zuvor festgelegten Schwellenwert Gberschreiten, ab
dem die Riickgabeverlangen aufgrund der Liquiditatssituation
des Sondervermogens nicht mehr im Interesse der Gesamtheit
der Anleger ausgefihrt werden kdnnen. Wird der Schwellenwert
erreicht oder Uberschritten, entscheidet die Gesellschaft in pflicht?
gemaBem Ermessen, ob sie an diesem Abrechnungsstichtag die
Rucknahme beschrénkt. EntschlieBt sie sich zur
Ricknahmebeschrankung, kann sie diese auf Grundlage einer
taglichen Ermessensentscheidung fir bis zu 14
aufeinanderfolgende Arbeitstage fortsetzen. Hat die Gesellschaft
entschieden, die Riicknahme zu beschrénken, wird sie Anteile zu
dem am Abrechnungsstichtag geltenden Riicknahmepreis ledig®
lich anteilig zuriicknehmen; im Ubrigen entféllt die
Ruacknahmepflicht. Dies bedeutet, dass jedes Riicknahmeverlani
gen nur anteilig auf Basis einer von der Gesellschaft ermittelten
Quote ausgefihrt wird. Der nicht ausgefihrte Teil der Order wird
auch nicht zu einem spéateren Zeitpunkt ausgefiihrt, sondern ver
fallt. Fir den Anleger besteht daher das Risiko, dass seine Order
zur Anteilriickgabe nur anteilig ausgefihrt wird und er die noch
offene Restorder erneut platzieren muss.

Aussetzung der Anteilricknahme

Die Gesellschaft darf die Riicknahme der Anteile zeitweilig ausset
zen, sofern auBergewohnliche Umsténde vorliegen, die eine Ausl
setzung unter Berlicksichtigung der Interessen der Anleger erforf2
derlich erscheinen lassen. AuBergewohnliche Umstéande in die@
sem Sinne kénnen z.B. sein: wirtschaftliche oder politische Krisen,
Rucknahmeverlangen in auBergewdhnlichem Umfang sowie die
SchlieBung von Borsen oder Markten, Handelsbeschrankungen
oder sonstige Faktoren, die die Ermittlung des Anteilwerts beein
trachtigen. Daneben kann die BaFin anordnen, dass die Gesell
schaft die Rlicknahme der Anteile auszusetzen hat, wenn dies im
Interesse der Anleger oder der Offentlichkeit erforderlich ist. Der
Anleger kann seine Anteile wahrend dieses Zeitraums nicht zu
rlickgeben. Auch im Fall einer Aussetzung der Anteilricknahme
kann der Anteilwert sinken, z. B. wenn die Gesellschaft gezwun@
gen ist, Vermogensgegenstande wahrend der Aussetzung der AnZ
teilricknahme unter Verkehrswert zu verduBern. Der Anteilwert
nach Wiederaufnahme der Anteilricknahme kann niedriger lie
gen, als derjenige vor Aussetzung der Riicknahme.

Einer Aussetzung kann ohne erneute Wiederaufnahme der Rick®
nahme der Anteile direkt eine Auflésung des Sondervermdégens
folgen, z.B. wenn die Gesellschaft die Verwaltung des Fonds kin@
digt, um den Fonds dann aufzulésen. Fiir den Anleger besteht da@
her das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer nicht reald
lisieren kann und dass ihm wesentliche Teile des investierten Kapil
tals flr unbestimmte Zeit nicht zur Verfligung stehen oder insgelZ
samt verloren gehen.

Auflésung des Fonds

Der Gesellschaft steht das Recht zu, die Verwaltung des Fonds zu
kiindigen. Die Gesellschaft kann den Fonds nach Kiindigung der
Verwaltung ganz auflésen. Das Verfligungsrecht Gber den Fonds
geht nach einer Kiindigungsfrist von sechs Monaten auf die Ver®
wahrstelle Gber. Fur den Anleger besteht daher das Risiko, dass
er die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren kann. Bei
dem Ubergang des Fonds auf die Verwahrstelle kénnen dem
Fonds andere Steuern als deutsche Ertragssteuern belastet werl

den. Wenn die Fondsanteile nach Beendigung des Liquidations
verfahrens aus dem Depot des Anlegers ausgebucht werden,
kann der Anleger mit Ertragssteuern belastet werden.

Ubertragung aller Vermdgensgegenstinde des Fonds auf ein
anderes Investmentvermoégen (Verschmelzung)

Die Gesellschaft kann samtliche Vermdgensgegenstande des
Fonds auf ein anderes OGAW-Sondervermdgen Gbertragen. Der
Anleger kann seine Anteile in diesem Fall entweder zurtickgeben
oder behalten mit der Folge, dass er Anleger des Gbernehment
den Investmentvermdgens wird oder - soweit moglich - gegen
Anteile an einem offenen Publikums-Investmentvermogen mit
vergleichbaren Anlagegrundsatzen umtauschen, sofern die Geld
sellschaft oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen ein solches
Investmentvermdgen mit vergleichbaren Anlagegrundsatzen ver{
waltet. Der Anleger muss daher im Rahmen der Ubertragung voria
zeitig eine erneute Investitionsentscheidung treffen.

Bei einer Riickgabe der Anteile konnen Ertragssteuern anfallen.
Bei einem Umtausch der Anteile in Anteile an einem Investment@
vermdgen mit vergleichbaren Anlagegrundsatzen kann der Anlel
ger mit Steuern belastet werden, etwa wenn der Wert der erhal®
tenen Anteile hoher ist als der Wert der alten Anteile zum Zeit®
punkt der Anschaffung.

Ubertragung des Fonds auf eine andere Kapitalverwaltungs
gesellschaft

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfligungsrecht
Uber den Fonds auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft
Ubertragen. Der Fonds bleibt dadurch zwar unveréndert, wie
auch die Stellung des Anlegers. Der Anleger muss aber im Rahf
men der Ubertragung entscheiden, ob er die neue Kapitalverwal
tungsgesellschaft fur ebenso geeignet hélt wie die bisherige.
Wenn er in den Fonds unter neuer Verwaltung nicht investiert
bleiben méchte, muss er seine Anteile zuriickgeben. Hierbei konl
nen Ertragssteuern anfallen.

Rentabilitat und Erfiillung der Anlageziele des Anlegers

Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger seinen ged
winschten Anlageerfolg erreicht. Der Anteilwert des Fonds kann
fallen und zu Verlusten beim Anleger fihren. Es bestehen keine
Garantien der Gesellschaft oder Dritter hinsichtlich einer be
stimmten Mindestzahlung bei Riickgabe oder eines bestimmten
Anlageerfolgs des Fonds. Anleger kénnten einen niedrigeren als
den urspriinglich angelegten Betrag zurilickerhalten. Ein bei Er2
werb von Anteilen entrichteter Ausgabeaufschlag bzw. ein bei
VerauBerung von Anteilen entrichteter Riicknahmeabschlag
kann zudem insbesondere bei nur kurzer Anlagedauer den Erfolg
einer Anlage reduzieren oder sogar aufzehren.

2. Risiken der negativen Wertentwicklung des
Fonds (Marktrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die mit der Anlage
in einzelne Vermodgensgegenstande durch den Fonds einherge
hen. Diese Risiken kénnen die Wertentwicklung des Fonds bzw.
der im Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstande beeintrachti
gen und sich damit nachteilig auf den Anteilwert und auf das
vom Anleger investierte Kapital auswirken.

Wertveranderungsrisiken

Die Vermdgensgegenstande, in die die Gesellschaft flir Rechnung



des Fonds investiert, unterliegen Risiken. So kénnen Wertverluste
auftreten, indem der Marktwert der Vermdgensgegenstande geld
genlber dem Einstandspreis fallt oder Kassa- und Terminpreise
sich unterschiedlich entwickeln.

Kapitalmarktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzprodukten
hangt insbesondere von der Entwicklung der Kapitalmarkte ab,
die wiederum von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft so@
wie den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in
den jeweiligen Landern beeinflusst wird. Auf die allgemeine Kurs
entwicklung insbesondere an einer Borse kénnen auch irrational
le Faktoren wie Stimmungen, Meinungen und Geriichte einwir
ken. Schwankungen der Kurs- und Marktwerte kdnnen auch auf
Veranderungen der Zinssatze, Wechselkurse oder der Bonitét eild
nes Austellers (nachfolgend auch Emittent genannt) zurtickzufuhz
ren sein.

Zinsanderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Moglich
keit verbunden, dass sich das Marktzinsniveau andert, das im Zeit
punkt der Begebung eines Wertpapiers besteht. Steigen die
Marktzinsen gegenuber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emission,
so fallen i.d.R. die Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. Fallt
dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wert@
papiere. Diese Kursentwicklung fihrt dazu, dass die aktuelle Reni
dite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa dem aktuellen
Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen fallen jedoch je
nach (Rest-)Laufzeit der festverzinslichen Wertpapiere unterd
schiedlich stark aus. Festverzinsliche Wertpapiere mit kiirzeren
Laufzeiten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche Wert@
papiere mit langeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere

mit kiirzeren Laufzeiten haben demgegentber in der Regel gerin@
gere Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit langeren Lauf
zeiten. Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund ihrer kurzen
Laufzeit von maximal 397 Tagen tendenziell geringere Kursrisi
ken. Daneben konnen sich die Zinssatze verschiedener, auf die
gleiche Wahrung lautender zinsbezogener Finanzinstrumente

mit vergleichbarer Restlaufzeit unterschiedlich entwickeln.

Risiko von negativen Habenzinsen

Die Gesellschaft legt liquide Mittel des Fonds bei der Verwahrstel®
le oder anderen Banken fur Rechnung des Fonds an. Fir diese
Bankguthaben ist oftmals ein Zinssatz vereinbart, der dem Eurold
pean Interbank Offered Rate (Euribor) abzuglich einer bestimm[
ten Marge entspricht. Sinkt der Euribor unter die vereinbarte
Marge, so flhrt dies zu negativen Zinsen auf dem entsprechenl
den Konto. Abhéngig von der Entwicklung der Zinspolitik der Eul
ropaischen Zentralbank kénnen sowohl kurz-, mittel- als auch
langfristige Bankguthaben eine negative Verzinsung erzielen.
Entsprechend kénnen auch Anlagen liquider Mitteln bei Zugrun@2
delegung eines anderen Zinssatzes als des Euribors sowie Anla
gen liquider Mittel in auslandischer Wahrung unter Berlcksichti®
gung der Leitzinsen auslandischer Zentralbanken zu einer negati@
ven Verzinsung fihren.

Risiken im Zusammenhang mit Derivategeschaften

Der Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss von Ter
minkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken verbun(@
den:

e Durch die Verwendung von Derivaten kdnnen potenzielle
Verluste entstehen, die unter Umstanden nicht vorhersehbar
sind und sogar die Einschusszahlungen Uberschreiten konl
nen.

e Kursdnderungen des Basiswertes konnen den Wert eines OpZ
tionsrechts oder Terminkontraktes vermindern. Vermindert
sich der Wert und wird das Derivat hierdurch wertlos, kann
die Gesellschaft gezwungen sein, die erworbenen Rechte verld
fallen zu lassen. Durch Werténderungen des einem Swap zul2
grunde liegenden Vermogenswertes kann das Sondervermol
gen ebenfalls Verluste erleiden.

e Einliquider Sekundarmarkt fir ein bestimmtes Instrument zu
einem gegebenen Zeitpunkt kann fehlen. Eine Position in Deld
rivaten kann dann unter Umstanden nicht wirtschaftlich neu®@
tralisiert (geschlossen) werden.

e Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert des
Fondsvermoégens starker beeinflusst werden, als dies beim un@
mittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. Das VerlustrisiZ
ko kann bei Abschluss des Geschéfts nicht bestimmbar sein.

e Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option nicht
ausgeubt wird, weil sich die Preise der Basiswerte nicht wie erl
wartet entwickeln, so dass die vom Sondervermdgen gezahl?
te Optionspramie verfallt. Beim Verkauf von Optionen bel
steht die Gefahr, dass das Sondervermégen zur Abnahme
von Vermogenswerten zu einem héheren als dem aktuellen
Marktpreis, oder zur Lieferung von Vermogenswerten zu eid
nem niedrigeren als dem aktuellen Marktpreis verpflichtet
ist. Der Fonds erleidet dann einen Verlust in Hohe der Preisdifz
ferenz minus der eingenommenen Optionspramie.

e Bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass die Gesell@
schaft fur Rechnung des Fonds verpflichtet ist, die Differenz
zwischen dem bei Abschluss zugrunde gelegten Kurs und
dem Marktkurs zum Zeitpunkt der Glattstellung bzw. Fallig®
keit des Geschéaftes zu tragen. Damit wiirde der Fonds Verlus
te erleiden. Das Risiko des Verlusts ist bei Abschluss des Ter?
minkontrakts nicht bestimmbar.

e Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss eines Gegengell
schafts (Glattstellung) ist mit Kosten verbunden.

e Die von der Gesellschaft getroffenen Prognosen Uber die
kiinftige Entwicklung von zugrunde liegenden Vermdgensgel
genstanden, Zinssatzen, Kursen und Devisenmarkten kénnen
sich im Nachhinein als unrichtig erweisen.

e Die den Derivaten zugrunde liegenden Vermégensgegenstani
de kénnen zu einem an sich glinstigen Zeitpunkt nicht gel
kauft bzw. verkauft werden oder missen zu einem ungunsti®
gen Zeitpunkt gekauft oder verkauft werden.

Bei auBerborslichen Geschaften, sogenannten over-the-counter
(OTC)-Geschéfte, konnen folgende Risiken auftreten:

e Eskann ein organisierter Markt fehlen, so dass die Gesell@
schaft die fur Rechnung des Fonds am OTC-Markt erworbe
nen Finanzinstrumente schwer oder gar nicht verduBern
kann.

e Der Abschluss eines Gegengeschafts (Glattstellung) kann auf
grund der individuellen Vereinbarung schwierig, nicht mo@
glich bzw. mit erheblichen Kosten verbunden sein.



Derivate kénnen zur Absicherung von Kapitalmarktrisiken eingel
setzt werden. Dabei konnen wie bei einer Direktanlage in Geld?
marktinstrumenten offene Zinsanderungs-, Bonitats- und Wah@
rungsexposures aufgebaut werden. Diese ,Exposures" missen
sich nicht in der jeweiligen Vermégensanlage eines Fonds wideri
spiegeln; insofern kénnen sich die Risiken im Fonds bei Abschluss
solcher Geschafte erhéhen.

Risiken bei dem Erwerb elektronisch begebener Vermégensgel
genstande

Bestimmte auslandische Vermbgensgegenstande kénnen
unverbrieft emittiert und erworben werden. Diese unterliegen
der jeweiligen Regulierung in ihrem Begebungsland, die von den
Verfahrenswegen und -methoden in Deutschland abweichen
kann.

In Deutschland begebene Wertpapiere diirfen nach dem Gesetz
Uber elektronische Wertpapiere (eWpG) auch auf elektronische
Art und Weise ausgegeben werden. Nach der deutschen Verord?
nung Uber Kryptofondsanteile (KryptoFAV) dirfen auch Anteile
an Sondervermoégen oder an einzelnen Anteilklassen teilweise
oder vollstandig als Kryptofondsanteile begeben werden.

Fur die Emittenten besteht ein Wahlrecht, ob sie Wertpapiere mitZ
tels einer Urkunde, d.h. in einer verbrieften Form, oder auf
elektronischem Wege ausgeben wollen.

Das eWpG sieht zwei Arten von elektronischen
Wertpapierregistern vor: zentrale Wertpapierregister und
dezentral, typischerweise auf Basis einer Distributed-Ledger-
Technologie (DLT) gefiihrte Kryptowertpapierregister. Mit DLT ist
dabei eine Datenstruktur gemeint, welche sich Gber mehrere
Computer erstreckt und deren Inhalte geteilt werden (auch
Blockchain-Technologie genannt).

Aufgrund der Neuartigkeit der Ausgabe von in- und auslandi
schen Vermdgensgegenstanden auf elektronischem Wege und
der stetigen technologischen Fortentwicklung kdnnen sich hier
bei besondere Risiken ergeben bzw. neu entwickeln.

Nachfolgend werden beispielhaft Risiken im Zusammenhang
mit dem Erwerb elektronischer Vermégensgegenstéande dari
gestellt:

Rechtsrisiken:

Die elektronische Ausgabe kann unterschiedlichen rechtlichen
Vorschriften unterliegen, je nachdem in welchem Staat die Ausgalz
be erfolgt und erforderliche Dienstleister bspw. registerfiihrende
Stellen ihren juristischen Sitz haben. Es besteht das Risiko, dass in
einzelnen Landern Rechtsliicken bestehen konnten und zum Beil
spiel die Rechte aus auf elektronischem Weg begebenen Vermaod
gensgegenstanden nicht oder nur unzureichend geschiitzt oder
durchsetzbar sind.

Liquiditatsrisiken:

Sofern ein Handel nur auf bestimmten Plattformen oder auBer
borslich durchgefiihrt werden kann, ist es méglich, dass damit
Auswirkungen auf die Liquidierbarkeit der Vermdgensgegenstan
de einhergehen kénnen. Dies kann insbesondere geschehen,
wenn es zu sicherheitsrelevanten Vorfallen kommt und Anleger
das Vertrauen in die Plattformen bzw. den elektronischen Handel
verlieren und diese bzw. diesen dann meiden.

Preisbildungsrisiken:

Die Preise auf den Plattformen oder Mérkten, an denen ein elek@
tronisch begebener Vermoégensgegenstand gehandelt wird, konl2
nen von den Preisen abweichen, welche fir den gleichen Vermon®
gensgegenstand in verbriefter Form erzielt werden kénnen (im
Falle, dass der Vermdgensgegenstand in beiden Formen begeben
wurde).

Zusatzliche Risiken im Falle der Nutzung der DLT- bzw.
Blockchain-Technologie

Wenn Emittenten zur Ausgabe elektronischer Vermdgensgegeni
stande die DLT-Technologie nutzen, kénnen damit weitere Risi
ken einhergehen. Diese hdngen mafBgeblich von der Art des ver
wendeten DLT-Netzwerks bzw. der eingesetzten Blockchain ab.
Der Begriff Blockchain bezeichnet dabei eine Datenstruktur, in
welcher in chronologischer Form Informationen, bspw.
Transaktionsdaten, im genutzten Netzwerk an alle Teilnehmer gel?
sendet und von diesen gespeichert werden. Diese weiteren Risi
ken lassen sich wie folgt klassifizieren:

Technologische Risiken:

e Obwohl die Blockchain als sichere Technologie angesehen
wird, sind Schwachstellen, Manipulation und Cyberangriffe
moglich, die einen Verlust, Diebstahl, die Unzuganglichkeit
oder erhebliche Preisschwankungen von Vermdgensgegen
standen zur Folge haben kdnnen. Diese Risiken konnen sich
aufgrund von Weiterentwicklungen bei den
VerschlUsselungstechnologien und -techniken noch erhéhen.

Insbesondere kann nicht ausgeschlossen werden, dass sog.

.51 Prozent-Angriffe” erfolgen, bei denen ein oder mehrere
Angreifer die Mehrheit der Rechenleistung und somit die
Kontrolle Gber eine Blockchain Gbernehmen. In der Folge koni
nen diese Angreifer die Zuordnung der

Vermogensgenstande zu ihren Inhabern manipulieren.

e Auf einer genutzten Plattform kénnen sich Ausfalle,
Fehlfunktionen, Codierungsfehler oder unerwartete
Funktionsweisen ergeben, die sich nachteilig auf die Abwick?
lung, Eintragung, Registrierung und Ubertragung von Transi
aktionen auswirken kénnen. Beispielsweise konnen auf einer
Blockchain gespeicherte Smart Contracts, d.h. Programme,
welche automatisch bei Erfiillung von definierten Bedinguni
gen ausgefuhrt werden, fehlerhaft sein.

e Durch Wartungsarbeiten an einer Plattform kann es dazu
kommen, dass Teilnehmer fir bestimmte Zeitrdume keinen
Zugang zur Plattform erhalten und somit Transaktionen
nicht oder nur verzégert durchgefiihrt werden kénnen.

e Wenn elektronische Vermdgensgegenstande auf verschiedel
nen Plattformen oder tiber unterschiedliche technologische
Standards herausgegeben werden, kann eine mangelnde
Interoperabilitdt zwischen diesen Systemen zu
Marktverzerrungen und anderen Beeintrachtigungen fihren.

Regulatorische Risiken:

o Die Blockchain-Technologie unterliegt einer sich rasch
entwickelnden Regulierungslandschaft, welche Auswirkun@
gen auf Sicherheitsanforderungen, den Schutz der
Privatsphare, die Moglichkeit zur Durchfiihrung von Transak®
tionen sowie Anderungen an Blockchain-Netzwerken und def
ren Dokumentationen zur Folge haben kann.

Sonstige Risiken:



e Die Funktionalitat von elektronisch begebenen Vermégensgell
genstanden hangt von der Aufrechterhaltung des
Blockchain-Systems durch bestimmte Systembetreiber ab
(Systembetreiberrisiko). Es besteht die Moglichkeit, dass einl@
zelne oder alle Betreiber die Unterstiitzung fir ein bestimm{
tes oder alle Vermbgensgegenstande einstellen. In diesem
Fall kénnte der Handel mit den entsprechenden Vermégensi
gegenstanden erschwert bzw. unméglich sein, es sei denn ein
anderweitiges Netz kénnte als Ersatz angeschlossen werden.
Zudem kdénnten Betreiber die Transaktionskosten erhéhen,
was Transaktionen unwirtschaftlich machen kénnte.

e Um die Akzeptanz eines Blockchain-Netzwerks zu gewahrleis?
ten, muss dieses in der Lage sein, einerseits eine bestimmte
Anzahl an Transaktionen ohne Verarbeitungsprobleme und
Verzogerungen abzuwickeln und andererseits auch in der Zul
kunft eine zunehmende Anzahl von Transaktionen durchzu@
fUhren. Anderenfalls kénnen Transaktionszeiten und -kosten
limitierende Faktoren darstellen.

e Eskdénnen Abwicklungs- und Zahlungsrisiken entstehen, da
Transaktionsgebuhren an die Blockchain in der Regel in
Kryptowahrungen zu zahlen sind. Kryptowahrungen unterlied
gen starken Kursschwankungen. Daher kann sich ihr Kurs gel
genlber dem Euro oder anderen Wahrungen nachhaltig ver
schlechtern.

o Die Blockchain-Technologie erfordert in manchen Féllen eine
bestimmte Menge an Rechenleistung, was zu einem hohen
Energieverbrauch und damit einhergehenden
Umweltauswirkungen fiihren kann.

Risiken bei Pensionsgeschaften

Gibt die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds Wertpapiere, Geld?
marktinstrumente oder Investmentanteile in Pension, so verkauft
sie diese und verpflichtet sich, sie gegen Aufschlag zum Ende ei
ner vereinbarten Laufzeit zurlickzukaufen. Der zum Laufzeitende
vom Verkaufer zu zahlende Riickkaufpreis nebst Aufschlag wird
bei Abschluss des Geschaftes festgelegt. Bei Pensionsgeschéaften
besteht das Risiko, dass bis zum Zeitpunkt des Riuckkaufs des Penl
sionspapiers Marktbewegungen dazu fihren, dass der vom Pensil
onsnehmer gezahlte Kaufpreis nicht mehr dem Wert der Pensil
onspapiere entspricht. Der Pensionsnehmer tragt dann ein Konl
trahentenrisiko in Hohe der Differenz, wenn der Wert der in Pen
sion genommenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder In@
vestmentanteile unter den von ihm gezahlten Kaufpreis fallt. Der
Pensionsgeber tragt dann ein Kontrahentenrisiko in Hohe der Dif2
ferenz, wenn der Wert der in Pension gegebenen Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile Gber den von ihm
vereinnahmten Kaufpreis steigt.

Zur Vermeidung des Ausfalls eines Vertragspartners wahrend der
Laufzeit eines Pensionsgeschafts muss sich die Gesellschaft ausreil?
chende Sicherheiten stellen lassen. Bei einem Ausfall des Vertragsl
partners hat die Gesellschaft ein Verwertungsrecht hinsichtlich
der gestellten Sicherheiten. Ein Verlustrisiko fir den Fonds kann
daraus folgen, dass die gestellten Sicherheiten etwa wegen
steigender Kurse der in Pension gegebenen Wertpapiere, Geld?
marktinstrumente und Investmentanteile nicht mehr ausreichen,
um den Ruckubertragungsanspruch der Gesellschaft der vollen
Hohe nach abzudecken.

Die Besicherung des vorstehend beschriebenen Kontrahentenrisi

kos bedarf einer separaten Vereinbarung zwischen der Gesell@
schaft und dem jeweiligen Kontrahenten. Eine solche Vereinbal
rung hat die Gesellschaft mit allen fiir Pensionsgeschéafte in Frage
kommenden Kontrahenten abgeschlossen. In diesen Vereinbal
rungen ist geregelt, dass das vorstehend beschriebene Kontral2
hentenrisiko aus Pensionsgeschaften einen Mindestbetrag erreil
chen muss, bis Sicherheiten zu stellen sind. Die Besicherung erfd
folgt in dem Fall durch die Ubereignung von Wertpapieren. Das
vom Sondervermdgen im Zusammenhang mit Pensionspapieren
zu tragende Kontrahentenrisiko besteht mithin maximal in Hohe
des vorstehend beschriebenen Mindestbetrages.

Ein Kontrahentenrisiko kann auch dann bestehen, wenn die Gel
sellschaft dem Kontrahenten Sicherheiten gestellt hat, dieser auf
grund von Wertveranderungen bei der Sicherheit und/oder den
Pensionspapieren Ubersichert ist, die Gesellschaft aber mangels
Erreichen des vorgenannten Mindestbetrages noch nicht die
Ruckubertragung der gestellten Sicherheiten im entsprechenden
Umfang beanspruchen kann oder der Kontrahent die Riickiber?
tragung gestellter Sicherheiten vertragswidrig verweigert.

Der Umfang des Kontrahentenrisikos betréagt ungeachtet des Vorz
stehenden maximal funf Prozent des Wertes des Fonds bzw.

zehn Prozent des Wertes des Fonds, wenn der Vertragspartner

ein Kreditinstitut mit Sitz in der EU oder in einem Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum

(,EWR") oder in einem Drittstaat, in dem gleichwertige Aufsichts
bestimmungen gelten, ist.

Soweit die Gesellschaft flir Rechnung des Sondervermdégens Barsill
cherheiten erhalt, besteht ein Ausfallrisiko bezlglich des maBgebz
lichen kontoflihrenden Kreditinstituts.

Sollten die in Pension gegebenen Wertpapiere, Geldmarktinstrul
mente oder Investmentanteile wahrend der Geschaftslaufzeit an
Wert verlieren und die Gesellschaft sie zur Begrenzung der Wert
verluste verduBern wollen, so kann sie dies nur durch die Ausl
Ubung des vorzeitigen Kiindigungsrechts tun. Die vorzeitige Kin@
digung des Geschéafts kann mit finanziellen EinbuBen fur den
Fonds einhergehen. Auch kann dem Fonds in einem solchen Fall
dadurch ein Verlust entstehen, dass die Gesellschaft den Ublichen
Abwicklungszyklus zur Umbuchung der Wertpapiere, Geldmarkt®
instrumente und Investmentanteile auf das Depot des Fonds ab
warten muss, bevor ein Verkaufsauftrag erteilt werden kann. Zud
dem kann sich herausstellen, dass der zum Laufzeitende zu zah@@
lende Aufschlag hoher ist als die Ertrége, die die Gesellschaft
durch die Wiederanlage der erhaltenen Barmittel erwirtschaftet
hat.

Nimmt die Gesellschaft Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder
Investmentanteile in Pension (umgekehrtes Pensionsgeschaft), so
kauft sie diese und muss sie am Ende einer Laufzeit wieder verld
kaufen. Der Ruckkaufpreis nebst einem Aufschlag wird bereits
bei Geschaftsabschluss festgelegt. Die in Pension genommenen
Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Investmentanteile diel
nen als Sicherheiten flr die Bereitstellung der Liquiditat an den
Vertragspartner. Etwaige Wertsteigerungen der Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente und Investmentanteile kommen dem
Fonds nicht zugute.

Risiken im Zusammenhang mit dem Erhalt von Sicherheiten

Die Gesellschaft erhélt fiir Derivategeschéfte und Pensionsgeld
schéfte Sicherheiten. Derivate, verliehene oder in Pension gegebel



ne Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile
kénnen im Wert steigen. Die erhaltenen Sicherheiten kdnnten
dann nicht mehr ausreichen, um den Lieferungs- bzw. Riickiber®
tragungsanspruch der Gesellschaft gegeniiber dem Kontrahen
ten in voller Hohe abzudecken.

Die Gesellschaft kann Barsicherheiten auf Sperrkonten, in Staats
anleihen hoher Qualitat oder in Geldmarktfonds mit kurzer Lauf
zeitstruktur anlegen. Das Kreditinstitut, bei dem die Bankguthal?
ben verwahrt werden, kann jedoch ausfallen. Staatsanleihen und
Geldmarktfonds kdnnen sich negativ entwickeln. Bei Beendigung
des Geschafts kénnten die angelegten Sicherheiten nicht mehrin
voller Hohe verflgbar sein, obwohl sie von der Gesellschaft fur
den Fonds in der urspriinglich gewahrten Hohe wieder zurtick geld
wahrt werden mussen. Dann msste der Fonds die bei den Sicher
heiten erlittenen Verluste tragen.

Leveragerisiko

Leverage ist jede Methode, mit der die Gesellschaft den Investiti@
onsgrad des Fonds durch Pensionsgeschéfte, in Derivate eingebetl
tete Hebelfinanzierungen oder auf andere Weise erhoht. Hierl2
durch kénnen sich das Marktrisikopotential und damit auch das
Verlustrisiko entsprechend erhdhen; es besteht das Risiko, dass
sich die Ertragschancen nicht verwirklichen lassen und Verluste
entstehen.

Verbriefungsrisiko

Eine Verbriefung ist eine Transaktion oder Struktur, bei der das
mit einer Forderung oder einem Pool von Forderungen verbunde®
ne Kreditrisiko in Tranchen unterteilt wird. Die im Rahmen dieser
Transaktion oder dieser Struktur getatigten Zahlungen hangen
von der Erfullung der Forderung oder der im Pool enthaltenen
Forderungen ab. Die Rangfolge der Tranchen entscheidet Giber
die Verteilung der Verluste wahrend der Laufzeit der Transaktion
oder der Struktur.

Bei der Biindelung von Forderungen in neuen Transaktionen
oder Strukturen, die am Markt verauBBert werden kénnen, werl
den Risiken aus den urspriinglichen Forderungen vollstandig
oder zumindest teilweise weitergegeben, was im Hinblick auf die
bestehenden Risikostrukturen zu einem Transparenzverlust und
hiermit verbunden zu einer Verminderung des Risikobewusst?
seins fuhren kann. Ein vollstandiger oder teilweiser Ausfall zul
grunde liegender Forderungen kann den Marktwert und/oder
die Handelbarkeit der Transaktionen oder Strukturen stark beein@
trachtigen und zu einem teilweisen oder vollstandigen Wertverl
lust fGhren.

Der Fonds darf Wertpapiere, die Forderungen verbriefen (VerbrielZ
fungspositionen) und nach dem 1. Januar 2011 emittiert wurden,
nur noch erwerben, wenn der Forderungsschuldner mindestens 5
Prozent des Volumens der Verbriefung als so genannten Selbstbelz
halt zurickbehélt und weitere Vorgaben einhéalt. Die Gesellschaft
ist daher verpflichtet, im Interesse der Anleger MaBBnahmen zur
Abhilfe einzuleiten, wenn sich Verbriefungen im Fondsvermégen
befinden, die diesen EU-Standards nicht entsprechen. Im Rahmen
dieser AbhilfemaBnahmen kénnte die Gesellschaft gezwungen
sein, solche Verbriefungspositionen zu verauBern. Aufgrund
rechtlicher Vorgaben fiir Banken, Kapitalverwaltungsgesellschaf@
ten und Versicherungen besteht das Risiko, dass die Gesellschaft
solche im Fonds gehaltenen Verbriefungspositionen nicht oder

nur mit starken Preisabschlagen bzw. mit groBer zeitlicher Verzol
gerung verkaufen kann.

Inflationsrisiko

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko fir alle VermégensZ
gegenstande. Dies gilt auch fir die im Fonds gehaltenen Vermo®
gensgegenstande. Die Inflationsrate kann Gber dem Wertzu2
wachs des Fonds liegen.

Konzentrationsrisiko

Weitere Risiken konnen dadurch entstehen, dass eine Konzentral
tion der Anlage in bestimmte Vermogensgegenstande, Emittenl
ten oder Markte erfolgt. Dann ist der Fonds von der Entwicklung
dieser Vermdgensgegenstande, Emittenten oder Markte beson@
ders stark abhdngig. In diesem Falle erhéht sich das damit verbuniz
dene Adressenausfallrisiko (Konzentrationsrisiko).

Risiken im Zusammenhang mit der Investition in Investmenti
anteile

Die Risiken der Investmentvermdgen, deren Anteile fir den
Fonds erworben werden (so genannte ,Zielfonds"”), stehen in enl
gem Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Zielfonds ent
haltenen Vermdgensgegenstande bzw. der von diesen Zielfonds
verfolgten Anlagestrategien. Die genannten Risiken kdnnen jeld
doch durch die Streuung der Vermdgensanlagen innerhalb der
Sondervermogen, deren Anteile erworben werden, und durch
die Streuung innerhalb dieses Fonds reduziert werden.

Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinander unabhanf
gig handeln, kann es aber auch vorkommen, dass mehrere Ziel®
fonds gleiche oder einander entgegengesetzte Anlagestrategien
verfolgen. Hierdurch kénnen bestehende Risiken kumulieren,
und eventuelle Chancen kdnnen sich gegeneinander aufheben.

Es ist der Gesellschaft im Regelfall nicht méglich, das Manageld
ment der Zielfonds zu kontrollieren. Deren Anlageentscheidun@
gen miissen nicht zwingend mit den Annahmen oder Erwartuni
gen der Gesellschaft Gbereinstimmen.

Der Gesellschaft wird die aktuelle Zusammensetzung der Ziel?
fonds oftmals nicht zeitnah bekannt sein. Entspricht die Zusam@@
mensetzung nicht ihren Annahmen oder Erwartungen, so kann
sie gegebenenfalls erst deutlich verzégert reagieren, indem sie
Zielfondsanteile zurtickgibt.

Information der Anleger bei Beschrdnkung oder Aussetzung
der Ricknahme von Zielfondsanteilen

Offene Investmentvermdégen, an denen der Fonds Anteile erfl
wirbt, kdnnten zudem zeitweise die Riicknahme von Anteilen bel
schranken oder aussetzen. Dann kann die Gesellschaft die Anteile
an dem Zielfonds nicht oder nur eingeschrankt bei der Verwal®
tungsgesellschaft oder Verwahrstelle des Zielfonds gegen Ausi
zahlung des Riicknahmepreises zurlickgeben. Auf der Homepage
der Gesellschaft ist unter privatkunden.union-investment.de aufd
gefiihrt, ob und in welchem Umfang der Fonds Anteile von Ziel®
fonds halt, die derzeit die Ricknahme von Anteilen ausgesetzt hal
ben.

Risiken aus dem Anlagespektrum

Unter Beachtung der durch die EU-Verordnung und die AnlagebelZ
dingungen vorgegebenen Anlagegrundsatze und -grenzen, die
fur den Fonds einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tat
sachliche Anlagepolitik auch darauf ausgerichtet sein, schwer
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punktmaBig Vermbégensgegenstande zB. nur weniger Branchen,
Markte oder Regionen/Lander zu erwerben. Diese Konzentration
auf wenige spezielle Anlagesektoren kann mit Risiken (z.[B.
Marktenge, hohe Schwankungsbreite innerhalb bestimmter Kon
junkturzyklen) verbunden sein. Uber den Inhalt der Anlagepolitik
informiert der Jahresbericht nachtraglich fur das abgelaufene Bel2
richtsjahr.

3. Risiken der eingeschrankten oder erh6hten
Liquiditat des Fonds und Risiken im Zusamf
menhang mit vermehrten Zeichnungen oder
Rickgaben (Liquiditatsrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die die Liquiditat
des Fonds beeintrachtigen kénnen. Dies kann dazu fuhren, dass
der Fonds seinen Zahlungsverpflichtungen voribergehend oder
dauerhaft nicht nachkommen kann bzw. dass die Gesellschaft die
Ruckgabeverlangen von Anlegern voriibergehend oder dauer
haft nicht erfillen kann. Der Anleger kann gegebenenfalls die
von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren und ihm kann das
investierte Kapital oder Teile hiervon flr unbestimmte Zeit nicht
zur Verfligung stehen. Durch die Verwirklichung der Liquiditatsri
siken konnte zudem der Wert des Fondsvermdgens und damit
der Anteilwert sinken, etwa wenn die Gesellschaft gezwungen
ist, soweit gesetzlich zulassig, Vermdgensgegenstdnde fir den
Fonds unter Verkehrswert zu verduBern. Ist die Gesellschaft nicht
in der Lage, die Ruckgabeverlangen der Anleger zu erfillen, kann
dies auBerdem zur Beschrankung oder Aussetzung der Riicknah?
me und im Extremfall zur anschlieBenden Auflésung des Fonds
fahren.

Risiko aus der Anlage in Vermégensgegenstdande

Far den Fonds dirfen auch Vermdgensgegenstande erworben
werden, die nicht an einer Borse zugelassen oder an einem andeld
ren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind. Diese Vermdgensgegenstande kdnnen gegebenenfalls nur
mit hohen Preisabschlagen, zeitlicher Verzégerung oder gar

nicht weiterverduBert werden. Auch an einer Borse zugelassene
Vermogensgegenstande kénnen abhangig von der Marktlage,
dem Volumen, dem Zeitrahmen und den geplanten Kosten gegel
benenfalls nicht oder nur mit hohen Preisabschlagen verauBert
werden. Obwohl fiir den Fonds nur Vermégensgegenstande erl
worben werden diirfen, die grundsatzlich jederzeit liquidiert wer
den kénnen, kann nicht ausgeschlossen werden, dass diese zeit?
weise oder dauerhaft mit Verlust veraduBert werden kénnen bzw.
dass es bei diesen zu gréBeren Kursschwankungen kommt.

Risiken durch vermehrte Zeichnungen oder Riickgaben

Durch Kauf- und Verkaufsauftrage von Anlegern fliet dem
Fondsvermégen Liquiditdt zu bzw. aus dem Fondsvermégen
Liquiditat ab. Die Zu- und Abflisse kdnnen nach Saldierung zu eid
nem Nettozu- oder —abfluss der liquiden Mittel des Fonds fuhren.
Dieser Nettozu- oder —abfluss kann den Fondsmanager veranlas?
sen, Vermdgensgegenstande zu kaufen oder zu verkaufen, wol
durch Transaktionskosten entstehen. Dies gilt insbesondere,
wenn durch die Zu- oder AbflUsse eine von der Gesellschaft fir
den Fonds vorgesehene Quote liquider Mittel Gber- bzw. unter
schritten wird. Die hierdurch entstehenden Transaktionskosten
werden dem Fonds belastet und kdnnen die Wertentwicklung
des Fonds beeintrachtigen. Bei Zuflissen kann sich eine erhéhte

Fondsliquiditat belastend auf die Wertentwicklung des Fonds ausiZ
wirken, wenn die Gesellschaft die Mittel nicht oder nicht zeitnah
zu angemessenen Bedingungen anlegen kann.

Risiko bei Feiertagen in bestimmten Regionen/Landern

Falls fir das Sondervermégen Anlagen in anderen Landern geta
tigt werden, kann es aufgrund lokaler Feiertage in diesen Lani
dern zu Abweichungen zwischen den Handelstagen an Borsen
dieser Lander und den Bewertungstagen des Fonds kommen. Der
Fonds kann mdglicherweise an einem Tag, der kein Bewertungsl
tag ist, auf Marktentwicklungen in diesen Landern nicht am sel@
ben Tag reagieren oder an einem Bewertungstag, der kein Han2
delstag in diesen Landern ist, auf dem dortigen Markt nicht han®
deln. Hierdurch kann der Fonds gehindert sein, Vermdgensgegeniz
stande in der erforderlichen Zeit und zum gewinschten Kurs
bzw. Preis zu verauBern. Dies kann die Fahigkeit des Fonds nachl?
teilig beeinflussen, Rickgabeverlangen oder sonstigen Zahlungs@
verpflichtungen nachzukommen.

4. Kontrahentenrisiko inklusive Kredit- und Forfd
derungsrisiko

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die sich fir den
Fonds im Rahmen einer Geschéaftsbeziehung mit einer anderen
Partei (so genannte Gegenpartei) ergeben kénnen. Dabei bel
steht das Risiko, dass der Vertragspartner seinen vereinbarten
Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Dies kann die
Wertentwicklung des Fonds beeintrachtigen und sich damit auch
nachteilig auf den Anteilwert und das vom Anleger investierte Kalz
pital auswirken.

Adressenausfallrisiko / Gegenpartei-Risiken (auBer zentrale
Kontrahenten)

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder eines Vertragspartners
(Kontrahenten), gegen den der Fonds Anspriiche hat, kbnnen
Verluste fiir den Fonds entstehen. Das Ausstellerrisiko beschreibt
die Auswirkung der besonderen Entwicklungen des jeweiligen
Ausstellers, die neben den allgemeinen Tendenzen der Kapital®
markte auf den Kurs eines Wertpapiers einwirken. Auch bei sorg
faltiger Auswahl der Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen werfd
den, dass Verluste durch Vermogensverfall von Ausstellern eintrel
ten. Die Partei eines fir Rechnung des Fonds geschlossenen Ver®
trags kann teilweise oder vollstandig ausfallen (Kontrahentenrisi®
ko). Dies gilt fur alle Vertrage, die fir Rechnung des Fonds geld
schlossen werden.

Risiko durch zentrale Kontrahenten

Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty — ,CCP") kann als
zwischengeschaltete Institution in bestimmte Geschafte fir den
Fonds eintreten, insbesondere in Geschéafte Gber derivative Fill
nanzinstrumente. In diesem Fall wird er als Kaufer gegenutber
dem Verkaufer und als Verkaufer gegenliber dem Kaufer tatig.
Ein CCP sichert sich gegen das Risiko, dass seine Geschaftspartner
die vereinbarten Leistungen nicht erbringen kénnen, durch eine
Reihe von Schutzmechanismen ab, die es ihm jederzeit ermogli
chen, Verluste aus den eingegangenen Geschaften auszuglei
chen (z.B. durch Besicherungen). Es kann trotz dieser Schutzmed
chanismen nicht ausgeschlossen werden, dass ein CCP sich
seinerseits Uberschuldet und ausféllt, wodurch auch Anspriiche
der Gesellschaft fur den Fonds betroffen sein konnen. Hierdurch
kénnen Verluste fir den Fonds entstehen.
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5. Operationelle und sonstige Risiken des
Fonds

Im Folgenden werden Risiken dargestellt, die sich beispielsweise
aus unzureichenden internen Prozessen sowie aus menschlichem
oder Systemversagen bei der Gesellschaft oder externen Dritten
ergeben konnen. Diese Risiken kénnen die Wertentwicklung des
Fonds beeintréchtigen und sich damit auch nachteilig auf den Anlz
teilwert auswirken.

Risiken durch kriminelle Handlungen, Missstdnde oder Naturi
katastrophen

Der Fonds kann Opfer von Betrug oder anderen kriminellen Handl
lungen werden. Er kann Verluste durch Fehler von Mitarbeitern
der Gesellschaft oder externer Dritter erleiden oder durch duBBere
Ereignisse wie z.B. Naturkatastrophen oder Pandemien geschald
digt werden.

Lander- oder Transferrisiko

Es besteht das Risiko, dass ein auslandischer Schuldner trotz Zah@
lungsfahigkeit aufgrund fehlender Transferfahigkeit der Wah@
rung, fehlender Transferbereitschaft seines Sitzlandes oder aus
ahnlichen Griinden Leistungen nicht fristgerecht, iberhaupt
nicht oder nur in einer anderen Wéhrung erbringen kann. So kon@
nen z.B. Zahlungen, auf die die Gesellschaft fir Rechnung des
Fonds Anspruch hat, ausbleiben, in einer Wahrung erfolgen, die
aufgrund von Devisenbeschrankungen nicht (mehr) konvertier®
bar ist oder in einer anderen Wahrung erfolgen. Zahlt der Schuld@
ner in einer anderen Wahrung, so unterliegt diese Position dem
oben dargestellten Wahrungsrisiko.

Rechtliche und politische Risiken

Fir den Fonds dirfen Investitionen in Rechtsordnungen getatigt
werden, in denen deutsches Recht keine Anwendung findet bzw.
im Fall von Rechtsstreitigkeiten der Gerichtsstand auBerhalb
Deutschlands ist. Hieraus resultierende Rechte und Pflichten der
Gesellschaft fir Rechnung des Fonds kénnen von denen in
Deutschland zum Nachteil des Fonds bzw. des Anlegers abweil
chen. Politische oder rechtliche Entwicklungen einschlieBlich der
Anderungen von rechtlichen Rahmenbedingungen in diesen
Rechtsordnungen kdnnen von der Gesellschaft nicht oder zu spat
erkannt werden oder zu Beschrankungen hinsichtlich erwerbbal
rer oder bereits erworbener Vermdgensgegenstande flhren. Dield
se Folgen kénnen auch entstehen, wenn sich die rechtlichen Rahl
menbedingungen fiir die Gesellschaft und/oder die Verwaltung
des Fonds in Deutschland dandern.

Anderung der steuerlichen Rahmenbedingungen, steuerlill
ches Risiko

Die steuerlichen Ausfiihrungen in diesem Verkaufsprospekt geld
hen von der derzeit bekannten Rechtslage aus. Die ,Kurzanga@
ben Uber steuerrechtliche Vorschriften” im Allgemeinen Teil des
Verkaufsprospekts richten sich an in Deutschland unbeschrankt
einkommensteuerpflichtige oder unbeschrankt kérperschaftsteul
erpflichtige Personen. Es kann jedoch keine Gewahr dafur Gber
nommen werden, dass sich die steuerliche Beurteilung durch Geld
setzgebung, Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung
nicht andert.

Schllsselpersonenrisiko

Fallt das Anlageergebnis des Fonds in einem bestimmten Zeit

raum sehr positiv aus, hdngt dieser Erfolg moglicherweise auch
von der Eignung der handelnden Personen und damit den richti®
gen Entscheidungen des Managements ab. Die personelle Zusam(
mensetzung des Fondsmanagements kann sich jedoch verani
dern. Neue Entscheidungstréager kénnen dann méglicherweise
weniger erfolgreich agieren.

Verwahrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermdgensgegenstanden insbesondere
im Ausland ist ein Verlustrisiko verbunden, das aus Insolvenz,
Sorgfaltspflichtverletzungen oder missbrauchlichem Verhalten
des Verwahrers oder eines Unter-Verwahrers bzw. hoherer Geld
walt resultieren kann.

Fir den Verlust eines durch die Verwahrstelle oder einen Unter@
verwahrer verwahrten Vermdgensgegenstandes ist grundsatzlich
die Verwahrstelle verantwortlich. Die Gesellschaft hat die Verld
wahrstelle sorgfaltig ausgewahlt. Dennoch kann nicht ausge
schlossen werden, dass Ersatzanspriiche gegen die Verwahrstelle
nicht oder nicht vollstédndig realisiert werden kénnen.

Risiken aus Handels- und Clearingmechanismen (Abwicklungs
risiko)

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschaften besteht das Risi
ko, dass eine der Vertragsparteien verzégert oder nicht
vereinbarungsgemaB zahlt oder die Wertpapiere nicht fristgel
recht liefert. Dieses Abwicklungsrisiko besteht entsprechend

auch beim Handel mit anderen Vermdgensgegenstanden fir das
Sondervermdgen.

6. Nachhaltigkeitsrisiken

Nachhaltigkeitsrisiken sind Ereignisse oder Bedingungen aus den
Bereichen Umwelt, Soziales oder Unternehmensfiihrung, deren
Eintreten tatsachlich oder potenziell wesentliche negative Auswirl
kungen auf den Wert der Investition des Fonds haben kénnten.

Nachhaltigkeitsrisiken sind Bestandteil der bereits bekannten
Risikoarten wie beispielsweise Marktrisiko, Liquiditatsrisiko, Kon
trahentenrisiko und operationelles Risiko und kénnen die
Wesentlichkeit dieser Risiken beeinflussen.

Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken durch Union Inf
vestment

a) Investitionsentscheidungen

Investitionsentscheidungen werden bei Union Investment

auf Basis eines fundamentalen Research-Prozesses getroffen.
Dabei ist auch das Prinzip der ESG Integration bei allen Investil
tionsentscheidungen verankert. Unter ESG Integration verfd
steht man die systematische Beriicksichtigung von Nachhal@
tigkeitsfaktoren in den wesentlichen Schritten des
Investmentprozesses. Nachhaltigkeitsfaktoren sind dabei unfd
ter anderem Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelange, die
Achtung der Menschenrechte und die Bekampfung von Korfd
ruption und Bestechung.

Die Integration von Nachhaltigkeitsfaktoren in den fundal@
mentalen Researchprozess wird bei Union Investment grund®
satzlich tGber ein ESG Committee sichergestellt. Es behandelt
unter anderem spezielle Unternehmen, Sektoren und Lander,
die aufgrund konkreter Geschehnisse und/oder struktureller
Trends unter Nachhaltigkeitsaspekten fur Risiko-, Ertrags-
und Bewertungsiberlegungen von besonderer Relevanz
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sind. Das Committee gibt bindende Investmentsignale und
Empfehlungen mit Relevanz fur alle betroffenen Assetklassen
und alle Portfoliomanager.

b) Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in Investitionsent
scheidungen

Nachhaltigkeitsanalysten und Portfoliomanager analysieren
die wesentlichen Nachhaltigkeitsrisiken fur eine entsprechen
de Branche bzw. Assetklasse und erweitern damit die
klassische Fundamentalanalyse um finanziell relevante
Nachhaltigkeitsrisken.

Die Ergebnisse der ESG Analyse und einzelne Nachhaltigkeits®
faktoren werden dokumentiert. Die Portfoliomanager von
Union Investment greifen auf diese Dokumentation zu und
kénnen die Nachhaltigkeitsrisiken von Portfolios einsehen,
messen und ihren Investitionsentscheidungen zu Grunde lel
gen. Um Nachhaltigkeitsrisiken zu verringern, sucht das Port(
foliomanagement den konstruktiven Dialog mit den Emitten®
ten, in die investiert wird. Ziel ist es, aktiv Einfluss auf Emitten®
ten in Bezug auf Chancen und Risiken zu nehmen, die in Ver
bindung mit Nachhaltigkeitsfaktoren stehen konnen.

c) Auswirkungen auf die Rendite

Die Bertlicksichtigung von Nachhaltigkeitsfaktoren kann lang®
fristig einen wesentlichen Einfluss auf die Wertentwicklung ei
ner Investition haben. Emittenten mit mangelhaften Nachhal@
tigkeitsstandards konnen anfalliger flr Ereignis-,
Reputations-, Regulierungs-, Klage- und Technologierisiken
sein. Diese Risiken im Bereich Nachhaltigkeit kdnnen unter ani
derem Auswirkungen auf das operative Geschaft, auf den
Marken- bzw. Unternehmenswert und auf das Fortbestehen
der Unternehmung oder der Investition haben. Das Eintreten
dieser Risiken kann zu einer negativen Bewertung der Investi
tion fuhren, die wiederum Auswirkungen auf die Rendite des
Fonds haben kann.

Bertcksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken bei Auslagerung
des Portfoliomanagements

Sofern die Portfolioverwaltung des Sondervermogens auf eine anl
dere Gesellschaft ausgelagert wurde, finden Sie Informationen
zum Umgang dieses Auslagerungsunternehmens mit Nachhaltig®
keitsrisiken im Abschnitt ,Weitere Auslagerungen” des BesondelZ
ren Teils des Verkaufsprospekts.

Besondere Risikohinweise

Besondere Risikohinweise zum Fonds sind im Besonderen Teil des
Verkaufsprospekts im Abschnitt ,Besondere Risikohinweise zum
Fonds” enthalten, sofern der Fonds solche Risiken aufweist.

Erlduterungen zum Risikoprofil des
Fonds

Die bestehende Einschatzung zum Risikoprofil eines Fonds drickt
die Gesellschaft in den nachfolgenden Risikoklassen aus:

e Geringes Risiko,
o MaBiges Risiko,

e Erhohtes Risiko,

e Hohes Risiko,

e Sehr hohes Risiko bis hin zum méglichen vollstandigen Kapid
talverzehr.

Im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts ist im Abschnitt ,Risi
koklasse des Sondervermdgens” dargestellt, welcher Risikoklasse
die Gesellschaft den in diesem Verkaufsprospekt beschriebenen
Fonds zugeordnet hat.

Standard-Modell der Zuordnung zu einer Risikoklasse:

Die Zuordnung zu einer Risikoklasse erfolgt grundsatzlich auf Bal2
sis eines Modells, bei dem die Risikofaktoren eines Fonds auf der
Grundlage der in dem jeweils gultigen Verkaufsprospekt beschriel2
benen Anlagepolitik und der in einem Fonds enthaltenen Risiken
berlcksichtigt werden. Hierbei werden jedoch nicht alle potenzi
ell méglichen Risiken (siehe Abschnitt ,Risikohinweise” im Allge
meinen Teil des Verkaufsprospekts) berticksichtigt, da es sich bei
einigen der dargestellten Risiken um solche handelt, die nicht nur
von der im Verkaufsprospekt eines Fonds beschriebenen Anlagel?
politik beeinflusst werden, sondern auch anderen Faktoren ausl
gesetzt sind, z.B. Inflationsrisiken oder Schlusselpersonenrisiko.
Vor diesem Hintergrund werden im verwendeten Modell allein
die nachfolgend aufgefiihrten Risiken bewertet: Aktienkursrisiko
(Marktrisiko), Zinsdanderungsrisiko, Corporate Risiko (Adressen
ausfallrisiko), Wahrungsrisiko, Immobilienrisiko, Commodity Risi?
ko, Private Equity Risiko, Hedgefonds Risiko, High Yield Risiko,
Emerging Markets Risiko (Lander- und Transferrisiko), Branchenri@
siko (Konzentrationsrisiko), Lander- und Regionenrisiko, Lever
agerisiko (Risiko im Zusammenhang mit Derivategeschaften), Lil
quiditatsrisiko, Risiko eines marktgegenlaufigen Verhaltens.

Fir jedes Sondervermogen wird sodann analysiert, in welchem
Ausmaf es den jeweiligen verwendeten Risikofaktoren ausge®
setzt ist. Die Zusammenfassung dieser Auspradgungen miindet in
einer Einschatzung zum Risikoprofil eines Sondervermégens. Dall
bei gilt, dass je hoher eine Auspragung ausfallt, es umso wahri
scheinlicher ist, dass die Wertentwicklung eines Fonds durch diel@
sen Risikofaktor beeinflusst wird.

Zu bericksichtigen ist dabei, dass bei einer entsprechenden Beld
wertung die jeweiligen Risiken unterschiedlich gewichtet werl
den. Die Gewichtung und Bewertung der Risiken erfolgen an@
hand einer vergangenheitsbezogenen Betrachtung. Dies bedeuld
tet, dass sich die in einem Fonds enthaltenen Risiken tatsachlich
starker auf die Wertentwicklung des Fonds niederschlagen kéniZ
nen, als dies durch die vorgenommene Einschatzung zum Risiko
profil zum Ausdruck gebracht wird. Dies droht insbesondere
dann, wenn sich etwaige in einem Fonds enthaltene Risiken star
ker niederschlagen, als dies in der Vergangenheit zu beobachten
war.

Darliber hinaus ist zu bertcksichtigen, dass die Vergabe einer RisilZ
koklasse unter Berticksichtigung der Risikofaktoren nach dem zu@
vor beschriebenen Modell bei Fonds mit bestimmten Ausstat
tungsmerkmalen nicht sachgerecht ist. Vor diesem Hintergrund
werden Garantie- und wertgesicherte Fonds mit einem maBigen
Risiko klassifiziert. Bei anderen als Garantie- und wertgesicherten
Fonds, die Uber bestimmte Ausstattungsmerkmale verfigen, die
dazu fuhren, dass abweichend von dem zuvor beschriebenen Mol
dell eine Zuordnung eines Fonds zu einer Risikoklasse erfolgt,
wird die Gesellschaft bei der Zuordnung eines solchen Fonds zu
seiner Risikoklasse gesondert darauf hinweisen.
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Aus den zuvor genannten Griinden ist zu berticksichtigen,
dass sich sowohl die Gewichtung der einzelnen Risikofaktoren
als auch die Auspragungen fiir jeden Risikofaktor durch neue
Marktgegebenheiten im Zeitverlauf andern kénnen. Der Anlefl
ger muss insofern damit rechnen, dass sich auch die Zugeho
rigkeit zu einer ausgewiesenen Risikoklasse andern kann. Dies
kann insbesondere dann der Fall sein, wenn sich durch die
neuen Marktgegebenheiten nachhaltig zeigt, dass die einzel@
nen Risikofaktoren anders zu gewichten oder zu bewerten
sind.

Durch den Ausweis einer Einschdtzung zum Risikoprofil eifl
nes Sondervermégens kann daher auch keine Aussage tGber
tatsachlich eintretende Wertverluste oder Wertzuwachse gelll
troffen werden.

Sofern fiir die Zuordnung des Sondervermdgens zu einer Risil
koklasse nicht das zuvor beschriebene Standardmodell verid
wendet wird, so wird das fir das Sondervermégen abweill
chend hiervon verwendete Modell im Besonderen Teil des Veril
kaufsprospekts unter dem Abschnitt ,Risikoklasse des Sonderid
vermogens” naher beschrieben.

Unterschiede zwischen dem Risikoprofil
im Verkaufsprospekt und im
Basisinformationsblatt

Im Basisinformationsblatt fir den Fonds bzw. fir dessen Anteil®
klassen, welches aufgrund der Umsetzung der Verordnung (EU)
Nr. 1286/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
26. November 2014 Gber Basisinformationsblatter fir verpackte
Anlageprodukte fir Kleinanleger und Versicherungsanlagel
produkte (,PRIIPs-VO"), der Delegierten Verordnung (EU)
2017/653 der Kommission vom 8. Méarz 2017 zur Erganzung der
Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 (,,DelVO zur PRIIPs-VO") und der
Delegierten Verordnung (EU) 2021/2268 der Kommission vom 6.
September 2021 zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU)
2017/653 ab 1. Januar 2023 zuséatzlich zu dem Verkaufsprospekt
zu erstellen ist, wird im Abschnitt ,Welche Risiken bestehen und
was konnte ich im Gegenzug dafiir bekommen” ein
Gesamtrisikoindikator ausgewiesen. Dieser Indikator umfasst
eine Reihe von Risikoklassen auf einer Skala der Ziffern 1 bis 7. Al
lein anhand der friiheren Volatilitat erfolgt eine Einstufung auf
dieser Skala bzw. wird in Fallen, in denen eine solche Volatilitat
nicht berechnet werden kann, gemaB des Anhangs Il der DelVO
zur PRIIPs-VO pauschal ein Gesamtrisikoindikator von 6 oder 7
vergeben. Ist keine ausreichende Anteilspreishistorie vorhanden,
so ist die Volatilitat anhand geeigneter Referenzwerte zu ermit@
teln. Der Indikator wird dartber hinaus erganzt durch eine Beld
schreibung derjenigen Risiken, die wesentlich sind und nicht vom
Indikator angemessen erfasst werden.

Die im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts im Abschnitt
«Risikoklasse des Sondervermégens” ausgewiesene Einschat|
zung zum Risikoprofil eines Sondervermégens ist nicht veri
gleichbar mit dem Ausweis im Abschnitt ,Welche Risiken bef|
stehen und was kénnte ich im Gegenzug dafiir bekommen”
des Basisinformationsblatts. Zudem kdnnen die dort angefl
gebenen Erlduterungen zu weiteren Risiken, die die Einstul
fung nicht unmittelbar beeinflussen, aber trotzdem fiir den
Fonds bzw. die jeweilige Anteilklasse von Bedeutung sein
kénnen, von den im Verkaufsprospekt angegebenen Risikof
hinweisen abweichen.

Wesentliche Unterschiede im Uberblick:

e Im Gegensatz zu der verwendeten Skala 1 bis 7 im
Basisinformationsblatt beruht die von der Gesellschaft im Verl
kaufsprospekt vorgenommene Einstufung auf insgesamt
funf Risikoklassen.

e StandardmaBig erfolgt von der Gesellschaft eine Zuordnung
zu einer Risikoklasse im Verkaufsprospekt auf Basis eines (Scol
ring-) Modells, bei dem bestimmte Risikofaktoren eines
Fonds berticksichtigt werden. Die Gewichtung und Bewerfd
tung dieser Risiken ist unterschiedlich und erfolgt anhand eil
ner vergangenheitsbezogenen Betrachtung. Eine vom Stanl
dard abweichende Vergabe einer Risikoklasse ist moglich,
wenn diese sachgerecht ist und hierauf gesondert hingewied
sen wird. Im Basisinformationsblatt wird hingegen allein auf
die Volatilitat abgestellt.

e Aufgrund der unterschiedlichen Vorgehensweise zur Ermitt2
lung und Erlauterung des auszuweisenden Risikoprofils im
Basisinformationsblatt und im Verkaufsprospekt weichen
auch die auszuweisenden Risiken inhaltlich voneinander ab.

Anlagegrundsatze, Anlagegrenzen und
Anlageziel

Im Allgemeinen Teil dieses Verkaufsprospekts werden die allf
gemeinen Regelungen fur den Erwerb von Vermégensgegeni
standen bzw. den Einsatz von Anlageinstrumenten fir
Standard-VNAV-Geldmarktfonds gemaB der EU-Verordnung
2017/1131 Gber Geldmarktfonds dargestellt. Im Besonderen
Teil dieses Verkaufsprospekts finden sich die besonderen Ref
gelungen flur den Erwerb von Vermégensgegenstanden bzw.
den Einsatz von Anlageinstrumenten fir das in diesem Veril
kaufsprospekt beschriebene Sondervermégen sowie die Anlai
gegrenzen, die fir dieses Sondervermégen gelten.

Ferner wird im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts im Abf
schnitt ,Anlageziel” das Ziel der Anlagepolitik des Fonds gefd
nannt.

Es kann keine Zusicherung gegeben werden, dass die Ziele
der Anlagepolitik tatsachlich erreicht werden.

Allgemeine Regelungen fiir den Erwerb
von Vermoégensgegenstdnden und Anlal
geinstrumenten
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Geldmarktinstrumente

Die Gesellschaft darf flir Rechnung des Fonds in Instrumente in@
vestieren, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werl
den, sofern diese bei der Emission die rechtliche Falligkeit von
nicht mehr als 397 Tagen oder zum Zeitpunkt ihres Erwerbs flr
das Sondervermogen eine restliche Laufzeit von hochstens 397
Tagen haben (sog. Geldmarktinstrumente).

Flr den Fonds durfen solche Geldmarktinstrumente erworben
werden, wenn sie

1. an einer Borse in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Gber den EWR zum
Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem an
deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezol
gen sind,

2. ausschlieBlich auBerhalb der Mitgliedstaaten der EU oder aul@
Berhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens tber
den EWR an einer Borse zum Handel zugelassen oder dort an
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diel
sen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieser Borse
oder dieses Marktes zugelassen hat,

3. von der EU, dem Bund, einem Sondervermdgen des Bundes,
einem Land, einem anderen Mitgliedstaat oder einer andel
ren zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Gebietskorperf?
schaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaats der EU, der
Europaischen Zentralbank oder der Europaischen Investitions
bank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist,
einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer internalz
tionalen 6ffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens
ein Mitgliedstaat der EU angehért, begeben oder garantiert
werden,

4. von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpall
piere auf den unter den Nummern 1 und 2 bezeichneten
Markten gehandelt werden,

5. von einem Kreditinstitut begeben oder garantiert werden,
das nach dem Recht der EU festgelegten Kriterien einer Aufld
sicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbel
stimmungen, die nach Auffassung der BaFin denjenigen des
Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, unterliegt und diese
einhalt, oder

6. von anderen Emittenten begeben werden und es sich bei
dem jeweiligen Emittenten

a) um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von mindes[
tens 10 Millionen Euro handelt, das seinen Jahresab@
schluss nach der Europaéischen Richtlinie Gber den Jahres
abschluss von Kapitalgesellschaften erstellt und veréffent
licht, oder

b) um einen Rechtstrager handelt, der innerhalb einer eine
oder mehrere borsennotierte Gesellschaften umfassen®
den Unternehmensgruppe flr die Finanzierung dieser
Gruppe zustandig ist, oder

¢) um einen Rechtstrager handelt, der Geldmarktinstru@
mente emittiert, die durch Verbindlichkeiten unterlegt
sind durch Nutzung einer von einer Bank eingerdumten
Kreditlinie. Dies sind Produkte, bei denen Kreditforderun
gen von Banken in Wertpapieren verbrieft werden (sogel
nannte Asset Backed Securities).

Samtliche genannten Geldmarktinstrumente darfen nur erworf?
ben werden, wenn sie selbst und ihr Emittent und im Rahmen
der internen Analyse der Kreditqualitat eine positive Bewertung
erhalten haben. Dies gilt nicht fiir Geldmarktinstrumente, die von
der Europaischen Union, einer zentralstaatlichen Korperschaft
oder der Zentralbank eines Mitgliedstaats der Europaischen Unil
on oder eines anderen Vertragsstaats des Abkommens tber den
Europaischen Wirtschaftsraum, der Européischen Zentralbank,
der Europaischen Investitionsbank, dem Europaischen
Stabilitatsmechanismus oder der Européischen
Finanzstabilisierungsfazilitat emittiert oder garantiert wurden.

Verbriefungen und ABCPs

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des OGAW-Sondervermégens
in Verbriefungen und besicherte Geldmarktpapiere (Asset

Backed Commercial Paper — ABCPs) investieren, wenn diese ausl
reichend liquide sind, im Rahmen der internen Analyse der Kredit®
qualitat eine positive Bewertung erhalten haben und einer der
folgenden Kategorien angehoren:

a) Verbriefung der Stufe 2B im Sinne von Artikel 13 der
Delegierten Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission,

b) ein ABCP, das von einem ABCP-Programm mit folgenden Eil@
genschaften emittiert wurde:

(i) es wird vollstandig von einem regulierten Kreditinstitut
unterstitzt, das alle Liquiditats- und Kreditrisiken und
samtliche erheblichen Verwasserungsrisiken sowie die laul
fenden Transaktionskosten und die laufenden
programmweiten Kosten in Verbindung mit dem ABCP
abdeckt, wenn dies erforderlich ist, um die vollstandige
Zahlung aller Betrage im Rahmen des ABCP an Anleger
zu garantieren,

(ii

=

es handelt sich nicht um eine Wiederverbriefung und die
der Verbriefung zugrunde liegenden Engagements auf
der Ebene der ABCP-Transaktionen umfassen keine Ver
briefungspositionen,

(iii) es handelt sich nicht um eine Verbriefung, bei der der
Risikotransfer durch Kreditderivate oder Garantien erfd
reicht wird und die verbrieften Forderungen bei dem
originierenden Kreditinstitut verbleiben (synthetische Verk
briefung),

¢) eine einfache, transparente und standardisierte Verbriefung
(STS-Verbriefung), welche die Kriterien und Bedingungen der
Artikel 20 bis 22 der Verordnung (EU) 2017/2402 erfllt oder
ein STS-ABCP, welches den Anforderungen der Artikel 24 bis
26 dieser Verordnung entspricht.

Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds nur Bankguthaben
halten, die eine Laufzeit von héchstens zwolf Monaten haben.
Diese Guthaben sind auf Sperrkonten bei Kreditinstituten mit Sitz
in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertrags
staat des Abkommens Gber den EWR zu fihren. Sie kénnen auch
bei Kreditinstituten mit Sitz in einem Drittstaat unterhalten weri2
den, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der BaFin
denjenigen des Rechts der EU gleichwertig sind.

Anlagegrenzen unter Einsatz von Derivaten

Die Betrage von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten eil@
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nes Emittenten, die auf die vorstehend genannten Grenzen angel
rechnet werden, kénnen durch den Einsatz von marktgegenlaufi@l
gen Derivaten reduziert werden, welche Wertpapiere oder Gelda
marktinstrumente desselben Ausstellers zum Basiswert haben.

Fur Rechnung des Fonds dirfen also liber die vorgenannten Grenlz
zen hinaus Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente eines Emit@
tenten erworben werden, wenn das dadurch gesteigerte Emitten@
tenrisiko durch Absicherungsgeschafte wieder gesenkt wird.

Investmentanteile

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des Sondervermogens in Ani
teile an anderen Geldmarktfonds anlegen, die gemaB der EU-
Verordnung zugelassen sind (,Zielfonds").

Die Zielfonds durfen nur fiir Rechnung des Sondervermégens erfd
worben werden, wenn nach ihren Anlagebedingungen oder ih
rer Satzung insgesamt hochstens bis zu 10 Prozent des Wertes ih
res Vermogens in Anteile an anderen Geldmarktfonds investiert
werden durfen. AuBerdem durfen die Zielfonds selbst keine AnlZ
teile an dem Sondervermégen halten.

Derivate

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Sondervermdgens Geld
schafte mit Derivaten tatigen. Ausfihrungen zu den hierfir gel®
tenden Regelungen und zum gewahlten Ansatz fir den Derivatel
einsatz finden sich im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts.

Pensionsgeschafte

Die Gesellschaft beabsichtigt, fir Rechnung des Fonds Pensions
geschafte abzuschlieBen. Dabei kann sie Vermdgenswerte des
Fonds gegen Entgelt auf einen Pensionsnehmer Gbertragen (ein
faches Pensionsgeschaft), als auch Wertpapiere im Rahmen der jelz
weils geltenden Anlagegrenzen in Pension nehmen (umgekehr
tes Pensionsgeschaft).

Einfache Pensionsgeschéfte kann sie flir Rechnung des Fonds abl
schlieBen, wenn folgende Voraussetzungen alle erfillt sind:

e das Pensionsgeschéaft ist unter Einhaltung einer Frist von
hochstens zwei Arbeitstagen jederzeit kiindbar,

e das Pensionsgeschaft wird tiber einen Zeitraum von nicht
mehr als sieben Arbeitstagen und nur fir Zwecke des
Liquiditdtsmanagements abgeschlossen,

e die im Rahmen des Pensionsgeschafts erzielten
Mittelzuflisse gehen nicht Uber 10 Prozent des Wertes des
Sondervermdgens hinaus und werden ausschlieBlich als Einla@
gen im Sinne des 8§95 KAGB hinterlegt oder in Vermdgensl
werte im Sinne des Artikel@d5 AbsatzZ® der EU-Verordnung inlZ
vestiert,

e die Gegenpartei, die Empfanger der vom Fonds im Rahmen
des Pensionsgeschafts Gbertragenen Vermogenswerte ist,
darf diese Vermdgenswerte ohne vorherige Zustimmung der
Gesellschaft weder verduBern, investieren, verpfanden oder
anderweitig Ubertragen.

Umgekehrte Pensionsgeschéafte darf die Gesellschaft fiir Rechl@
nung des Fonds abschlieBen, wenn die folgenden Voraussetzungd
en alle erfillt sind:

e das umgekehrte Pensionsgeschéaft ist unter Einhaltung einer
Frist von hochstens zwei Arbeitstagen jederzeit kiindbar,

e die Vermdgenswerte, die die Gesellschaft auf Rechnung des

Sondervermogens im Rahmen des umgekehrten Pensionsgel
schafts entgegennimmt, sind Geldmarktinstrumente nach §&
der ,Allgemeinen Anlagebedingungen”, werden weder ver
auBert noch reinvestiert, verpfandet oder in anderer Weise
Ubertragen und ihr Marktwert ist jederzeit mindestens gleich
dem Wert der ausgezahlten Barmittel. Dabei muss die Gesell?
schaft dafiir sorgen, dass sie jederzeit die gesamten Barmittel
entweder auf zeitanteiliger Basis oder auf Basis der Bewerd
tung zu Marktpreisen abrufen kann.

AuBer Geldmarktinstrumenten nach §&% der ,Allgemeinen Anlal
gebedingungen” darf die Gesellschaft Gbertragbare Wertpapiere
und andere Geldmarktinstrumente entgegennehmen, sofern die
Kreditqualitat dieser Vermogenswerte von der Gesellschaft nach
den gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren positiv beurteilt wird
und sie eine der folgenden Voraussetzungen erfillen:

e sie werden von der Europaischen Union, einer zentralstaatli®
chen Korperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaats
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats
des Abkommens Giber den Europaischen Wirtschaftsraum,
der Europaischen Zentralbank, der Europaischen Investitions
bank, der Europaischen Finanzstabilisierungsfazilitédt oder
dem Europadischen Stabilitdtsmechanismus emittiert oder ga@
rantiert,

e sie werden von einer zentralstaatlichen Koérperschaft oder
der Zentralbank eines Drittlands emittiert oder garantiert,

e siesind ,liquide” im Sinne des Artikel®2 der Delegierten Ver@
ordnung (EU) 2018/990 der Kommission und erfiillen die An@@
forderungen nach 8@ 1 Absatz 5 der , Allgemeinen Anlagebeld
dingungen”.

Verbriefungen und ABCPs diirfen nicht im Rahmen eines umgel

kehrten Pensionsgeschéfts entgegengenommen werden.

Die Vermogenswerte, die die Gesellschaft im Rahmen von umgel
kehrten Pensionsgeschéaften fiir Rechnung des Sondervermdgens
einnimmt, mussen dartber hinaus ausreichend diversifiziert sein
und von einer Einrichtung ausgegeben werden, die von der GelZ
genpartei des umgekehrten Pensionsgeschafts unabhangig ist
und voraussichtlich keine hohe Korrelation mit der Leistung der
Gegenpartei aufweist. Die von demselben Emittenten ausgegebeld
nen Vermogenswerte dirfen héchstens 15 Prozent des Wertes
des Sondervermdgens ausmachen, es sei denn, es handelt sich
um Vermaogenswerte im Sinne des 8@ 1 Absatz 5 der ,Allgemeil
nen Anlagebedingungen”.

Die Barmittel, die die Gesellschaft fir Rechnung des Sonderveri
mogens bei umgekehrten Pensionsgeschéaften derselben Gegenl2
partei liefert, dirfen zusammengenommen 15 Prozent des Werl2
tes des Sondervermdgens nicht Gbersteigen.

Die Gesellschaft erwartet, dass im Regelfall nicht mehr als 40 Prof
zent des Fondsvermdgens Gegenstand von Pensionsgeschéften
sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschatzter Wert, der im Einzel®
fall Gberschritten werden kann.

Bei Kiindigung eines einfachen Pensionsgeschéfts ist die Geselll
schaft berechtigt, die in Pension gegebenen Vermdégenswerte zuld
rickzufordern. Die Kiindigung eines umgekehrten Pensionsgel?
schafts kann entweder die Rickerstattung des vollen Geldbe
trags oder des angelaufenen Geldbetrags in Hohe des aktuellen
Marktwertes zur Folge haben. Pensionsgeschéafte sind nurin
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Form sogenannter echter Pensionsgeschéfte zul&ssig. Dabei Gber
nimmt der Pensionsnehmer die Verpflichtung, die Vermdégensld
werte zu einem bestimmten oder vom Pensionsgeber zu bestim@
menden Zeitpunkt zuriick zu Gbertragen oder den Geldbetrag
samt Zinsen zurilickzuzahlen.

In Pension gegebene Vermogensgegenstande werden nach Er
messen des Pensionsnehmers verwahrt. Die Verwahrung von in

Pension genommenen Vermodgensgegenstanden erfolgt bei der
Verwahrstelle des Fonds.

Pensionsgeschafte werden getatigt, um fur den Fonds zusatzli
che Ertrage zu erzielen (umgekehrtes Pensionsgeschaft) oder um
zeitweise zusatzliche Liquiditat im Fonds zu schaffen (einfaches
Pensionsgeschaft).

Die Ertrage flieBen dem Fonds zu, wobei die Gesellschaft nach
den Besonderen Anlagebedingungen bis zu einem Drittel der Er2
trage als pauschale Vergitung erhéalt (vgl. hierzu auch den Ab
schnitt ,Kosten” im Allgemeinen Teil des Verkaufsprospekts).

Sicherheitenstrategie

Im Rahmen des Abschlusses von Derivate- und Pensionsgeschafi
ten nimmt die Gesellschaft flir Rechnung des Fonds Sicherheiten
entgegen. Die Sicherheiten dienen dazu, das Ausfallrisiko des Verd
tragspartners dieser Geschafte ganz oder teilweise zu reduzieren.

Arten der zuldssigen Sicherheiten

In Féllen, in denen die Gesellschaft fir Rechnung des Sonderverd
maogens Sicherheiten erhalt, werden stets die nachstehenden Kril2
terien erfullt:

1. Die gestellten Sicherheiten bestehen aus Vermégensgegeni
standen, die fir das Sondervermdégen nach MaBgabe der EU-
Verordnung erworben werden diirfen. Zu diesen Sicherheil
ten zahlen insbesondere Geldmarktinstrumente.

2. Die gestellten Sicherheiten sind hochliquide; Vermogensge
genstdnde, die keine Barmittel sind, gelten als hochliquide,
wenn sie kurzfristig und nahe dem der Bewertung zugrunde
gelegten Preis verauBert werden kénnen und an einem liquil
den Markt mit transparenten Preisfeststellungen gehandelt
werden.

3. Die Bewertung der Sicherheiten erfolgt bérsentéglich. Soweit
der Marktwert der von einem Kontrahenten erhaltenen Si@
cherheiten bei der Berechnung des Anrechnungsbetrags fur
das Kontrahentenrisiko abgezogen wird, erfolgt dies unter
Berlcksichtigung hinreichender Sicherheitsmargenabschlage
(Haircuts). Basierend darauf erfolgt im Fall der Unterdeckung
taglich eine Nachschussforderung.

4. Die gestellten Sicherheiten mussen von Emittenten mit einer
hohen Kreditqualitat ausgegeben worden sein. Erforderlid
chenfalls werden weitere Bewertungsabschlage gemanB der
bestehenden Haircut-Strategie vorgenommen, sofern nicht
die héchste Bonitat vorliegt und die Preise volatil sind.

5. Die gestellten Sicherheiten dirfen nicht von einem Emitten@
ten ausgegeben werden, der selbst Vertragspartner oder ein
konzernangehdriges Unternehmen im Sinne des 8290 des
Handelsgesetzbuchs ist.

6. Die gestellten Sicherheiten sind in Bezug auf Lander, Markte
und Emittenten angemessen risikodiversifiziert. Von einer an@

gemessenen Diversifizierung wird im Hinblick auf die Konzen
tration pro Emittent ausgegangen, wenn der Wert der gestellZ
ten Sicherheiten desselben Emittenten 20 Prozent des Werl
tes des Sondervermdégens nicht Ubersteigt. Gestellte Sicherheilz
ten desselben Emittenten aus verschiedenen Geschaften sind
zu aggregieren; ihr Gesamtwert darf 20 Prozent des Wertes
des Sondervermdgens nicht Ubersteigen.

7. Von der vorstehend beschriebenen Beschrankung darf die GelZ
sellschaft flr Rechnung des Sondervermégens abweichen,
wenn das Sondervermdgen durch Wertpapiere oder Geld@
marktinstrumente besichert ist, die von einem Mitgliedstaat
oder einer oder mehreren seiner Gebietskdrperschaften, von
einem Drittstaat oder einer internationalen Einrichtung
offentlich-rechtlichen Charakters, der ein oder mehrere Mit
gliedstaaten angehoren, begeben oder garantiert werden.
Das Sondervermégen wird in diesem Fall Sicherheiten in
Form von Wertpapieren von mindestens sechs verschiedenen
Emissionen halten. Der Wert der Wertpapiere einer Emission
wird dabei nicht mehr als 30 Prozent des Wertes des Sonderl?
vermoégens betragen. Eine Beschrankung auf bestimmte Mit
gliedstaaten, Gebietskdrperschaften oder internationalen Ein(@
richtungen o6ffentlich-rechtlichen Charakters, von denen
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente als Sicherheit fir
mehr als 20 Prozent des Wertes des Sondervermdgens entgel
gengenommen werden kénnen, besteht nicht.
Korrelationsaspekte finden bei der Sicherheitenstrategie keil
ne Bericksichtigung.

8. Alle gestellten Sicherheiten dirfen keinen wesentlichen opeld
rationellen Risiken oder Rechtsrisiken im Hinblick auf ihre Ver
waltung und Verwahrung unterliegen.

9. Die gestellten Sicherheiten werden bei einer Verwahrstelle
verwahrt, die einer wirksamen 6ffentlichen Aufsicht unter
liegt und vom Sicherungsgeber unabhéngig ist oder vor ei
nem Ausfall eines Beteiligten rechtlich geschitzt sind, sofern
sie nicht Gbertragen wurden. Als Sicherheiten Ubertragene
Wertpapiere mussen bei der Verwahrstelle des Fonds ver
wahrt werden. Hat die Gesellschaft die Wertpapiere im Rah@
men von Derivategeschaften als Sicherheit verpfandet erhall@
ten, konnen diese auch bei einer anderen Stelle verwahrt wer?
den, die einer wirksamen 6ffentlichen Aufsicht unterliegt
und vom Sicherungsgeber unabhangig ist.

10. Die gestellten Sicherheiten kénnen durch die Gesellschaft
ohne Zustimmung des jeweiligen Sicherungsgebers Gber
praft werden.

11. Alle gestellten Sicherheiten kénnen fur das Sondervermégen
unverziglich verwertet werden und

12. alle gestellten Sicherheiten unterliegen rechtlichen Vorkeh
rungen flr den Fall der Insolvenz des Sicherungsgebers.

Umfang der Besicherung

OTC-Derivate und Pensionsgeschafte missen in einem Umfang
besichert sein, der sicherstellt, dass der Anrechnungsbetrag fur
das Ausfallrisiko des jeweiligen Vertragspartners funf Prozent
des Wertes des Fonds nicht Gberschreitet.

Haircut-Strategie

Soweit ein Kontrahent im Zusammenhang mit OTC-Derivaten Si?
cherheiten zu stellen hat, findet auf so gestellte Sicherheiten ein

17



prozentualer Abschlag vom aktuellen Marktwert statt (,,Hair@
cut”). Die Haircuts werden mit dem Kontrahenten im Einklang

mit der von der Gesellschaft unterhaltenen Haircut-Strategie ver@
einbart. Bei der Festlegung der Haircuts im Rahmen der Haircut-
Strategie berucksichtigt die Gesellschaft die Arten der gestellten
Sicherheiten (sogenannte Assetklassen) und die instrumentenspel?
zifischen Eigenschaften der erhaltenen Vermdégenswerte, insbeld
sondere die Kreditwirdigkeit des Emittenten und die Preisvolatili®
tat. Vorstehendes gilt grundsatzlich auch fur Pensionsgeschéfte.

Bei der Berechnung der Auslastung des maximal zuldssigen Kon@
trahentenrisikos dirfen im Rahmen der Besicherung von Pensil
onsgeschaften die Marktwerte der von dem Vertragspartner ged
stellten Sicherheiten unter Berlcksichtigung hinreichender Hair
cuts abgezogen werden.

Die schriftlich verfasste Haircut-Strategie wird von der Gesell?
schaft regelmaBig Uberprift und erforderlichenfalls angepasst.

Nimmt die Gesellschaft flir das Sondervermdgen mehr als 30 Prod
zent seiner Vermdgenswerte als Sicherheiten entgegen, werden
zusatzlich angemessene Stresstests gemaf der Stressteststrategie
durchgefihrt. Es werden sowohl unter normalen als auch unter
auBergewohnlichen Liquiditatsbedingungen regelméaBig Stress
tests durchgefiihrt, damit das Liquiditatsrisiko bewertet werden
kann, welches mit den fiir das Sondervermogen erhaltenen Si
cherheiten verbunden ist.

Anlage von Sicherheiten sowie die damit verbundenen Risifl
ken

Bankguthaben:

Sicherheiten in Form von Bankguthaben werden in der Wahrung
des Guthabens auf Sperrkonten bei der Verwahrstelle oder mit
Zustimmung der Verwahrstelle bei anderen Kreditinstituten mit
Sitz in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den Europaischen
Wirtschaftsraum oder bei anderen Kreditinstituten mit Sitz in eil@
nem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung
der Aufsichtsbehorde denjenigen des Rechts der Europaischen
Union gleichwertig sind, unterhalten oder in Geldmarktfonds mit
kurzer Laufzeitstruktur entsprechend den Richtlinien, die von der
Aufsichtsbehorde auf Grundlage von 8@ Absatz 2 des Kapitalan?
lagegesetzbuches erlassen worden sind, oder im Wege eines umf
gekehrten Pensionsgeschéftes mit einem Kreditinstitut, das die jeZ
derzeitige Ruckforderung des aufgelaufenen Guthabens gewahr?
leistet, angelegt.

Die Wiederanlage von Sicherheiten in kurzlaufende Geldmarkt®
fonds geht mit dem Risiko von Kursverlusten einher.

Hinsichtlich Bankguthaben, die bei einem Kreditinstitut in einem
Sperrkonto gehalten werden, besteht im Fall der Insolvenz des
kontoflihrenden Kreditinstituts grundsatzlich ein Verlustrisiko.
Durch die von der Gesellschaft zu beachtende Diversifikationsvor
gabe kann je insolventem Kreditinstitut der Verlust maximal 20
Prozent des Nettoinventarwerts des Sondervermdgens ausmal
chen. Soweit das kontofiihrende Kreditinstitut Mitglied der Sichel
rungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksban@
ken und Raiffeisenbanken ist, ist das dort verwahrte Kontogutha
ben vollstandig Uber die von der vorgenannten Sicherungseinrichz
tung abgegebenen Institutsgarantie vor Verlusten geschltzt.

Bei umgekehrten Pensionsgeschaften besteht das Risiko, dass bis

zum Zeitpunkt des Rickkaufs des Pensionspapiers Marktbewel
gungen dazu fuhren, dass der von der Gesellschaft gezahlte Kauf
preis nicht mehr dem Wert der Pensionspapiere entspricht. Das
Sondervermdgen tragt dann ein Kontrahentenrisiko in Hohe der
Differenz, wenn der Wert der in Pension gegebenen Wertpapiere
Uber den von ihm vereinnahmten Kaufpreis steigt.

Andere Sicherheiten:

Sicherheiten in Form von Wertpapieren und Geldmarktinstrul
menten werden nicht wiederverwendet, insbesondere nicht ver
auBert, Ubertragen, verpfandet oder investiert.

Risiken von Sicherheiten:

Etwaige Risiken im Zusammenhang mit der Sicherheitenverwal®
tung, insbesondere operationelle und rechtliche Risiken, werden
durch das Risikomanagement der Gesellschaft identifiziert, bel
wertet und gesteuert.

Kreditaufnahme

Die Aufnahme von Krediten flir gemeinschaftliche Rechnung der
Anleger ist nicht zulassig.

Durchfiihrung von Stresstests

Fir den Fonds bestehen Stresstestverfahren in Ubereinstimmung
mit Artikel28 der EU-Verordnung, mit denen mdogliche Ereignisse
oder kiinftige Veranderungen bei den wirtschaftlichen Rahmenf
bedingungen mit moglicherweise nachteiligen Auswirkungen

auf den Fonds ermittelt werden. Die Gesellschaft fiihrt regelma@
Big Stresstests flr verschiedene mogliche Szenarien durch und belz
wertet die potenziellen Auswirkungen dieser Ereignisse oder Anf
derungen auf den Geldmarktfonds. Diese Stresstests beruhen auf
objektiven Kriterien und tragen den Auswirkungen plausibler
Extremszenarien Rechnung.

Regeln fir die Vermégensbewertung

Die Bewertung der Vermdgensgegenstande erfolgt vorrangig geld
maB Artikel 29 Absatz 1 bis 4 der EU-Verordnung sowie §58@ 68
und 169 KAGB und der Kapitalanlage-Rechnungslegungs- und -
Bewertungsverordnung (KARBV). Dabei erfolgt die Bewertung
grundséatzlich zu Marktpreisen. Wenn dies nicht moglich oder ani2
gemessen ist, kann eine Bewertung zu Modellpreisen erfolgen.

Allgemeine Bewertungsregeln

1. Vermdgensgegenstdnde, die zum Handel an einer Borse zugel
lassen sind oder an einem anderen organisierten Markt zugef
lassen oder in diesen einbezogen sind sowie Bezugsrechte fir
das Sondervermogen werden grundsatzlich zum letzten ver
flgbaren handelbaren Kurs, der eine verlassliche Bewertung
gewabhrleistet, bewertet, sofern nachfolgend unter ,Besonde
re Regeln fur die Bewertung einzelner Vermégensgegenstani
de” nichts anderes angegeben ist. Hierbei wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass bei der Bewertung von Vermdgens
gegenstanden, die an mehreren Borsen notiert sind, i.d.R. der
Heimat-Borsenplatz bzw. der Bérsenplatz mit der hochsten
Liquiditat herangezogen wird.

2. Vermogensgegenstande, die weder zum Handel an Borsen
zugelassen sind noch an einem anderen organisierten Markt
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zugelassen oder in diesen einbezogen sind oder fir die kein
handelbarer bzw. marktgerechter Kurs verfligbar ist, werden
grundsatzlich zu dem aktuellen Verkehrswert bewertet, der
bei sorgféltiger Einschatzung nach geeigneten Bewertungsi
modellen unter Berticksichtigung der aktuellen Marktgegeld
benheiten angemessen ist, sofern nachfolgend unter ,Besonl
dere Regeln fir die Bewertung einzelner Vermégensgegen
stande” nichts anderes angegeben ist. In Ausnahmefallen
wird der Verkehrswert auf Basis hinreichend plausibilisierter
Informationen von einem Emittenten, Kontrahenten oder
sonstigen Dritten ermittelt.

Besondere Regeln fiir die Bewertung einzelner Vermégensgefd
genstande

1. Die zum Sondervermégen gehdrenden Optionsrechte und
Verbindlichkeiten aus einem Dritten eingerdumten Options[
rechten, die zum Handel an einer Borse zugelassen oder an eil?
nem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind, werden zu dem jeweils letzten verfigbaren
handelbaren Kurs, der eine verlassliche Bewertung gewéahriZ
leistet, bewertet.

2. Das Vorgenannte gilt auch fur Forderungen und Verbindlich
keiten aus fir Rechnung des Sondervermégens gehandelten
Terminkontrakten. Die zu Lasten des Sondervermégens geld
leisteten Einschlisse werden unter Einbeziehung der am Bor2
sentag festgestellten Bewertungsgewinne und Bewertungs
verluste zum Wert des Sondervermogens hinzugerechnet.

3. Bankguthaben werden grundsatzlich zu lhrem Nennwert zul
zlglich zugeflossener Zinsen bewertet.

4. Anteile an Investmentvermdgen werden grundsatzlich mit ih@
rem letzten festgestellten Riicknahmepreis angesetzt oder
zum letzten verfligbaren handelbaren Kurs, der eine verlassli@
che Bewertung gewabhrleistet. Stehen diese Werte nicht zur
Verfligung, werden Anteile an Investmentvermégen zu dem
aktuellen Verkehrswert bewertet, der bei sorgfaltiger Ein@
schatzung nach geeigneten Bewertungsmodellen und unter
Beriicksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten angeld
messen ist.

5. Auf auslandische Wahrung lautende Vermdgensgegenstani
de werden zu dem unter Zugrundelegung des WM/Reuters-
Fixing um 17:00 Uhr (16:00 Uhr Londoner Zeit) ermittelten
Devisenkurs der Wahrung taggleich in Euro umgerechnet.
Borsengehandelte Futures auf Wahrungswechselkurse werd
den dariber hinaus mit dem ermittelten Kurs um 17:00 Uhr
(16:00 Uhr Londoner Zeit) bewertet.

6. Festgelder werden zum Verkehrswert bewertet, sofern ein
entsprechender Vertrag zwischen der Gesellschaft und dem
jeweiligen Kreditinstitut geschlossen wurde, der vorsieht,
dass das Festgeld jederzeit kiindbar ist und die Riickzahlung
bei der Kiindigung nicht zum Nennwert zuzliglich Zinsen er@
folgt. Dabei wird im Einzelfalle festgelegt, welcher Marktzins
bei der Ermittlung des Renditekurses zugrunde gelegt wird.
Die entsprechenden Zinsforderungen werden zusatzlich ani
gesetzt. Festgelder ohne jederzeitige Kiindbarkeit werden
zum Nennwert zuzliglich Zinsen bewertet.

Von den allgemeinen und besonderen Bewertungsregeln kannin
Ausnahmeféllen abgewichen werden, sofern die Gesellschaft un@
ter Beriicksichtigung der Marktgegebenheiten dies im Interesse

der Anleger fur erforderlich halt. Bei UnregelmaBigkeiten in der
Kursversorgung, z.B. aufgrund besonderer Marktereignisse, tritt
ein Pricing Committee zusammen, in welchem die Geschaftsfuh
rung der Gesellschaft vertreten ist, und entscheidet tGber die anzul
wendenden Bewertungsverfahren.

Anteile

Die Rechte der Anleger werden in Anteilscheinen verbrieft oder
als elektronische Anteilscheine begeben. Verbriefte Anteilscheine
werden ausschlieBlich in Sammelurkunden verbrieft.

Diese Sammelurkunden werden bei einer Wertpapier-Sammel®
bank verwahrt. Ein Anspruch des Anlegers auf Auslieferung einl
zelner Anteilscheine besteht nicht. Der Erwerb von Anteilen ist
nur bei Depotverwahrung méglich. Die Anteile lauten auf den In@
haber.

Ausgabe von Anteilen und Ausgabestelle

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundséatzlich nicht beld
schrankt. Die Anteile kdnnen Gber die Union Investment Service
Bank AG, bei der Verwahrstelle (Ausgabestelle) und bei den am
Schluss des Verkaufsprospektes genannten Vertriebs- und Zahl
stellen erworben werden. Sofern die Besonderen Anlagebedin®
gungen des Fonds vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten An
legern erworben oder gehalten werden diirfen, finden Sie Angal2
ben hierzu im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts im AblZ
schnitt , Profil des typischen Anlegers” und/oder im Abschnitt
+Anteilklassen”.

Sie werden von der Verwahrstelle zum Ausgabepreis ausgegel
ben, der dem Nettoinventarwert pro Anteil (,Anteilwert”) gegel2
benenfalls zuziiglich eines Ausgabeaufschlags entspricht. Die Bed
rechnung des Nettoinventarwerts wird im Abschnitt ,Ausgabe-
und Ricknahmepreis” im Allgemeinen Teil des Verkaufspro@
spekts erlautert. Die Gesellschaft behalt sich vor, die Ausgabe von
Anteilen voribergehend oder dauerhaft teilweise oder vollstan
dig einzustellen. In diesem Falle kdnnen erteilte Einzugsermachtil
gungen zum Erwerb von Anteilen nicht ausgefihrt werden.

Sofern flr das in diesem Verkaufsprospekt beschriebene Sonder
vermdgen bzw. fir einzelne Anteilklassen ein Ausgabeaufschlag
festgelegt worden ist, sind Angaben hierzu im Besonderen Teil
des Verkaufsprospekts im Abschnitt ,Ausgabeaufschlag bzw. Ausk
gabekosten” enthalten.

Wenn die Gesellschaft fir den Erwerb von Anteilen eine Mindest
anlagesumme festgelegt hat, sind Angaben hierzu im Besonde
ren Teil dieses Verkaufsprospekts im Abschnitt ,Vertrieb und Minl2
destanlagesumme” zu finden.

Ricknahme von Anteilen und Riicknah@
mestelle

Die Anleger kénnen unabhéngig von einer Mindestanlagesum(
me bewertungstaglich die Ricknahme ihrer Anteile verlangen, solz
fern die Gesellschaft die Anteilricknahme nicht beschrankt (siehe
Abschnitt ,Beschrankung der Anteilricknahme” im Allgemeinen
Teil des Verkaufsprospekts) oder voribergehend ausgesetzt (sie@
he Abschnitt ,,Aussetzung der Anteilricknahme” im Allgemeinen
Teil des Verkaufsprospekts) hat. Die Gesellschaft ist in diesem Fall
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verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Riicknahmepreis,
der dem Anteilwert gegebenenfalls abzlglich eines Riicknahmel
abschlages entspricht, zurtickzunehmen. Riicknahmeauftrage
sind bei der Verwahrstelle, bei den am Schluss des Verkaufsprod
spektes genannten Vertriebs- und Zahlstellen oder bei Verwah
rung im UnionDepot Uber die Union Investment Service Bank AG
zu stellen. Ricknahmestelle ist die Verwahrstelle. Die Riicknahme
kann auch durch die Vermittlung Dritter (z.B. die depotfiihrende
Stelle) erfolgen, hierbei kdnnen zusétzliche Kosten entstehen.

Die Gesellschaft informiert den am Erwerb eines Anteils des

Fonds Interessierten sowie alle bestehenden Anteilinhaber, ob
dieser in erwahnenswerter Hohe in Zielfondsanteile investiert ist,
die ihrerseits die Riicknahme der Anteile ausgesetzt haben. Ent@
sprechende Informationen sind bei Union Investment, Tel.: 069
58998-6060, E-Mail: service@union-investment.de in elektroni@
scher oder schriftlicher Form erhéltlich oder kénnen der Homepal
ge der Gesellschaft im Internet unter privatkunden.union-
investment.de entnommen werden. Sofern im Besonderen Teil
dieses Verkaufsprospekts eine Kontaktstelle ausgewiesen ist, koni
nen Sie diese Informationen zusatzlich unter der dort angegebeld
nen Telefon- und Faxnummer erhalten.

Beschrankung der Anteilricknahme

Die Gesellschaft kann die Riicknahme von Anteilen fir insgesamt
bis zu 15 aufeinanderfolgende Arbeitstage beschranken, wenn
die an einem Wertermittlungstag auszufihrenden Riicknahmeld
verlangen der Anleger an einem Abrechnungsstichtag einen vor
ab festgelegten Schwellenwert erreichen. Der Schwellenwert ist
in den Besonderen Anlagebedingungen als prozentualer Anteil
des Nettoinventarwertes des Sondervermégens festgelegt und
wird im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts im Abschnitt
»Rucknahme von Anteilen und Riicknahmeabschlag” ausgewield
sen. Wird der Schwellenwert erreicht oder tiberschritten, entscheilz
det die Gesellschaft im pflichtgemé&Ben Ermessen, ob sie an dield
sem Abrechnungsstichtag die Riicknahme beschréankt.
EntschlieBt sie sich zur Riicknahmebeschrankung, kann sie diese
auf Grundlage einer taglichen Ermessensentscheidung fir bis zu
14 aufeinanderfolgende Arbeitstage fortsetzen. Die Entscheil2
dung zur Beschrankung der Riicknahme kann getroffen werden,
wenn die Ricknahmeverlangen aufgrund der Liquiditatssituation
des Fonds nicht mehr im Interesse der Gesamtheit der Anleger
ausgefihrt werden kénnen. Dies kann beispielsweise der Fall
sein, wenn sich die Liquiditat der Vermogenswerte des Fonds auf
grund politischer, 6konomischer oder sonstiger Ereignisse an den
Markten verschlechtert und damit nicht mehr ausreicht, um die
Ricknahmeverlangen an dem Abrechnungsstichtag vollstandig
zu bedienen. Die Riicknahmebeschrénkung ist in diesem Fall im
Vergleich zur Aussetzung der Ricknahme als milderes Mittel anfd
zusehen.

Hat die Gesellschaft entschieden, die Riicknahme zu beschran@
ken, wird sie Anteile zu dem am Abrechnungsstichtag geltenden
Rucknahmepreis lediglich anteilig zuriicknehmen. Im Ubrigen entE
fallt die Ricknahmepflicht. Dies bedeutet, dass jede
Rucknahmeorder nur anteilig auf Basis einer von der Gesellschaft
zu ermittelnden Quote ausgefuhrt wird. Die Gesellschaft legt die
Quote im Interesse der Anleger auf Basis der verfligbaren Liquidi®
tat und des Gesamtordervolumens fur den jeweiligen Abrechl

nungsstichtag fest. Der Umfang der verfligbaren Liquiditat hangt
wesentlich vom aktuellen Marktumfeld ab. Die Quote legt fest,
zu welchem prozentualen Anteil die Ricknahmeverlangen an
dem Abrechnungsstichtag ausgezahlt werden. Der nicht ausgel
fuhrte Teil der Order (Restorder) wird von der Gesellschaft auch
nicht zu einem spéateren Zeitpunkt ausgefiihrt, sondern verfallt
(Pro-Rata-Ansatz mit Verfall der Restorder).

Die Gesellschaft entscheidet an jedem Abrechnungsstichtag, ob
und auf Basis welcher Quote sie die Riicknahme beschrankt. Die
Gesellschaft kann maximal an 15 aufeinander folgenden
Arbeitstagen die Ricknahme beschréanken. Die Méglichkeit zur
Aussetzung der Riicknahme bleibt unberthrt.

Die Gesellschaft veréffentlicht Informationen tber die Beschran
kung der Riicknahme der Anteile sowie deren Aufhebung unverfd
zuglich auf der Homepage von Union Investment im Internet un@
ter privatkunden.union-investment.de.

Der Riicknahmepreis entspricht dem an diesem Tag ermittelten
Anteilwert — gegebenenfalls abztglich eines Ricknahmeab
schlags. Die Riicknahme kann auch durch die Vermittlung Dritter
(z.B. die depotfihrende Stelle) erfolgen, hierbei kénnen dem An
leger zuséatzliche Kosten entstehen.

Abrechnung bei Anteilausgabe
und Anteilriicknahme, Bestatigung tGber
die Auftragsausfiihrung

Sofern im Besonderen Teil dieses Verkaufsprospekts im Abschnitt
.Besonderer Auftragseingang” keine anderweitige Regelung
zum Orderannahmeschluss enthalten ist, gilt die nachfolgende
Regelung zum Orderannahmeschluss:

Anteilerwerbs- und Riicknahmeauftrage, die bis 16:00 Uhr an eil
nem Wertermittlungstag gemaB § 17 Absatz 4 der AABen eingeld
gangen sind, werden zu dem flr diesen Wertermittlungstag erf?
mittelten Ausgabe- bzw. Riicknahmepreis ausgefiihrt. Der Ausgal
be- bzw. Riicknahmepreis ist innerhalb von drei Bankarbeitsta
gen (maBgeblich hierfur ist der Bankenplatz Frankfurt am Main)
nach diesem Wertermittlungstag in der Fondswahrung zahlbar.

Anteilerwerbs- und Ricknahmeauftrage, die nach 16:00 Uhr an
einem Wertermittlungstag oder einem Tag, der kein Wertermitt?
lungstag ist, eingegangen sind, werden zu dem fiir den folgen
den Wertermittlungstag ermittelten Ausgabe- bzw. Riicknahmeld
preis ausgeflihrt. Der Ausgabe- bzw. Riicknahmepreis ist inner?
halb von drei Bankarbeitstagen (maBgeblich hierfur ist der Bani
kenplatz Frankfurt am Main) nach diesem folgenden Wertermitt
lungstag in der Fondswahrung zahlbar.

Bestatigungen Uber die Ausfiihrung von Anteilerwerbs- und
Ricknahmeauftragen sowie weitere Informationen Gber den Stal@
tus der Auftragsausfihrung werden, bei Verwahrung im Union
Depot durch die Union Investment Service Bank AG, oder, sofern
die Anteile bei anderen Stellen verwahrt werden, durch die jeweild
lige depotfiihrende Stelle erteilt.

Aussetzung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft kann die Riicknahme der Anteile zeitweilig aus@
setzen, sofern auBergewohnliche Umstande vorliegen, die eine
Aussetzung unter Berlcksichtigung der Interessen der Anleger erlZ
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forderlich erscheinen lassen. Solche auBergewdhnliche Umstande
liegen etwa vor, wenn eine Borse, an der ein wesentlicher Teil der
Wertpapiere des Fonds gehandelt wird, auBerplanmaBig geld
schlossen ist, oder wenn die Vermdgensgegenstande des Fonds
nicht bewertet werden kénnen. Zu einer Riicknahmeaussetzung
kann die Gesellschaft insbesondere auch dann gezwungen sein,
wenn ein oder mehrere Sondervermoégen, deren Anteile fiir den
Fonds erworben wurden, ihrerseits die Anteilriicknahme ausset?
zen.

Daneben kann die BaFin anordnen, dass die Gesellschaft die Rick?
nahme der Anteile auszusetzen hat, wenn dies im Interesse der
Anleger oder der Offentlichkeit erforderlich ist.

Im Falle der Aussetzung der Anteilriicknahme kénnen erteilte Ein®
zugsermachtigungen zum Erwerb von Anteilen nicht ausgefuhrt
werden.

Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile erst dann zu
dem dann glltigen Riicknahmepreis zurtickzunehmen oder umf
zutauschen, wenn sie unverzlglich, jedoch unter Wahrung der In@
teressen aller Anleger, Vermdgensgegenstande des Fonds veraul
Bert hat. Einer voriibergehenden Aussetzung kann ohne erneute
Wiederaufnahme der Riicknahme der Anteile direkt eine Auflo@
sung des Sondervermdgens folgen (siehe hierzu den Abschnitt
+Auflésung, Ubertragung und Verschmelzung des Fonds” im All&
gemeinen Teil des Verkaufsprospekts).

Union Investment unterrichtet die Anleger durch Bekanntmal@
chung im Bundesanzeiger und dartber hinaus in einer hinreil
chend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder auf der
Homepage von Union Investment im Internet unter
privatkunden.union-investment.de Uiber die Aussetzung und die
Wiederaufnahme der Riicknahme der Anteile. AuBerdem werl
den die Anleger Uber ihre depotfiihrenden Stellen mittels dauer?
haftem Datentréger, etwa in Papierform oder elektronischer
Form, informiert.

Liquiditatsmanagement

Grundséatze des Liquiditatsrisikomanagements

Die Gesellschaft hat folgende schriftliche Grundsatze und Verfah
ren festgelegt, die es ihr ermdglichen, die Liquiditatsrisiken zu
Uberwachen:

Unter Berlcksichtigung der im Besonderen Teil des Verkaufsprol
spektes im Abschnitt ,Anlagegrundsétze” dargelegten Anlageld
strategie ergibt sich folgendes Liquiditatsprofil des Fonds: Das L&
quiditatsprofil eines Fonds ist bestimmt durch dessen Struktur
hinsichtlich der im Fonds enthaltenen Vermdégenswerte und Ver2
pflichtungen sowie hinsichtlich der Anlegerstruktur des Fonds.
Das Liquiditatsprofil des Fonds ergibt sich somit aus der Gesamt@
heit dieser Informationen. Im Hinblick auf die Vermdgenswerte
und Verpflichtungen des Fonds basiert das Liquiditdtsprofil des
Fonds dabei auf der Liquiditatseinschatzung der einzelnen Anlal
geinstrumente und ihrem Anteil im Portfolio. Hierflr werden fir
jedes Anlageinstrument verschiedene Faktoren wie beispielsweil?
se die Instrumentenkategorie sowie gegebenenfalls qualitative
Einschatzungen berlcksichtigt.

Die Gesellschaft hat die im Allgemeinen Teil des Verkaufspro
spekts im Abschnitt ,,Ricknahme von Anteilen und Riicknahmef
stelle” dargestellten Riicknahmegrundséatze festgelegt.

Die Gesellschaft Gberwacht die Liquiditatsrisiken auf Ebene des
Fonds in einem mehrstufigen Prozess. Hierbei erfolgt eine Genel
rierung von Liquiditatsinformationen sowohl fiir die zugrundelie®
genden Anlageinstrumente im Fonds als auch fir Mittelzu- und
Mittelabflusse. Neben einer laufenden Uberwachung der Liquidi@
tatssituation anhand von Kennzahlen werden Szenario-basierte
Simulationen durchgefihrt. In diesen wird untersucht, wie sich
unterschiedliche Annahmen zur Liquiditat der Vermégensgegen
stande im Fonds auf die Fahigkeit auswirken, simulierte Mittelab@
flisse zu bedienen. Auf der Basis sowohl quantitativer als auch
qualitativer Faktoren erfolgt dann eine Gesamteinschatzung des
Liquiditatsrisikos des Fonds.

Die Gesellschaft Gberpriift diese Grundsatze regelmaBig und ak
tualisiert sie entsprechend.

Die Gesellschaft legt fiir den Fonds adaquate Limits fur die Liquil
ditat und llliquiditat fest. Vortibergehende Schwankungen sind
moglich. Die Gesellschaft trifft Liquiditatsvorkehrungen und hat
ein Liquiditatsiberwachungsverfahren umgesetzt, um quantitati®
ve und qualitative Risiken von Positionen und beabsichtigten Ini
vestitionen zu bewerten, die wesentliche Auswirkungen auf das
Liquiditatsprofil des Vermoégenswertportfolios des Fonds haben.
Diese Verfahren haben zum Gegenstand, die auf Seiten der Gell
sellschaft vorhandenen und permanent aktualisierten Kenntnisse
und Erfahrungen in Bezug auf die Liquiditat der Vermdgenswer
te, in die der Fonds investiert hat oder zu investieren beabsichi
tigt, einschlieBlich gegebenenfalls in Bezug auf das Handelsvolul
men und die Preissensitivitdt und je nach Fall auf die Spreads einl@
zelner Vermdégenswerte unter normalen und auBergewdhnli
chen Liquiditatsbedingungen, umzusetzen.

Die Gesellschaft fihrt regelmaBig entsprechend den gesetzlichen
Anforderungen, derzeit mindestens halbjahrlich, Stresstests
durch, mit denen sie die Liquiditatsrisiken des Fonds bewerten
kann. Die Gesellschaft flihrt die Stresstests auf der Grundlage zul@
verlassiger und aktueller quantitativer oder, falls dies nicht angel
messen ist, qualitativer Informationen durch. Hierbei werden Anl
lagestrategie, Ricknahmefristen, Zahlungsverpflichtungen und
Fristen, innerhalb derer die Vermdgensgegenstande verauBert
werden kdnnen, sowie gegebenenfalls Informationen insbesoni
dere in Bezug auf allgemeines Anlegerverhalten und Marktent?
wicklungen einbezogen. Die Stresstests simulieren gegebenen
falls mangelnde Liquiditdt der Vermogenswerte im Fonds sowie
atypische Ricknahmeforderungen. Sie decken Marktrisiken und
deren Auswirkungen ab, einschlieBlich der Auswirkungen von
Nachschussforderungen, Besicherungsanforderungen oder Krel
ditlinien. Sie tragen Bewertungssensitivitdten unter Stressbedinl
gungen Rechnung. Sie werden unter Berlicksichtigung der Anla@
gestrategie, des Liquiditatsprofils, der Anlegerart und der Rick®
nahmegrundsétze des Fonds in einer der Art des Fonds angemesl
senen Haufigkeit durchgefihrt.

Die Ruickgaberechte unter normalen und auBBergewdhnlichen
Umstanden sowie die Beschrankung oder Aussetzung der Rick@
nahme sind im Allgemeinen Teil des Verkaufsprospekts in den AbZ
schnitten ,Anteile”, ,Ausgabe von Anteilen und Ausgabestelle”,
,Rucknahme von Anteilen und Riicknahmestelle”, ,Beschrani@
kung der Anteilricknahme” sowie ,Aussetzung der Anteilrick®
nahme” dargestellt. Die hiermit verbunden Risiken sind unter ,Ri@
siko der Beschrédnkung der Anteilriicknahme”, ,, Aussetzung der
Anteilricknahme” sowie ,Risiken der eingeschrankten oder erl
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hohten Liquiditat des Fonds und Risiken im Zusammenhang mit
vermehrten Zeichnungen oder Rickgaben (Liquiditatsrisiko)” er
lautert.

Bdrsen und Markte

Die Gesellschaft hat die Anteile des Sondervermégens nicht zum
Handel an einer Borse zugelassen. Die Anteile werden auch nicht
mit Zustimmung der Gesellschaft in organisierten Markten gehanl
delt. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass die AnlZ
teile an anderen Markten gehandelt werden. Ein Dritter kann
ohne Zustimmung der Gesellschaft veranlassen, dass die Anteile

in den Freiverkehr oder einen anderen auBerbdrslichen Handel
einbezogen werden.

Der dem Bérsenhandel oder Handel an sonstigen Markten zuf2
grunde liegende Marktpreis wird nicht ausschlieBlich durch den
Wert der im Fonds gehaltenen Vermbégensgegenstande, sondern
auch durch Angebot und Nachfrage bestimmt. Daher kann dieser
Marktpreis von dem ermittelten Anteilwert abweichen.

Faire Behandlung der Anleger

Die Gesellschaft behandelt die Anleger des Fonds ,fair”. Dies beld
deutet, dass im Rahmen der Steuerung des Liquiditatsrisikos und
der Ricknahme von Anteilen die Interessen eines Anlegers oder

einer Gruppe von Anlegern nicht Gber die Interessen eines andel2
ren Anlegers oder einer anderen Anlegergruppe gestellt werden.

Zu den Verfahren, mit denen die Gesellschaft eine faire Behand®
lung der Anleger sicherstellt, siehe die Abschnitte ,Abrechnung
bei Anteilausgabe und Anteilriicknahme, Bestatigung Uber die
Auftragsausfiihrung” sowie ,Liquiditditsmanagement” im Allge
meinen Teil des Verkaufsprospekts.

Ausgabe- und Riicknahmepreis

Zur Ermittlung des Ausgabepreises und des Riicknahmepreises
der Anteile ermittelt die Gesellschaft unter Kontrolle der Veri2
wabhrstelle den Nettoinventarwert (Summe der Verkehrswerte
der zu dem Sondervermdgen gehdrenden Vermdgensgegenstanl
de abzlglich der Verbindlichkeiten).

Die Teilung des so ermittelten Nettoinventarwertes durch die An@
zahl der ausgegebenen Anteile ergibt den Anteilwert.

Sofern bei dem Fonds Anteilklassen gebildet wurden, wird der
Anteilwert fur jede Anteilklasse gesondert errechnet, indem die
Kosten der Auflegung neuer Anteilklassen, die ggf. anfallenden
Ausschittungen (einschlieBlich der aus dem Fondsvermégen ggf.
abzufihrenden Steuern), die Verwaltungsvergitung und ggf. die
Ergebnisse aus Wahrungskurssicherungsgeschéaften, die auf eine
bestimmte Anteilklasse entfallen, ggf. einschlieBlich Ertragsaus®
gleich, ausschlieBlich dieser Anteilklasse zugeordnet werden.

Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am Sondervermé@
gen, gegebenenfalls zuzlglich eines in den Besonderen Anlagel
bedingungen festgesetzten Ausgabeaufschlags. Der Riicknahme
preis entspricht dem Anteilwert am Sondervermdgen, gegebeld
nenfalls abzlglich eines in den Besonderen Anlagebedingungen
festgesetzten Ricknahmeabschlags.

Angaben zu den Ausgabekosten und zu einem gegebenenfalls erl?
hobenen Ricknahmeabschlag sind im Besonderen Teil des Ver

kaufsprospekts im Abschnitt ,,Ausgabeaufschlag bzw. Ausgabeld
kosten” enthalten.

Der Nettoinventarwert, der Anteilwert sowie der Ausgabe- und
der Ricknahmepreis werden fiir folgende Tage (WertermittlungsZz
tage) ermittelt: Montag bis Freitag auBer an gesetzlichen Feiertald
gen in Frankfurt am Main, Hessen, und auBer am 24. und 31. Del?
zember. In den BABen kdénnen darliber hinaus weitere Tage angelz
geben sein, die keine Wertermittlungstage sind. Der Anteilwert
wird im 6ffentlichen Bereich der Internetseite der Gesellschaft
veroffentlicht.

Aussetzung der Errechnung des Ausgal
be-/Riicknahmepreises

Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausgabe- und Riicknah@2
mepreises zeitweilig unter denselben Voraussetzungen wie die
Anteilricknahme aussetzen. Diese sind im Abschnitt , Aussetzung
der Anteilricknahme” des Allgemeinen Teils des Verkaufspro
spekts naher erldutert.

Veroffentlichung der Ausgabe- und Rick
nahmepreise

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise sowie ggf. der Nettoinven
tarwert je Anteil werden regelméfig auf der Homepage von Unifd
on Investment im Internet unter privatkunden.union-
investment.de veréffentlicht. Sofern im Besonderen Teil des Ver
kaufsprospekts eine Kontaktstelle ausgewiesen ist, hat die Gesell@
schaft die Moglichkeit, die Ausgabe- und Ricknahmepreise soll
wie ggf. den Nettoinventarwert je Anteil zusatzlich auf einer ggf.
dort genannten Homepage der Kontaktstelle zu veroffentlichen.
Die Ausgabe- und Riicknahmepreise sowie ggf. der Nettoinven
tarwert je Anteil sind dartiber hinaus bei der Verwahrstelle ver
flgbar und kénnen auch in einer hinreichend verbreiteten Tages-
und Wirtschaftszeitung veréffentlicht werden.

Kosten bei Ausgabe und Riicknahme der
Anteile

Die Ausgabe und Riicknahme der Anteile Uber die Union Invest?
ment Service Bank AG sowie durch die Verwahrstelle erfolgt zum
Ausgabepreis (Anteilwert gegebenenfalls zuziiglich Ausgabeauf?
schlag) bzw. Riicknahmepreis (Anteilwert gegebenenfalls abztg?
lich Ricknahmeabschlag) ohne Berechnung zusatzlicher Kosten.

Erwirbt der Anleger Anteile durch Vermittlung Dritter, kdnnen
diese héhere Kosten als den Ausgabeaufschlag berechnen. Gibt
der Anleger Anteile Uber Dritte zuriick, so kénnen diese bei der
Ricknahme der Anteile eigene Kosten berechnen.

Kosten

Vergultungen, die an die Gesellschaft zu zahlen sind:

1. Die Gesellschaft erhalt fur die Verwaltung des Sondervermaf
gens eine kalendertagliche Vergiitung. Die maximale Hohe
dieser Verwaltungsvergutung in Prozent des fur den jeweilild
gen Kalendertag maBgeblichen Nettoinventarwertes des Son@
dervermoégens bzw. der jeweiligen Anteilklasse ist im AblZ
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schnitt ,Kosten” des Besonderen Teils des Verkaufsprospekts
aufgefihrt. Der jeweils tatsachlich geltende Prozentsatz fur
die Berechnung der Verwaltungsvergltung fur das Sonder
vermdgen oder fiir eine oder mehrere Anteilklassen ist ebenl
falls im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts im Abschnitt
.Kosten” angegeben.

Far die Ermittlung des maBgeblichen Nettoinventarwertes

zur Berechnung der Verwaltungsvergitung wird zwischen Kal2
lendertagen, die Wertermittlungstage sind, und solchen, die
keine Wertermittlungstage sind, unterschieden.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der maB3gebli
che Nettoinventarwert der flr diesen Wertermittlungstag erl
mittelte Nettoinventarwert. Die so berechnete Verwaltungs
vergltung wird am folgenden Wertermittlungstag als Verl
bindlichkeit des Sondervermégens gebucht.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der maBgebli
che Nettoinventarwert der fir den nachstfolgenden Werterl
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert. Die so berechned
te Verwaltungsvergtitung wird an dem diesem néchstfolgeni
den Wertermittlungstag folgenden Wertermittlungstag als
Verbindlichkeit des Sondervermégens gebucht.

Die Auszahlung der Verwaltungsvergttung fir alle
Kalendertage eines Monats erfolgt bis zum 10. Kalendertag
des Folgemonats.

Die nach den vorstehenden Regelungen berechneten Betra
ge verstehen sich einschlieBlich gegebenenfalls anfallender
Umsatzsteuer.

Ferner erhalt die Gesellschaft fur die Anbahnung, Vorberei
tung und Durchflihrung von Wertpapierpensionsgeschaften
flr Rechnung des Sondervermégens eine marktibliche Verl
gutung in Hohe von bis zu einem Drittel der Bruttoertrage
aus diesen Geschaften. Die Gesellschaft gibt im Besonderen
Teil des Verkaufsprospekts im Abschnitt ,Kosten” die tatsach
lich geltende Vergitung an. Die im Zusammenhang mit der
Vorbereitung und Durchfiihrung von solchen Geschaften entd
standenen Kosten einschlieBlich der im Zusammenhang mit
diesen Geschéaften an Dritte zu zahlenden VergUtungen tragt
die Gesellschaft. Die Vergltung wird am Tag des Zuflusses
der jeweiligen Ertrage als Verbindlichkeit des Sondervermo
gens gebucht.

Die Auszahlung der Vergutung, die innerhalb eines Monats
als Verbindlichkeit gebucht wird, erfolgt bis zum 20. Kalenderz
tag des Folgemonats.

Die nach der vorstehenden Regelung berechneten Betrage
verstehen sich einschlieBlich gegebenenfalls anfallender Um@
satzsteuer.

Des Weiteren erhalt die Gesellschaft aus dem Sondervermé(
gen eine kalendertédgliche Pauschalgeblhr. Die maximale
Hoéhe der Pauschalgebiihr in Prozent des fir den jeweiligen
Kalendertag maBgeblichen Nettoinventarwertes des Sonderld
vermdgens ist im Abschnitt ,Kosten” des Besonderen Teils
des Verkaufsprospekts aufgefuhrt. Der tatsachlich geltende
Prozentsatz fiir die Berechnung der Pauschalgebuhr ist eben
falls im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts im Abschnitt
.Kosten” angegeben.

Fir die Ermittlung des maBgeblichen Nettoinventarwertes

zur Berechnung der Pauschalgebihr wird zwischen Kalenderf
tagen, die Wertermittlungstage sind, und solchen, die keine
Wertermittlungstage sind, unterschieden.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der maBgebli
che Nettoinventarwert der flr diesen Wertermittlungstag erZ
mittelte Nettoinventarwert. Die so berechnete Pauschalgel
blhr wird am folgenden Wertermittlungstag als Verbindlich
keit des Sondervermdgens gebucht.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der maBgebliZ
che Nettoinventarwert der flr den nachstfolgenden Werteri
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert. Die so berechnel
te Pauschalgebihr wird an dem diesem néchstfolgenden
Wertermittlungstag folgenden Wertermittlungstag als Ver@
bindlichkeit des Sondervermégens gebucht.

Die Auszahlung der Pauschalvergitung fir alle Kalendertage
eines Monats erfolgt bis zum 10. Kalendertag des Folgemol@
nats.

Die nach den vorstehenden Regelungen berechneten Betral
ge verstehen sich einschlieB3lich gegebenenfalls anfallender
Umsatzsteuer.

Die Pauschalgebihr deckt nachfolgende Vergutungen und
Kosten ab, die dem Sondervermdgen nicht separat belastet
werden:

a) Vergltung der Verwahrstelle;

b) bankuibliche Depot-, Konto- und Lagerstellengebihren
fur die Verwahrung von Vermdgensgegenstanden;

c) Kosten fur die Prifung des Sondervermogens durch den
Abschlusspriifer des Sondervermdgens;

d) Kosten fur die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmach
tigten;

e) Vergutung fur Datenversorgung und —pflege;
f) Vergltung fur Berichts- und Meldewesen;

g) Vergutung fir das Rechnungswesen des Sondervermol
gens;

h) Vergiitung im Zusammenhang mit der Uberwachung
und Risikosteuerung des Sondervermogens (Risikocontrol
ling).

Vergutung, die an Dritte zu zahlen ist:

4. Die Gesellschaft zahlt aus dem Sondervermégen an den Colla

teral Manager von Derivate-Geschéften eine
kalendertéagliche Vergutung in Héhe von 1/365 (in Schaltjah@
ren: 1/366) von bis zu 0,1 Prozent des fur den jeweiligen Kal@
lendertag maBgeblichen Nettoinventarwertes. Der tatsachi
lich geltende Prozentsatz fir die Berechnung der Verglitung
fur den Collateral Manager ist im Besonderen Teil des Ver
kaufsprospekts im Abschnitt ,Kosten” angegeben.

Fur die Ermittlung des maBgeblichen Nettoinventarwertes

zur Berechnung der Vergutung fir den Collateral Manager
ist zwischen Kalendertagen, die Wertermittlungstage sind,

und solchen, die keine Wertermittlungstage sind, zu unter?
scheiden.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der maBgebli
che Nettoinventarwert der fir diesen Wertermittlungstag erf?
mittelte Nettoinventarwert. Die so berechnete Vergitung
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wird am folgenden Wertermittlungstag als Verbindlichkeit
des Sondervermogens gebucht.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der maBgebli

che Nettoinventarwert der fiir den néachstfolgenden Werter@
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert. Die so berechneld
te Vergltung wird an dem diesem nachstfolgenden Werter®
mittlungstag folgenden Wertermittlungstag als Verbindlich®
keit des Sondervermégens gebucht.

Die Auszahlung der Vergiitung fur den Collateral Manager

fir alle Kalendertage eines Monats erfolgt bis zum 10. Kalen

dertag des Folgemonats.

Die nach den vorstehenden Regelungen berechneten Betra
ge verstehen sich einschlieBlich gegebenenfalls anfallender
Umsatzsteuer.

Zulassiger jahrlicher Hochstbetrag:

5.

Der Betrag, der dem Sondervermogen nach den vorstehenl
den Ziffern 1, 3 und 4 als Vergitung und Kosten sowie ggf.
nach der nachstehenden Ziffer 7 Buchstabe e) als Aufweni

dungsersatz kalenderjahrlich belastet werden darf, darf insgel2

samt eine Hochstgrenze nicht Gberschreiten. Die Hohe dieser
Hoéchstgrenze in Prozent des durchschnittlichen Nettoinvenl
tarwertes des Sondervermdgens in dem betreffenden Kalen

derjahr, berechnet als Summe der jeweils angefallenen Einzel

werte, die fir jeden Kalendertag als 1/365 (in Schaltjahren

1/366) des fir den jeweiligen Kalendertag maBgeblichen NetZ

toinventarwertes des Sondervermdgens ermittelt werden, ist

im Abschnitt ,Kosten” des Besonderen Teils des Verkaufspro

spekts aufgefihrt.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der fur ihn
maBgebliche Nettoinventarwert der fir diesen Wertermitt
lungstag ermittelte Nettoinventarwert.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der fur ihn

maBgebliche Nettoinventarwert der fiir den nachstfolgenden

Wertermittlungstag ermittelte Nettoinventarwert.

Erfolgsabhangige Vergltung:

6.

Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen des Sondervermaf

Erfolgsabhangige Vergutung

gens eine erfolgsabhdngige Vergltung vereinbart ist, sind Regeld

lungen zu dieser Vergltung (insbesondere zur Definition der erf2

folgsabhangigen Vergitung, ihrer Hohe, der Berechnung der And

teilwertentwicklung, der Abrechnungsperiode sowie zum Ver@

gleichsindex) dem Besonderen Teil des Verkaufsprospekts im Ab

schnitt ,Kosten” zu entnehmen.

Weitere Aufwendungen:

7.

Neben den vorgenannten Vergutungen und Kosten gehen
die folgenden Aufwendungen zulasten des Sondervermao@
gens:

a) Kosten fur die Geltendmachung und Durchsetzung von
Rechtsansprichen durch die Gesellschaft fir Rechnung
des Sondervermogens sowie der Abwehr von gegen die
Gesellschaft zu Lasten des Sondervermégens erhobenen
Ansprichen;

b) GebUhren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bell
zug auf das Sondervermdgen erhoben werden;

¢) Kosten fur Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf

das Sondervermdgen;

d) Kosten sowie jegliche Entgelte, die im Zusammenhang
mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nenl
nung eines VergleichsmafBstabes oder Finanzindizes anfall
len;

e) soweitin den Besonderen Anlagebedingungen festgeld
legt, kdnnen Kosten fir die Bereitstellung von
Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte in BelZ
zug auf ein oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstil
ge Vermogenswerte oder in Bezug auf die Emittenten
oder potenziellen Emittenten von Finanzinstrumenten
oder in engem Zusammenhang mit einer bestimmten
Branche oder einem bestimmten Markt pro Kalenderjahr
anfallen, berechnet als Summe der jeweils angefallenen
Einzelwerte, die fur jeden Kalendertag als 1/365 (in
Schaltjahren: 1/366) des fiir den jeweiligen Kalendertag
maBgeblichen Nettoinventarwertes ermittelt werden. Die
maximale Héhe dieser Kosten in Prozent des durchschnitt?
lichen Nettoinventarwertes des Sondervermdégens ist im
Abschnitt ,Kosten” des Besonderen Teils des Verkaufsprofd
spektes aufgefihrt.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der fir ihn
maBgebliche Nettoinventarwert der fir diesen Werter
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der fur
ihn maBgebliche Nettoinventarwert der fiir den vorange
gangenen Wertermittlungstag ermittelte Nettoinventar
wert.

f) Kosten, die anfallen im Zusammenhang mit dem Erwerb
und der VerauBerung von Vermodgensgegenstanden
(Transaktionskosten);

g) Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zu@
sammenhang mit den vorstehend in den Buchstaben a)
bis f) genannten und vom Sondervermogen zu
ersetzenden Aufwendungen.

Regeln im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Riicknahme
von Investmentanteilen:

8.

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbel
richt den Betrag der Ausgabeaufschlage und Riicknahmeab
schlage offen zu legen, die dem Sondervermdgen im Berichts@
zeitraum fur den Erwerb und die Riicknahme von Anteilen im
Sinne des §096 KAGB sowie von vergleichbaren auslandi
schen Anteilen berechnet worden sind. Beim Erwerb von An
teilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst

oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der

die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder
mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die Gesellschaft
oder die andere Gesellschaft fur den Erwerb und die Ricknahz
me keine Ausgabeaufschldage und Riicknahmeabschlage bel
rechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halb@
jahresbericht die Vergltung offen zu legen, die dem Sonder
vermdgen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapilz
talverwaltungsgesellschaft, einer Investmentaktiengesell®
schaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesell@
schaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare
Beteiligung verbunden ist, oder einer auslandischen Invest?
mentgesellschaft, einschlieBlich ihrer Verwaltungsgesell
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schaft, als Verwaltungsvergitung fir die im Sondervermogen
gehaltenen Anteile berechnet wurde.

Weitere Hinweise:

Neben der Vergiitung fur die Verwaltung des Sondervermégens
bzw. der jeweiligen Anteilklasse wird eine Verwaltungsvergif
tung fur die im Sondervermégen gehaltenen Anteile berechnet.
Der Gesellschaft flieBen keine Rlckvergitungen der aus dem
Fonds an die Verwahrstelle und an Dritte geleisteten VergUtunl@
gen und Aufwendungserstattungen zu.

Union Investment kann einen (auch wesentlichen) Teil des Ausgal
beaufschlags — sofern er erhoben wird — und der Verwaltungsver@
gutung an ihre Vertriebspartner in Form von Provisionszahlun@
gen fir deren Vermittlungsleistungen weitergeben. Die Héhe dield
ser Zahlungen wird je nach Vertriebsweg in Abhangigkeit vom Belz
stand des vermittelten Fondsvolumens bemessen. Daneben kann
Union Investment ihren Vertriebspartnern weitere Zuwendungen
in Form von unterstUtzenden Sachleistungen (z.B. Mitarbeiter
schulungen) und ggf. Erfolgsboni, die ebenfalls mit den Vermitt@
lungsleistungen der Vertriebspartner im Zusammenhang stehen,
gewahren. Die Zuwendungen stehen den Interessen der Anleger
nicht entgegen, sondern sind darauf ausgelegt, die Qualitat der
Dienstleistungen der Vertriebspartner aufrechtzuerhalten und
weiter zu verbessern.

Die Gesellschaft kann nach ihrem freien Ermessen mit einzelnen
Anlegern die teilweise Rlckzahlung von vereinnahmter Verwal®
tungsvergitung an diese Anleger vereinbaren. Dies kommt insbeld
sondere dann in Betracht, wenn institutionelle Anleger GroB3beld
trage langfristig investieren.

Der Gesellschaft kdnnen im Zusammenhang mit Geschaften far
Rechnung des Fonds geldwerte Vorteile entstehen, die im Interesl
se der Anteilinhaber bei den Anlageentscheidungen verwendet
werden. Zusatzliche Informationen Uber weitere Einzelheiten der
erhaltenen geldwerten Vorteile sind bei Union Investment erhalt?
lich.

Gesamtkostenquote

Im Jahresbericht werden die im Geschéaftsjahr zu Lasten des
Fonds angefallenen Kosten und Zahlungen offengelegt und als
Quote des durchschnittlichen Fondsvolumens ausgewiesen (Gel2
samtkostenquote). Diese setzt sich zusammen aus der Vergitung
fir die Verwaltung des Fonds, der Pauschalgebiihr sowie den Aufz
wendungen, die dem Fonds zusatzlich belastet werden konnen
(siehe Abschnitt ,,Kosten” sowie ,Besonderheiten beim Erwerb
von Investmentanteilen” im Allgemeinen Teil des Verkaufsprof
spekts). Die Gesamtkostenquote beinhaltet keine Nebenkosten
und Kosten, die beim Erwerb und der VerduBerung von VermoQ
gensgegenstanden entstehen (Transaktionskosten). Sofern in
den Anlagebedingungen eine erfolgsabhédngige Verwaltungsver®
gutung vereinbart wurde, ist diese dartber hinaus gesondert als
Prozentsatz des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des In@
vestmentvermogens anzugeben.

Abweichender Kostenausweis durch Veri
triebsstellen

Wird der Anleger beim Erwerb von Anteilen durch Dritte beraten

oder vermitteln diese den Kauf, weisen sie ihm gegebenenfalls
Kosten oder Kostenquoten aus, die nicht mit den Kostenangaben
in diesem Prospekt und im Basisinformationsblatt
deckungsgleich sind und die hier beschriebene Gesamtkosten@
quote Ubersteigen kdnnen.

Grund dafir kann insbesondere sein, dass der Dritte die Kosten
seiner eigenen Tatigkeit (z.B. Vermittlung, Beratung oder Depot@
flhrung) zusatzlich berlcksichtigt. Dartber hinaus beriicksichtigt
er ggf. auch einmalige Kosten wie Ausgabeaufschldge und
benutzt in der Regel andere Berechnungsmethoden oder auch
Schatzungen fir die auf Fondsebene anfallenden Kosten, die ins
besondere die Transaktionskosten des Fonds mit umfassen.

Abweichungen im Kostenausweis kdnnen sich sowohl bei Infor
mationen vor Vertragsschluss ergeben als auch bei regelméBigen
Kosteninformationen Uber die bestehende Fondsanlage im Rah@
men einer dauerhaften Kundenbeziehung.

Vergutungspolitik

Die Gesellschaft hat fur ihre Geschaftsfihrer und ihre Mitarbeiter
Verglitungssysteme festgelegt. Ubergeordnetes Ziel der Vergii@
tungssysteme ist es, die Leistungen der Mitarbeiter angemessen
und marktgerecht zu honorieren und wirksame Leistungsanreize
zu setzen. Dabei werden ausdriicklich keine Anreize gesetzt, die
zum Eingehen von Risiken verleiten, die nicht mit dem Risikoprofd
fil oder den Anlagebedingungen der von ihr verwalteten Investl
mentvermdgen vereinbar sind und die die Gesellschaft daran hinl2
dern kénnten, pflichtgemaR im besten Interesse des jeweiligen InZ
vestmentvermdgens zu handeln. Die Vergltungssysteme sind so
ausgestaltet, dass sie den jeweils glltigen regulatorischen Vori2
schriften entsprechen.

In der Gesellschaft kommen Vergitungssysteme zur Anwenf
dung, welche sich folgendermaBen untergliedern:

1. Tarif-VergUtungssystem
2. AuBertarifliches Vergltungssystem fir Nicht-Risikotrager
3. AuBertarifliches Vergitungssystem fur Risikotrager

Es wurde dariber hinaus ein Vergitungsausschuss eingerichtet,
der Uber die Vergutungsregelungen und —praxis sowie Uber die

flr das Management der Risiken geschaffenen Anreize zu urteil
len hat.

Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergltungspolitik der Gesell?
schaft sind im Internet unter privatkunden.union-investment.de/
verguetungspolitik veroffentlicht. Hierzu zahlen eine Beschreild
bung der Berechnungsmethoden fur Vergitungen und Zuwen
dungen an bestimmte Mitarbeitergruppen, sowie die Angabe

der fur die Zuteilung zustandigen Personen einschlieBlich der MitZ
glieder des Vergltungsausschusses. Auf Verlangen werden die In@
formationen von der Gesellschaft kostenlos in Papierform zur Verz
fiigung gestellt.

Besonderheiten beim Erwerb von Investd
mentanteilen

Investiert der Fonds in andere Investmentvermdgen, kann fir diel
se eine Verwaltungsvergiitung anfallen. Dariber hinaus kdnnen
diese gegebenenfalls eine erfolgsabhangige Vergiitung erheben.
Eine solche erfolgsabhédngige Vergiitung kann einen betrachtli
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chen Teil der positiven Wertentwicklung eines Zielfonds ausmal?
chen. Eine solche erfolgsabhéngige Verglitung kann im Einzelfall
auch anfallen, wenn die absolute Wertentwicklung des Fonds nel
gativ ist. Daneben kann der Zielfonds mit Kosten, Provisionen

und sonstigen Aufwendungen belastet werden, die den Wert des
Zielfondsvermdgens mindern. Die fur den Zielfonds anfallenden
Kosten kénnen im Einzelfall Gber den marktublichen Kosten lie@
gen. Sie vermindern den Nettoinventarwert des Fonds und fallen
auch bei einer negativen Wertentwicklung des Zielfonds an.

Weitergehende Erlduterungen zur Verwaltungsvergitung fur die
im Sondervermdgen gehaltenen Zielfondsanteile sind im Ab
schnitt ,Kosten" des Allgemeinen Teils des Verkaufsprospekts zu
finden.

Im Zusammenhang mit dem Erwerb von Zielfondsanteilen sind
Ublicherweise mittelbar oder unmittelbar von den Anlegern des
Fonds Gebthren, Kosten, Provisionen, Steuern, Vergitungen und
sonstige Aufwendungen zu tragen, wenn fur den Fonds Ziel®
fondsanteile erworben werden. Hierbei handelt es sich typischer@
weise um:

e eine Vergutung fur die Verwaltung des Sondervermdégens;
e eine Vergltung der Verwahrstelle;

e Depotgebiihren, gegebenenfalls einschlieBlich Kosten fir die
Verwahrung auslandischer Wertpapiere im Ausland;

e Kosten fir den Druck und Versand der flr die Anleger beld
stimmten Jahres- und Halbjahresberichte;

e Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresbel
richte, der Ausgabe- und Riicknahmepreise und gegebenen
falls der Ausschittungen;

e Kosten fir die Priifung des Sondervermogens durch den Ab
schlussprufer der Gesellschaft;

e Kosten fir die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlal
gen und der Bescheinigung, dass die steuerlichen Angaben
nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurl
den;

e Kosten fir den Vertrieb;
e Kosten fir die Einldsung der Ertragsscheine;

e im Zusammenhang mit dem Erwerb und der VerduBerung
von Vermogensgegenstanden entstehende Kosten;

e im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Ver
wahrung evtl. entstehende Steuern;

e Kosten fir die Geltendmachung und Durchsetzung von
Rechtsanspriichen des Sondervermdégens.

Im Jahres- und Halbjahresbericht werden die Ausgabeaufschlage
und Ricknahmeabschlage offen gelegt, die dem Fonds im Be
richtszeitraum flr den Erwerb und die Riicknahme von Anteilen
an Zielfonds berechnet worden sind. Ferner wird die Vergltung
offen gelegt, die dem Fonds von einer in- oder auslandischen Gel2
sellschaft oder einer Gesellschaft, mit der Union Investment
durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung
verbunden ist, als Verwaltungsvergitung fur die im Fonds gehal®
tenen Zielfondsanteile berechnet wurde.

Teilinvestmentvermdgen

Der Fonds ist nicht Teilinvestmentvermdgen einer Umbrella-Kon
struktion.

Regeln fir die Ermittlung und Verweni
dung der Ertrage

Im Besonderen Teil dieses Verkaufsprospektes ist im Abschnitt
.Geschéaftsjahr und Ertragsverwendung” dargestellt, ob es sich
bei dem Sondervermogen um ein ausschiittendes oder thesauriel
rendes Sondervermogen bzw. bei der jeweiligen Anteilklasse um
eine ausschittende oder thesaurierende Anteilklasse handelt.

Der Fonds erzielt Ertrdge in Form der wahrend des Geschaftsjahz
res angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinl
sen, Dividenden und Ertragen aus Investmentanteilen. Hinzu kom@
men Entgelte aus Darlehens- und Pensionsgeschaften. Weitere ErlZ
trage kdnnen aus der VerauBerung von fir Rechnung des Fonds
gehaltenen Vermogensgegenstanden resultieren.

Die Gesellschaft wendet fir das Sondervermégen bzw. die jeweilil
ge Anteilklasse ein so genanntes Ertragsausgleichsverfahren an.
Dieses verhindert, dass der Anteil der ausschittungsfahigen Ertraz
ge am Anteilpreis infolge Mittelzu- und -abflissen schwankt. An@
derenfalls wirde jeder Mittelzufluss in den Fonds wahrend des
Geschéftsjahres dazu fuhren, dass an den

Ausschittungsterminen pro Anteil weniger Ertrage zur Ausschit®
tung zur Verfiigung stehen, als dies bei einer konstanten Anzahl
umlaufender Anteile der Fall wére. Mittelabflisse hingegen wiir
den dazu flhren, dass pro Anteil mehr Ertrédge zur Ausschiittung
zur Verfligung stiinden, als dies bei einer konstanten Anzahl
umlaufender Anteile der Fall ware.

Um das zu verhindern, werden wahrend des Geschéaftsjahres die
ausschittungsfahigen Ertrége, die der Anteilerwerber als Teil des
Ausgabepreises bezahlen muss und der Verkdufer von Anteilen
als Teil des Riicknahmepreises vergltet erhalt, fortlaufend berechl
net und als ausschittungsfahige Position in der Ertragsrechnung
eingestellt. Dabei wird in Kauf genommen, dass Anleger, die beil
spielsweise kurz vor dem Ausschittungstermin Anteile erwerben,
den auf Ertrage entfallenden Teil des Ausgabepreises in Form eid
ner Ausschittung zurlickerhalten, obwohl ihr eingezahltes Kapil
tal an dem Entstehen der Ertrage nicht mitgewirkt hat.

Auflésung, Ubertragung und Verschmel®
zung des Fonds

Voraussetzungen fir die Auflésung des Fonds

Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflésung des Fonds zu verl
langen. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des Fonds unter EinZ
haltung einer Kiindigungsfrist von mindestens sechs Monaten
durch Bekanntgabe im Bundesanzeiger und darlber hinaus im
Jahresbericht oder Halbjahresbericht kiindigen. Uber die Kiindi
gung werden die Anleger auBBerdem Uber ihre depotfiihrenden
Stellen mittels dauerhaftem Datentrager, etwa in Papierform
oder elektronischer Form, informiert. Entsprechend kann auch bel
zlglich einer Anteilklasse eines Sondervermdgens verfahren werld
den. Mit dem Wirksamwerden der Kiindigung erlischt das Recht
der Gesellschaft, den Fonds zu verwalten.

Des Weiteren endet das Verwaltungsrecht der Gesellschaft, wenn
das Insolvenzverfahren Gber ihr Vermégen eréffnet wird oder
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mit der Rechtskraft des Gerichtsbeschlusses, durch den der An@
trag auf die Er6ffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse
abgewiesen wird.

Mit Erléschen des Verwaltungsrechts der Gesellschaft geht das
Verfligungsrecht Gber den Fonds auf die Verwahrstelle tber, die
den Fonds abwickelt und den Erl6s an die Anleger verteilt, oder
mit Genehmigung der BaFin einer anderen Gesellschaft die Verld
waltung tbertragt.

Verfahren bei Auflésung des Fonds

Mit dem Ubergang des Verfiigungsrechts tiber den Fonds auf die
Verwahrstelle wird die Ausgabe und Ricknahme von Anteilen
eingestellt und der Fonds abgewickelt.

Der Erl6s aus der VerauBerung der Vermogenswerte des Fonds
abzlglich der noch durch den Fonds zu tragenden Kosten und
der durch die Auflésung verursachten Kosten wird an die Anle2
ger verteilt, wobei diese in Hohe ihrer jeweiligen Anteile am
Fonds Anspriche auf Auszahlung des Liquidationserléses haben.

Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr Verwaltungs
recht erlischt, einen Auflésungsbericht, der den Anforderungen
an einen Jahresbericht entspricht. Spatestens drei Monate nach
dem Stichtag der Auflésung des Fonds wird der Auflésungsbel
richt im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Wahrend die Ver
wahrstelle den Fonds abwickelt, erstellt sie jahrlich sowie auf den
Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Bericht, der den
Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht. Diese Berichte
sind ebenfalls spatestens drei Monate nach dem Stichtag im Bun@@
desanzeiger bekannt zu machen.

Ubertragung des Fonds

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfligungsrecht
Uber das Sondervermdégen auf eine andere Kapitalverwaltungsgel
sellschaft tibertragen. Die Ubertragung bedarf der vorherigen Gefd
nehmigung durch die BaFin. Die genehmigte Ubertragung wird
im Bundesanzeiger und dartber hinaus im Jahresbericht oder
Halbjahresbericht des Fonds sowie den in diesem Verkaufspro
spekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt
gemacht. Der Zeitpunkt, zu dem die Ubertragung wirksam wird,
bestimmt sich nach den vertraglichen Vereinbarungen zwischen
der Gesellschaft und der aufnehmenden Kapitalverwaltungsgel
sellschaft. Die Ubertragung darf jedoch friihestens drei Monate
nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam werfd
den. Sdmtliche Rechte und Pflichten der Gesellschaft in Bezug auf
den Fonds gehen dann auf die aufnehmende Kapitalverwaltungs
gesellschaft Gber.

Voraussetzungen fir die Verschmelzung des Fonds

Alle Vermdgensgegenstande dieses Fonds diirfen mit Genehmi@
gung der BaFin auf ein anderes bestehendes oder durch die Verd
schmelzung neu gegriindetes Investmentvermégen Ubertragen
werden, welches die Anforderungen an einen OGAW erflllen
muss und in Deutschland oder in einem anderen EU- oder EWR-
Staat aufgelegt wurde.

Die Ubertragung wird zum Geschiftsjahresende des Gbertragend
den Fonds (Ubertragungsstichtag) wirksam, sofern kein anderer
Ubertragungsstichtag bestimmt wird.

Rechte der Anleger bei der Verschmelzung des Fonds

Die Anleger haben bis fiinf Arbeitstage vor dem geplanten Uberf

tragungsstichtag entweder die Mdglichkeit, ihre Anteile ohne
weitere Kosten zurlickzugeben, mit Ausnahme der Kosten zur Delz
ckung der Auflésung des Fonds, oder soweit méglich, ihre AnlZ
teile gegen Anteile eines anderen offenen Publikums-Investment
vermdgens umzutauschen, welches ebenfalls von Union Invest
ment oder einem Unternehmen desselben Konzerns verwaltet
wird und dessen Anlagegrundsatze mit denen des Fonds verl
gleichbar sind.

Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds vor dem geplanten
Ubertragungsstichtag mittels dauerhaftem Datentrager, etwa in
Papierform oder elektronischer Form, Gber die Griinde fur die
Verschmelzung, die potentiellen Auswirkungen fir die Anleger,
deren Rechte in Zusammenhang mit der Verschmelzung sowie
Uber maBgebliche Verfahrensaspekte zu informieren. Den Anlel
gern ist auch zudem das Basisinformationsblatt fir das Invest?
mentvermaogen, auf das die Vermogensgegenstande des Fonds
ibertragen werden, zu (ibermitteln. Zwischen der Ubermittlung
der Verschmelzungsinformationen und dem Fristablauf fir einen
Antrag auf Riicknahme oder gegebenenfalls Umtausch der An
teile muss ein Zeitraum von mindestens 30 Tagen liegen.

Am Ubertragungsstichtag werden die Nettoinventarwerte des
Ubernehmenden Investmentvermogens und des Uibertragenden
Fonds berechnet, das Umtauschverhaltnis wird festgelegt und
der gesamte Umtauschvorgang wird vom Abschlussprifer ged
pruft. Das Umtauschverhéltnis ermittelt sich nach dem Verhaltnis
der Nettoinventarwerte je Anteil des Ubertragenden Fonds und
des Gbernehmenden Investmentvermégens zum Zeitpunkt der
Ubernahme. Der Anleger erhilt die Anzahl von Anteilen an dem
Ubernehmenden Investmentvermdgen, die dem Wert seiner Anl
teile an dem Ubertragenden Fonds entspricht.

Sofern die Anleger von ihrem Riickgabe- oder Umtauschrecht kei@
nen Gebrauch machen, werden sie am Ubertragungsstichtag Anfl
leger des GUbernehmenden Investmentvermdgens. Die Gesell2
schaft kann gegebenenfalls auch mit der Verwaltungsgesell
schaft des ibernehmenden Investmentvermogens festlegen, dass
den Anlegern des Ubertragenden Fonds bis zu 10 Prozent des
Wertes ihrer Anteile in bar ausgezahlt werden. Mit der Ubertrald
gung aller Vermdgenswerte erlischt der Gbertragende Fonds. Fin@
det die Ubertragung wihrend des laufenden Geschiftsjahres des
ibertragenden Fonds statt, muss die Gesellschaft auf den Uber@
tragungsstichtag einen Bericht erstellen, der den Anforderungen
an einen Jahresbericht entspricht.

Die Gesellschaft macht im Bundesanzeiger und darlber hinaus in
den in diesem Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen In@@
formationsmedien bekannt, wenn der Fonds auf ein anderes von
der Gesellschaft verwaltetes Investmentvermdgen verschmolzen
wurde und die Verschmelzung wirksam geworden ist. Sollte der
Fonds auf ein anderes Investmentvermégen verschmolzen wer
den, das nicht von der Gesellschaft verwaltet wird, so Gbernimmt
die Verwaltungsgesellschaft die Bekanntmachung des Wirksamf@
werdens der Verschmelzung, die das Ubernehmende oder neu gelz
griindete Investmentvermdgen verwaltet.

Auslagerungen

Im Rahmen ihrer Geschéaftstatigkeit hat die Gesellschaft einzelne
Tatigkeiten und Aufgaben an gruppenzugehorige und -externe
Unternehmen ausgelagert. Nachfolgend sind die erfolgten Auslall
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gerungen sowie die sich aus dieser Aufgabenibertragung wo
maoglich ergebenden Interessenkonflikte aufgefihrt.

Im Falle der Auslagerung des Portfoliomanagements oder weite@

rer fUr den Fonds spezifischer Tatigkeiten werden diese im Beson
deren Teil dieses Verkaufsprospekts unter dem Abschnitt ,Weite
re Auslagerungen” dargestellt.

Auslagerungen an gruppeninterne Unternehmen

Im Rahmen der arbeitsteiligen Organisation sind verschiedene
Funktionen und Tatigkeiten der Gesellschaft auf andere Gesell@
schaften der Union Investment Gruppe, die sich im mehrheitli?
chen Besitz der Gruppe befinden, ausgelagert worden:

e Die Aufgaben Personalangelegenheiten, Recht, Compliance,
Geldwasche, Datenschutz und Betrugspravention, Informati@
onssicherheitsmanagement und Betriebskontinuitdtsmanagef
ment, Rechnungswesen und Revision sowie Unterstitzung
bei den Themen Risikomanagement inklusive
Datenqualitdtsmanagement, Controlling und Digitalisierung
wurden an die Union Asset Management Holding AG, Frank(
furt am Main, ausgelagert.

e Das Marketing und Produktmanagement fir institutionelle
Fonds, die Unterstiitzung bei der Produktweiterentwicklung
und -pflege sowie die Erbringung von Engagement-
Leistungen und die Durchfiihrung von
Nachhaltigkeitsscreenings wurden an die Union Investment
Institutional GmbH, Frankfurt am Main, ausgelagert.

e Das Fondsrisikocontrolling, die Performanceanalyse, HandelsZ
kontrolle und Anlagegrenzprifung sowie die Fondsbuchhal
tung, -reporting, -rechnungslegung, Daten- und Ordermald
nagement, Collateral Desk sowie Business Services wurden an
die Union Service-Gesellschaft mbH, Frankfurt am Main, aus@
gelagert.

e Die Provisionsermittiung und Zahlung an Vermittler im Aus@
land und im nicht genossenschaftlichen Bereich in Deutsch
land sowie die Pflege der Fondsstammdaten wurden an die
Attrax Financial Services S.A., Luxemburg, ausgelagert.

e Die Koordination fiir den Vertrieb der Fonds im Ausland und
das Lagerstellenmanagement wurde an die Union Invest?
ment Luxembourg S.A., Luxemburg, ausgelagert.

e Der Kundenservice sowie das Beschwerdemanagement und
die Provisionsermittlung und Zahlung an Vermittler im genos?
senschaftlichen Bereich in Deutschland wurden an die Union
Investment Service Bank AG, Frankfurt am Main, ausgelagert.

e Der Bezugvon IT-Dienstleistungen wurde an die Union IT-Serl
vices GmbH, Frankfurt am Main, ausgelagert. Dies betrifft
den Netz-, PC- und Telekommunikationsbetrieb, den Betrieb
von Systemen fiir das Rechnungswesen, von
Personalinformations- und Unternehmenssteuerungssysteld
men sowie den Betrieb der Anwendungen des Investment-,
Fondsbuchhaltungs- und Marktbearbeitungsprozesses sowie
deren Unterstitzungsprozesse.

e Sofern der Fonds in Osterreich zum Vertrieb zugelassen ist,
wurde das Marketing fur Privatkunden an Union Investment
Austria GmbH, Wien, ausgelagert.

Aus den vorgenannten Auslagerungen kénnten sich folgende Inl
teressenkonflikte ergeben:

a) Das beauftragte Unternehmen ist auch noch fur andere Man@
date bzw. Fonds oder Anleger tatig. Durch die Beauftragung
eines Mehrmandantendienstleisters besteht die Mdglichkeit,
dass es fur den Beauftragten einen finanziellen oder sonsti@
gen Anreiz gibt, die Interessen eines anderen Mandats bzw.
Fonds oder Anlegers Uber die Interessen dieses Sondervermof
gens bzw. der Anleger dieses Fonds zu stellen.

b) Das beauftragte Unternehmen ist ein mit der Gesellschaft ver
bundenes Unternehmen innerhalb einer Finanzgruppe. Auf
grund der Beauftragung eines ,Gruppenunternehmens” beld
steht die Moglichkeit, dass der Beauftragte durch die Grup
penzugehorigkeit bei der Wahrnehmung der ausgelagerten
Tatigkeit einer konfliktbehafteten Einflussnahme ausgesetzt
ist oder eine solche auf die der Gruppe angehdrige Gesell?
schaft oder auf die Anleger austiben kann, die zu Lasten der
Interessen der Gesellschaft oder der Anleger gehen kdnnte.

MaBnahmen der Gesellschaft:

Die Gesellschaft hat angemessene MaBnahmen, insbesondere
der funktionalen Trennung, der Outsourcingsteuerung etc. gel?
troffen, um zu verhindern, dass diese potenziellen Interessenkon(
flikte den Interessen des Fonds und seinen Anlegern schaden. Inf
teressenkonflikte, die sich trotz der MaBnahmen nicht vermeiden
lassen, werden den Anlegern gegenliber offengelegt.

Auslagerung an gruppenfremde Unternehmen

Folgende Auslagerung ist auf Unternehmen auBerhalb der Union
Investment Gruppe vorgenommen worden:

e Die Erbringung der Dienstleistung Collateral Management
flr Wertpapier-Darlehensgeschafte sowie die Erbringung der
Dienstleistung Collateral Management zur Erflllung von
Pflichten gemaB der Verordnung EU 648/2012 (EMIR) wurde
ausgelagert an die State Street Bank International GmbH,
Mdanchen.

Aus der vorgenannten Auslagerung kénnten sich folgende Intefd
ressenkonflikte ergeben:

Interessenkonflikte im Zusammenhang mit Mehrmandantenf
dienstleistern:

Das beauftragte Unternehmen ist auch noch fiir andere Mandate
bzw. Fonds, Unternehmen oder Anleger tatig. Durch die Beauftralz
gung eines Mehrmandantendienstleisters besteht die Moglich@
keit, dass es fur den Beauftragten einen finanziellen oder sonsti@
gen Anreiz gibt, die Interessen eines anderen Mandats bzw.

Fonds oder Anlegers Uber die Interessen dieses SondervermoQ
gens bzw. der Anleger dieses Fonds zu stellen.

MaBnahmen der Gesellschaft:

Die Gesellschaft hat angemessene MaBnahmen, insbesondere
der funktionalen Trennung, der Outsourcingsteuerung etc. gel?
troffen, um zu verhindern, dass diese potenziellen Interessenkon(
flikte den Interessen des Fonds und seinen Anlegern schaden. Inf
teressenkonflikte, die sich trotz der MaBnahmen nicht vermeiden
lassen, werden den Anlegern gegenliber offengelegt.

Interessenkonflikte

Bei der Gesellschaft kénnen die folgend dargestellten Interessenl
konflikte entstehen.

Die Interessen des Anlegers oder Fonds kénnen mit folgenden Inl
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teressen kollidieren:

Interessen der Gesellschaft und der mit dieser verbundenen
Unternehmen,

Interessen der Mitarbeiter der Gesellschaft oder
Interessen anderer Anleger in diesem oder anderen Fonds,

Interessen eines anderen Kunden der Gesellschaft.

Umstande oder Beziehungen, die Interessenkonflikte begriinden

kdénnen, umfassen insbesondere:

Anreizsysteme flur Mitarbeiter der Gesellschaft,
Mitarbeitergeschafte,

Zuwendungen an Mitarbeiter der Gesellschaft,
Umschichtungen im Fonds,

Stichtagsbezogene Aufbesserung der Fondsperformance
(,window dressing”),

Geschafte zwischen der Gesellschaft und den von ihr verwal
teten Investmentvermogen oder Individualportfolios bzw.

Geschafte zwischen von der Gesellschaft verwalteten Investf
mentvermdgen und/oder Individualportfolios,

Zusammenfassung mehrerer Orders (,block trades”),

Beauftragung von bzw. Geschafte mit verbundenen Unter@
nehmen und Personen,

wenn nach einer Uberzeichnung im Rahmen einer
Aktienemission die Gesellschaft die Papiere fir mehrere In@
vestmentvermdgen oder Individualportfolios gezeichnet hat
(,IPO-Zuteilungen”),

Transaktionen nach Handelsschluss zum bereits bekannten
Schlusskurs des laufenden Tages, sogenanntes Late Trading,

Durchfiihrung von Anteilgeschaften, wenn dadurch einzelne
Anleger zu Lasten anderer besser gestellt werden,

.Frequent Trading”,
Einzelanlagen von erheblichem Umfang,

Belastungen des Investmentvermégens durch unangemesse
ne Kosten, Gebiihren, Praktiken oder konfliktbehafteter Be@
auftragung eines Dritten,

Auswahl eines Handelspartners bei gleichzeitigem Empfang
von Soft Commissions bzw. Research in beachtlichem Um{
fang,

Méglichkeit der konfliktbehafteten Vertriebsférderung durch
unvollstandige bzw. fehlerhafte Produktinformation,

Interessenkonflikte durch/bei Ausiibung von Stimmrechten,

Der Bewerter der Vermdgensgegenstande ist die Gesellschaft
selbst,

Interessenkonflikte im Zusammenhang mit der Riicknahme
von Anlagen wie Interessenkonflikte, die zwischen Anlegern,
die ihre Anlagen zurticknehmen wollen, und Anlegern, die
ihre Anlagen im Fonds aufrechterhalten wollen sowie Konflik®
te im Zusammenhang mit der Zielsetzung des Fonds, in illiquil
de Vermdgenswerte zu investieren und den Riicknahmefd
grundséatzen des Fonds bestehen kdnnen,

Auslagerung auf verbundene Unternehmen bzw. Mehrman(@

dantendienstleister,

e bei Auslagerung des Portfoliomanagements oder des Risiko
managements in dortigen Unternehmen,

e Ausnutzung von Insiderinformationen zu Lasten des Kunden,
e personlicher Interessenkonflikt eines Mitarbeiters oder
Organs der Gesellschaft.

Zum Umgang mit Interessenkonflikten setzt die Gesellschaft fol
gende organisatorische MaBnahmen ein, um Interessenkonflikte
zu ermitteln, ihnen vorzubeugen, sie zu steuern, zu beobachten
und sie offenzulegen:

e Bestehen einer Compliance-Funktion, die die Einhaltung von
Gesetzen und Regeln Uberwacht und an die InteressenkonflikZ
te gemeldet werden missen.

e Pflichten zur Offenlegung.
e Organisatorische MaBnahmen wie

- die Einrichtung von Vertraulichkeitsbereichen fir einzel
ne Abteilungen, um dem Missbrauch von vertraulichen InZ
formationen vorzubeugen,

- Zuordnung von Zustandigkeiten, um unsachgemafe Einl
flussnahme zu verhindern,

- die Trennung von Eigenhandel und Kundenhandel,

- MaBnahmen zur hierarchischen und funktionalen Trenl
nung (auch bei ausgelagerten Portfoliomanagement
oder Risikomanagement),

- Verhaltensregeln fiir Mitarbeiter in Bezug auf Mitarbeiter
geschéafte, Verpflichtungen zur Einhaltung des Insider
rechts,

- Einrichtung von geeigneten Vergltungssystemen,

- Grundsétze zur Berlcksichtigung von Kundeninteressen
und zur anleger- und anlagegerechten Beratung bzw. Befd
achtung der vereinbarten Anlagerichtlinien,

- Grundsatze zur bestmdglichen Ausfihrung beim Erwerb
bzw. VerduBerung von Finanzinstrumenten oder anderen
Vermdgenswerten,

- Grundsatze zur Aufteilung von Teilausfiihrungen bzw. Zuk
teilung von Vermogenswerten,

- Einrichten von Orderannahmezeiten (Cut-off Zeiten),

- Strategien, die MaBnahmen und Verfahren umfassen, die
Interessenkonflikte, die aus der Austiibung von Stimm@
rechten resultieren, verhindern bzw. regeln,

- Gesonderte Meldepflicht bzw. gesonderte Uberwachung,
- Verbote,

- Verzicht auf Erbringung der konfliktbehafteten DienstleisZ
tung.

Kurzangaben iber steuerrechtliche Vor
schriften

Die nachfolgenden Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften
gelten nur fir Anleger, die in der Bundesrepublik Deutschland un
beschrankt steuerpflichtig sind. Unbeschrankt steuerpflichtige
Anleger werden nachfolgend auch als Steuerinlander bezeichnet.
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Dem auslandischen Anleger empfehlen wir, sich vor dem Erwerb
von Anteilen an dem in diesem Verkaufsprospekt beschriebenen
Sondervermogen mit seinem Steuerberater in Verbindung zu setl
zen und maogliche steuerliche Konsequenzen aus dem Anteilser
werb in seinem Heimatland individuell zu kldren. Ausléndische
Anleger sind Anleger, die nicht unbeschrankt steuerpflichtig sind.
Diese werden nachfolgend auch als Steuerauslander bezeichnet.

Der Fonds ist als Zweckvermdgen grundsatzlich von der Kérper®
schaft- und Gewerbesteuer befreit. Er ist jedoch partiell
korperschaftsteuerpflichtig mit seinen (aus deutscher
steuerrechtlicher Sicht) inlandischen Beteiligungseinnahmen und
sonstigen inlandischen Einklnften im Sinne der beschrankten
Einkommensteuerpflicht, wobei Gewinne aus dem Verkauf von
Anteilen an Kapitalgesellschaften grundsétzlich ausgenommen
sind; Gewinne aus der VerduBerung von Anteilen an in- oder ausl?
landischen Kapitalgesellschaften, deren Anteilwert unmittelbar
oder mittelbar zu mehr als 50 Prozent auf inlandischem
unbeweglichem Vermodgen beruht, kdnnen unter gewissen Vord
aussetzungen auf Ebene des Fonds korperschaftsteuerpflichtig
sein. Der Steuersatz betragt 15 Prozent. Soweit die steuerpflichti®
gen Einkunfte im Wege des Kapitalertragsteuerabzugs besteuert
werden, umfasst der Steuersatz von 15 Prozent bereits den Solidal
ritdtszuschlag.

Die Investmentertrdge werden jedoch beim Privatanleger als Einl2
kunfte aus Kapitalvermogen der Einkommensteuer unterworfen,
soweit diese zusammen mit sonstigen Kapitalertragen den Spa
rer-Pauschbetrag von jahrlich 1.000,- Euro (fur Alleinstehende
oder getrennt veranlagte Ehegatten) bzw. 2.000,- Euro (fur zull
sammen veranlagte Ehegatten) Ubersteigen.

Einklnfte aus Kapitalvermdgen unterliegen grundsatzlich einem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzlglich Solidaritatszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer). Zu den Einkinften aus Kapitalver
mogen gehdren auch die Ertrage aus Investmentfonds
(Investmentertrage), d.h. die Ausschittungen des Fonds, die Vorl
abpauschalen und die Gewinne aus der VerauBerung der Anteile.
Unter bestimmten Voraussetzungen kénnen die Anleger einen
pauschalen Teil dieser Investmentertrage steuerfrei erhalten

(sog. Teilfreistellung).

Der Steuerabzug hat fur den Privatanleger grundséatzlich Abgel®
tungswirkung (sog. Abgeltungsteuer), so dass die Einklinfte aus
Kapitalvermogen regelmaBig nicht in der Einkommensteuererkla®
rung anzugeben sind. Bei der Vornahme des Steuerabzugs wer
den durch die depotfiihrende Stelle grundsétzlich bereits Verlust
verrechnungen vorgenommen und aus der Direktanlage
stammende auslandische Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgeltungswirkung,
wenn der persdnliche Steuersatz geringer ist als der Abgeltungsi
satz von 25 Prozent. In diesem Fall kdnnen die Einkilinfte aus KapiZ
talvermogen in der Einkommensteuererklarung angegeben werf2
den. Das Finanzamt setzt dann den niedrigeren persénlichen
Steuersatz an und rechnet auf die personliche Steuerschuld den
vorgenommenen Steuerabzug an (sog. Glnstigerprifung).

Sofern Einklnfte aus Kapitalvermégen keinem Steuerabzug un@
terlegen haben (weil z.B. ein Gewinn aus der VeraufB3erung von
Fondsanteilen in einem ausléndischen Depot erzielt wurde), sind
diese in der Steuererklarung anzugeben. Im Rahmen der Veranlall
gung unterliegen diese Einkilinfte aus Kapitalvermdgen dann

ebenfalls dem Abgeltungssatz von 25@rozent oder dem niedrigel?
ren personlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermogen befinden, werden
die Ertrage als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst.

1. Anteile im Privatvermégen (Steuerinldnder)

Ausschittungen
Ausschittungen des Fonds sind grundsatzlich steuerpflichtig.

Falls der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir eine Teilfrei@
stellung erfullt, kdnnen Ausschittungen in Teilen steuerfrei sein.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Akti
enfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 Prozent der Aus®
schittungen steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die
gemal den Anlagebedingungen fortlaufend mehr als 50 Prozent
ihres Wertes bzw. ihres Aktivwermogens in Kapitalbeteiligungen
anlegen. Erfillt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15 Prozent
der Ausschittungen steuerfrei. Mischfonds sind Investment
fonds, die gemaf den Anlagebedingungen fortlaufend mindesi
tens 25 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivvermdgens in Kapi@
talbeteiligungen anlegen. Erfillt der Fonds weder die steuerlil
chen Voraussetzungen fir einen Aktien- noch fur einen Misch®
fonds, ist auf die Ausschittung keine Teilfreistellung anzuwen(
den. Sofern es sich bei dem Fonds steuerlich um einen Aktien-
oder Mischfonds handelt, finden Sie Angaben hierzu im Ab
schnitt ,Steuerliche Anlagequoten” im Besonderen Teil dieses
Verkaufsprospekts. Die steuerliche Klassifikation fiir Zwecke der
Teilfreistellung kann sich fir die Zukunft &ndern. In einem sol@
chen Fall gilt der Fondsanteil als verduBert und am Folgetag mit
der neuen steuerlichen Klassifikation fir Zwecke der Teilfreistel®
lung als angeschafft; allerdings ist ein daraus resultierender fikti@
ver VerduBerungsgewinn erst zu bertcksichtigen, sobald die An
teile tatsachlich verauBert werden oder in bestimmten Fallen als
veraufBert gelten.

Die steuerpflichtigen Ausschittungen unterliegen i.d.R. dem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzlglich Solidaritatszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der
Anleger Steuerinlander ist und einen Freistellungsauftrag vor
legt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile 1.000,- Euro bei Ein@
zelveranlagung bzw. 2.000,- Euro bei Zusammenveranlagung von
Ehegatten nicht Gbersteigen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fir Per
sonen, die voraussichtlich nicht zur Einkommensteuer veranlagt
werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfoll
gend ,NV-Bescheinigung").

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in einem inlédndil
schen Depot, so nimmt die depotfiihrende Stelle als Zahlstelle
vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem festgelegten Aus
schittungstermin ein in ausreichender Hohe ausgestellter Freil
stellungsauftrag nach amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinil
gung, die vom Finanzamt fur die Dauer von maximal drei Jahren
erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall erhélt der Anleger die
gesamte Ausschuttung ungekirzt gutgeschrieben.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschittungen
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des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den Basisertrag fur dield
ses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multi
plikation des Riicknahmepreises des Anteils zu Beginn eines
Kalenderjahrs mit 70 Prozent des Basiszinses, der aus der langfrisf
tig erzielbaren Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, er
mittelt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich
zwischen dem ersten und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzl
ten Ruicknahmepreis zuziiglich der Ausschittungen innerhalb

des Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermin@
dert sich die Vorabpauschale um ein Zwélftel fur jeden vollen Mol2
nat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale
gilt am ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als zugel
flossen.

Vorabpauschalen sind grundsétzlich steuerpflichtig.

Falls der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir eine Teilfrei
stellung erfullt, kdnnen Vorabpauschalen in Teilen steuerfrei
sein.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen Akti
enfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 Prozent der Vorabl
pauschalen steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die gel
mafB den Anlagebedingungen fortlaufend mehr als 50 Prozent ih®
res Wertes bzw. ihres Aktivwermogens in Kapitalbeteiligungen and
legen. Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15 Prozent
der Vorabpauschalen steuerfrei. Mischfonds sind Investment®
fonds, die gemaf den Anlagebedingungen fortlaufend mindes
tens 25 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivvermégens in Kapil
talbeteiligungen anlegen. Erfillt der Fonds weder die steuerli@l
chen Voraussetzungen fur einen Aktien- noch fiir einen Mischi
fonds, ist auf die Vorabpauschale keine Teilfreistellung anzuwen(
den. Sofern es sich bei dem Fonds steuerlich um einen Aktien-
oder Mischfonds handelt, finden Sie Angaben hierzu im Ab@
schnitt ,Steuerliche Anlagequoten” im Besonderen Teil dieses
Verkaufsprospekts. Die steuerliche Klassifikation fiir Zwecke der
Teilfreistellung kann sich fur die Zukunft andern. In einem soll@
chen Fall gilt der Fondsanteil als verduBert und am Folgetag mit
der neuen steuerlichen Klassifikation fur die Zwecke der Teilfrei
stellung als angeschafft; allerdings ist ein daraus resultierender
VerauBerungsgewinn erst zu berlcksichtigen, sobald die Anteile
tatsdchlich verduBert werden oder in bestimmten Fallen als verdulz
Bert gelten.

Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich Solidaritatszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der
Anleger Steuerinlander ist und einen Freistellungsauftrag vor@d
legt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile 1.000,- Euro bei Ein@
zelveranlagung bzw. 2.000,- Euro bei Zusammenveranlagung von
Ehegatten nicht Gbersteigen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fir Per
sonen, die voraussichtlich nicht zur Einkommensteuer veranlagt
werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfol
gend ,NV-Bescheinigung”).

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in einem inlandi
schen Depot, so nimmt die depotfihrende Stelle als Zahlstelle
vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem Zuflusszeitpunkt
ein in ausreichender Hohe ausgestellter Freistellungsauftrag

nach amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Fill
nanzamt fur die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vor®
gelegt wird. In diesem Fall wird keine Steuer abgefihrt.
Andernfalls hat der Anleger der inlédndischen depotfiihrenden
Stelle den Betrag der abzuflihrenden Steuer zur Verfligung zu
stellen. Zu diesem Zweck darf die depotfiihrende Stelle den Be2
trag der abzufiihrenden Steuer von einem bei ihr unterhaltenen
und auf den Namen des Anlegers lautenden Kontos ohne EinwilliZ
gung des Anlegers einziehen. Soweit der Anleger nicht vor

Zufluss der Vorabpauschale widerspricht, darf die depotfiihrende
Stelle auch insoweit den Betrag der abzufiihrenden Steuer von eid
nem auf den Namen des Anlegers lautenden Konto einziehen,
wie ein mit dem Anleger vereinbarter Kontokorrentkredit fir die@
ses Konto nichtin Anspruch genommen wurde. Soweit der Anleld
ger seiner Verpflichtung, den Betrag der abzufiihrenden Steuer
der inldndischen depotfiihrenden Stelle zur Verfiigung zu stellen,
nicht nachkommt, hat die depotfiihrende Stelle dies dem fir sie
zustandigen Finanzamt anzuzeigen. Der Anleger muss in diesem
Fall die Vorabpauschale insoweit in seiner Einkommensteuererklae
rung angeben.

VerauBerungsgewinne auf Anlegerebene

Werden Anteile an dem Fonds verduBert, ist ein VerduBerungsgel
winn grundsatzlich steuerpflichtig.

Falls der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir eine Teilfrei?
stellung erfullt, kdnnen VerduBerungsgewinne in Teilen steuer
frei sein.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen AktiZ
enfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 Prozent der Veraul
Berungsgewinne steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds,
die gemaB den Anlagebedingungen fortlaufend mehr als 50 Pro
zent ihres Wertes bzw. ihres Aktivwvermégens in Kapitalbeteiligund
gen anlegen. Erfiillt er die steuerlichen Voraussetzungen fur

einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15 Prozent
der VerauBBerungsgewinne steuerfrei. Mischfonds sind Invest?
mentfonds, die gemaB den Anlagebedingungen fortlaufend min@
destens 25 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivwermégens in Kald
pitalbeteiligungen anlegen. Im Falle eines VerduBerungsverlustes
ist der Verlust in Hohe der jeweils anzuwendenden Teilfreistel?
lung auf Anlegerebene nicht abzugsfahig. Erfullt der Fonds welZ
der die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Aktien- noch fir
einen Mischfonds, ist auf die VerauBerungsgewinne keine Teilfrei
stellung anzuwenden. Sofern es sich bei dem Fonds steuerlich um
einen Aktien- oder Mischfonds handelt, finden Sie Angaben hier
zu im Abschnitt ,Steuerliche Anlagequoten” im Besonderen Teil
dieses Verkaufsprospekts. Die steuerliche Klassifikation fiir Zwel
cke der Teilfreistellung kann sich fir die Zukunft dndern. In eil
nem solchen Fall gilt der Fondsanteil als verduBert und am
Folgetag mit der neuen steuerlichen Klassifikation fiir die Zwecke
der Teilfreistellung als angeschafft; allerdings ist ein daraus
resultierender VerauBerungsgewinn erst zu berlcksichtigen, so
bald die Anteile tatsachlich verauBert werden oder in bestimm{@
ten Fallen als verdufBert gelten.

Sofern die Anteile in einem inlandischen Depot verwahrt werden,
nimmt die depotfiihrende Stelle den Steuerabzug unter Beriick
sichtigung etwaiger Teilfreistellungen vor. Der Steuerabzug von
25 Prozent (zuzlglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer) kann durch die Vorlage eines ausreichenden Frei
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stellungsauftrags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden werf2
den. Werden solche Anteile von einem Privatanleger mit Verlust
verauBert, dann ist der Verlust — ggf. reduziert aufgrund einer
Teilfreistellung — mit anderen positiven Einkiinften aus KapitalverZ
mdgen verrechenbar. Sofern die Anteile in einem inldndischen
Depot verwahrt werden und bei derselben depotfiihrenden Stel?
le im selben Kalenderjahr positive Einklinfte aus Kapitalvermo
gen erzielt wurden, nimmt die depotfihrende Stelle die Verlust@
verrechnung vor.

Bei der Ermittlung des VerduBerungsgewinns ist der Gewinn um
die wahrend der Besitzzeit angesetzten Vorabpauschalen zu min
dern.

Negative steuerliche Ertrage

Eine Zurechnung negativer steuerlicher Ertrdge des Fonds an den
Anleger ist nicht moglich.

Abwicklungsbesteuerung

Wahrend der Abwicklung des Fonds gelten Ausschittungen eil2
nes Kalenderjahres insoweit als steuerfreie Kapitalrlickzahlung,

wie der letzte in diesem Kalenderjahr festgesetzte Riicknahmeld
preis die fortgefuhrten Anschaffungskosten unterschreitet. Dies
gilt hochstens fir einen Zeitraum von zehn Kalenderjahren nach
dem Kalenderjahr, in dem die Abwicklung beginnt.

Wegzugsbesteuerung

Die Fondsanteile gelten steuerlich als verauBert, sofern die unbel?
schrankte Steuerpflicht eines Anlegers durch Aufgabe des
Wohnsitzes oder gewohnlichen Aufenthalts endet oder die AnlZ
teile unentgeltlich auf eine nicht unbeschrankt steuerpflichtige
Person Ubertragen werden oder es aus anderen Griinden zum
Ausschluss oder zur Beschrankung des Besteuerungsrechts der
Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der
VerduBerung der Fondsanteile kommt. In diesen Fallen kommt es
zu einer Besteuerung des bis dahin angefallenen Wertzuwachses.
Die sogenannte Wegzugsbesteuerung ist nur dann anzuwenden,
wenn der Anleger in den letzten finf Jahren vor der fiktiven Ver
auBerung unmittelbar oder mittelbar mindestens 1 Prozent der
ausgegebenen Anteile des jeweiligen Fonds gehalten hat oder
wenn der Anleger im Zeitpunkt der fiktiven VerduBerung unmitf
telbar oder mittelbar Fondsanteile halt, deren Anschaffungskosl
ten mindestens 500.000 EUR betragen haben, wobei die Beteili?
gungen an verschiedenen Investmentfonds jeweils getrennt zu
betrachten und hinsichtlich der Anschaffungskosten nicht
zusammenzurechnen sind, und die Summe der steuerpflichtigen
Gewinne aus allen Fondsanteilen insgesamt positiv ist. Die Bel
steuerung hat in der Veranlagung zu erfolgen.

2. Anteile im Betriebsvermégen (Steuerinlani
der)

Steuerbefreite Anteilklasse

Eine Anteilklasse ist steuerbefreit, soweit die Anteile an einer Anf
teilklasse nur von solchen steuerbeglinstigten Anlegern erworl?
ben bzw. gehalten werden dirfen, die eine inlandische Korper
schaft, Personenvereinigung oder Vermdgensmasse, die nach der
Satzung, dem Stiftungsgeschéaft oder der sonstigen Verfassung
und nach der tatsachlichen Geschaftsfiihrung ausschlieBlich und
unmittelbar gemeinndtzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwel2
cken dient oder eine Stiftung des 6ffentlichen Rechts, die aus?

schlieBlich und unmittelbar gemeinnitzigen oder mildtatigen
Zwecken dient, oder eine juristische Person des 6ffentlichen
Rechts, die ausschlieBlich und unmittelbar kirchlichen Zwecken
dient, sind; dies gilt nicht, wenn die Anteile in einem wirtschaftli@
chen Geschéftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt fiir verZ
gleichbare auslandische Anleger mit Sitz und Geschaftsleitungin
einem Amts- und Beitreibungshilfe leistenden auslandischen
Staat. Eine Anteilklasse ist ebenfalls steuerbefreit, soweit die An
teile hieran nur oder neben den oben genannten
steuerbeglinstigten Anlegern im Rahmen von Altersvorsorge-
oder Basisrentenvertragen gehalten werden, die nach dem
Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz zertifiziert wurden.
Voraussetzungen fir die steuerliche Befreiung einer Anteilklasse
sind, dass die Anleger gegenliber dem Fonds ihre Steuerbefrei
ung entsprechend nachweisen und dass die Anlagebedingungen
nur eine Riickgabe von Anteilen an einer solchen Anteilklasse an
den Investmentfonds zulassen und die Ubertragung von Anteilen
an einer solchen Anteilklasse ausgeschlossen ist. Ferner setzt die
Befreiung von der auf der Fondsebene grundsatzlich anfallenden
Korperschaftsteuer auf deutsche Dividenden und Ertrage aus
deutschen eigenkapitaldhnlichen Genussrechten im Wesentli
chen voraus, dass deutsche Aktien und deutsche
eigenkapitaldhnliche Genussrechte vom Fonds als
wirtschaftlichem Eigentlimer ununterbrochen 45 Tage innerhalb
von 45 Tagen vor und nach dem Falligkeitszeitpunkt der Kapital®
ertrage gehalten wurden und in diesen 45 Tagen
ununterbrochen Mindestwertanderungsrisiken i.H.v. 70 Prozent
bestanden. Die steuerrechtliche Befreiung von auf Fondsebene
angefallenen deutschen Dividenden und Ertrdgen aus deutschen
eigenkapitaldhnlichen Genussrechten entfallt, wenn der Anleger
einen NieBbrauch an den Investmentertragen eingeraumt hat
oder eine sonstige Verpflichtung eingegangen ist, die
Investmentertrage ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittel@
bar anderen Personen zu vergiten. In solchen Fallen besteht fur
den Anleger insoweit eine Pflicht zur Nachversteuerung. Das bel
deutet, dass der Anleger den Wegfall seiner Steuerbefreiung gell
gentber dem fir ihn zustandigen Finanzamt anzuzeigen und Ka@
pitalertragsteuer in Hohe von 15 Prozent der betreffenden
Investmentertrdge nach zu entrichten hat. Steuerliche
Befreiungsbetrdge, die die Gesellschaft im Zusammenhang mit
der Verwaltung des Fonds erhélt und die auf Ertrage oben
beschriebener Anteilklassen entfallen, sind grundsétzlich den Ani2
legern dieser Anteilklassen auszuzahlen. Abweichend hiervon ist
die Gesellschaft berechtigt, die Befreiungsbetrage unmittelbar
dem Fonds zugunsten der Anleger dieser Anteilklasse zuzufih
ren; aufgrund dieser Zufihrung werden keine neuen Anteile aus@
gegeben.

Sofern der Fonds eine steuerbefreite Anteilklasse gebildet hat, fin
den Sie Angaben hierzu im Abschnitt "Anteilklassen" im Besonde
ren Teil dieses Verkaufsprospekts.

Erstattung der Kérperschaftsteuer des Fonds

Die auf Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer kann dem
Fonds zur Weiterleitung an einen Anleger erstattet werden, sold
weit dieser Anleger eine inldndische Koérperschaft, Personenvereid
nigung oder Vermdgensmasse ist, die nach der Satzung, dem
Stiftungsgeschaft oder der sonstigen Verfassung und nach der
tatsachlichen Geschaftsfihrung ausschlieBlich und unmittelbar
gemeinnitzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dient
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oder eine Stiftung des 6ffentlichen Rechts, die ausschlieBlich und
unmittelbar gemeinnutzigen oder mildtatigen Zwecken dient,
oder eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts ist, die aus?
schlieBlich und unmittelbar kirchlichen Zwecken dient. Dies gilt
nicht, wenn die Anteile in einem wirtschaftlichen Geschaftsbel@
trieb gehalten werden. Dasselbe gilt fir vergleichbare auslandi
sche Anleger mit Sitz und Geschaftsleitung in einem Amts- und
Beitreibungshilfe leistenden auslandischen Staat.

Voraussetzung hierfur ist, dass ein solcher Anleger einen entspreld
chenden Antrag stellt und die angefallene Kérperschaftsteuer an@
teilig auf seine Besitzzeit entfallt. Zudem muss der Anleger seit
mindestens drei Monaten vor dem Zufluss der
korperschaftsteuerpflichtigen Ertrage des Fonds zivilrechtlicher
und wirtschaftlicher Eigentiimer der Anteile sein, ohne dass eine
Verpflichtung zur Ubertragung der Anteile auf eine andere Perl
son besteht. Des Weiteren darf kein NieBbrauch an den
Investmentertrdgen eingerdumt worden sein und keine sonstige
Verpflichtung bestanden haben, die Investmentertréage ganz
oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar anderen Personen zu
vergiten. Ferner setzt die Erstattung im Hinblick auf die auf der
Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer auf deutsche Divill
denden und Ertrage aus deutschen eigenkapitaldhnlichen Gel2
nussrechten im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und
deutsche eigenkapitaldahnliche Genussrechte vom Fonds als
wirtschaftlichem Eigentiimer ununterbrochen mindestens 45
Tage innerhalb von 45 Tagen vor und nach dem
Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrage gehalten wurden und in
diesen 45 Tagen ununterbrochen Mindestwertanderungsrisiken
i.H.v. 70 Prozent bestanden (sog. 45-Tage-Regelung).

Dem Antrag sind Nachweise Uber die Steuerbefreiung und ein
von der depotfiihrenden Stelle ausgestellter Investmentanteil-
Bestandsnachweis beizufligen. Der Investmentanteil-
Bestandsnachweis ist eine nach amtlichen Muster erstellte Be@
scheinigung Gber den Umfang der durchgehend wahrend des Ka2
lenderjahres vom Anleger gehaltenen Anteile sowie den Zeit?
punkt und Umfang des Erwerbs und der VerduBerung von Anteild
len wahrend des Kalenderjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer kann dem
Fonds ebenfalls auf Antrag zur Weiterleitung an einen Anleger
erstattet werden, soweit die Anteile an dem Fonds im Rahmen
von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertragen gehalten werden,
die nach dem Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz
zertifiziert wurden. Dies setzt voraus, dass der Anbieter eines Al
tersvorsorge- oder Basisrentenvertrags dem Fonds innerhalb eil?
nes Monats nach dessen Geschéftsjahresende mitteilt, zu wel?
chen Zeitpunkten und in welchem Umfang Anteile erworben
oder verdufBBert wurden. Zudem ist die 0.g. 45-Tage-Regelung zu
bericksichtigen.

Eine Verpflichtung des Fonds bzw. der Gesellschaft, sich die ent
sprechende Korperschaftsteuer zur Weiterleitung an den Anle2
ger erstatten zu lassen, besteht nicht. Insbesondere steht es dem
Fonds bzw. der Gesellschaft frei, die Beantragung einer solchen
Erstattung von einer anlegerbezogenen Mindesthéhe des
voraussichtlichen Erstattungsbetrages und/oder von der Vereinl
barung eines Bearbeitungsentgelts abhangig zu machen.

Aufgrund der hohen Komplexitat der Regelung erscheint die
Hinzuziehung eines steuerlichen Beraters sinnvoll.

Ausschiittungen

Ausschittungen des Fonds sind grundsatzlich einkommen- bzw.
korperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.

Falls der Fonds die Voraussetzungen fiir eine Teilfreistellung erld
fullt, kdnnen Ausschittungen in Teilen steuerfrei sein fur Zwecke
der Einkommen- bzw. Korperschaftsteuer und der Gewerbesteul
er.

Erfallt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen AktiZ
enfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60 Prozent der Aus
schittungen steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 30
Prozent flr Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von nal
tirlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werden. Fur
steuerpflichtige Kérperschaften sind in diesem Fall generell 80
Prozent der Ausschiittungen steuerfrei fir Zwecke der Kérperfa
schaftsteuer und 40 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer. Fir
Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds sind und
bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder
die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Abs. 3 HGB zuzuordnen sind
oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Betriebsvermogen als Um
laufvermogen auszuweisen sind, sind 30 Prozent der Ausschiit?
tungen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und 15 Prod
zent fur Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds sind Invest(?
mentfonds, die gemaB den Anlagebedingungen fortlaufend
mehr als 50 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivvermdgens in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 Prozent der Ausi
schittungen steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 15
Prozent fur Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von nald
tUrlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werden. Fur
steuerpflichtige Kérperschaften sind in diesem Fall generell 40
Prozent der Ausschittungen steuerfrei fiir Zwecke der Kérper
schaftsteuer und 20 Prozent flr Zwecke der Gewerbesteuer. Fur
Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds sind und
bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder
die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Abs. 3 HGB zuzuordnen sind
oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Betriebsvermdgen als Um
laufvermdgen auszuweisen sind, sind 15 Prozent der Ausschiit?
tungen steuerfrei fur Zwecke der Kérperschaftsteuer und 7,5 Proi2
zent fur Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds sind Investment
fonds, die gemaB den Anlagebedingungen fortlaufend mindes@
tens 25 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivvermogens in Kapi@
talbeteiligungen anlegen.

Erfillt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen flr
einen Aktien- noch flr einen Mischfonds, ist auf die Ausschittun@
gen keine Teilfreistellung anzuwenden.

Sofern es sich bei dem Fonds steuerlich um einen Aktien- oder
Mischfonds handelt, finden Sie Angaben hierzu im Abschnitt
.Steuerliche Anlagequoten” im Besonderen Teil dieses Verkaufs
prospekts.

Die steuerliche Klassifikation fir Zwecke der Teilfreistellung kann
sich fur die Zukunft &ndern. In einem solchen Fall gilt der Fondsl
anteil als verduBert und am Folgetag mit der neuen steuerlichen
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Klassifikation fur die Zwecke der Teilfreistellung als angeschafft;
allerdings ist ein daraus resultierender VerduBerungsgewinn erst
zu berlcksichtigen, sobald die Anteile tatsachlich verauBert werld
den oder in bestimmten Fallen als verdufBert gelten.

Die Ausschittungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25
Prozent (zuzuglich Solidaritatszuschlag).

Falls der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir eine Teilfrei
stellung erfullt, wird fir Zwecke des Steuerabzugs einheitlich der
fir Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz angewendet, d.h.
im Falle eines Aktienfonds in Hohe von 30 Prozent, im Falle eines
Mischfonds in Hohe von 15 Prozent.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschittungen
des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den Basisertrag fur diefd
ses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multi?
plikation des Riicknahmepreises des Anteils zu Beginn eines
Kalenderjahrs mit 70 Prozent des Basiszinses, der aus der langfris@
tig erzielbaren Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, erld
mittelt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich
zwischen dem ersten und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzl
ten Ricknahmepreis zuzliglich der Ausschittungen innerhalb

des Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermin@
dert sich die Vorabpauschale um ein Zwélftel fir jeden vollen Mol2
nat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale
gilt am ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als zuge
flossen.

Vorabpauschalen sind grundsatzlich einkommen- bzw.
koérperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.

Falls der Fonds die Voraussetzungen fiir eine Teilfreistellung er2

fullt, kdnnen Vorabpauschalen in Teilen steuerfrei sein fiir Zwel

cke der Einkommen- bzw. Koérperschaftsteuer und der Gewerbel
steuer.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir einen AktiZ
enfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60 Prozent der Vorabl
pauschalen steuerfrei fiir Zwecke der Einkommensteuer und 30
Prozent fur Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von nald
turlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werden. Flr
steuerpflichtige Koérperschaften sind in diesem Fall generell 80
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei fur Zwecke der Korper
schaftsteuer und 40 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Fur
Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds sind und
bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder
die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Abs. 3 HGB zuzuordnen sind
oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Betriebsvermdgen als Um@
laufvermdgen auszuweisen sind, sind 30 Prozent der Vorabpaud
schalen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und 15 Prof
zent fur Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds sind Invest@
mentfonds, die gemaB den Anlagebedingungen fortlaufend
mehr als 50 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivwermégens in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen flr einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 Prozent der Vorld
abpauschalen steuerfrei flir Zwecke der Einkommensteuer und

15 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von

natlrlichen Personen im Betriebsvermogen gehalten werden. Fir
steuerpflichtige Kérperschaften sind in diesem Fall generell 40
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei flir Zwecke der Korperl
schaftsteuer und 20 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer. Fur
Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds sind und
bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder
die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Abs. 3 HGB zuzuordnen sind
oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Betriebsvermdgen als Um
laufvermogen auszuweisen sind, sind 15 Prozent der Vorabpauld
schalen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und 7,5 Pro
zent fUr Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds sind Investment
fonds, die gemaB den Anlagebedingungen fortlaufend mindesi
tens 25 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivvermdgens in Kapil
talbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Aktien- noch fiir einen Mischfonds, ist auf die Ausschiittun@
gen keine Teilfreistellung anzuwenden.

Sofern es sich bei dem Fonds steuerlich um einen Aktien- oder
Mischfonds handelt, finden Sie Angaben hierzu im Abschnitt
.Steuerliche Anlagequoten” im Besonderen Teil dieses Verkaufs@
prospekts.

Die steuerliche Klassifikation flir Zwecke der Teilfreistellung kann
sich fur die Zukunft andern. In einem solchen Fall gilt der Fonds@
anteil als verduBert und am Folgetag mit der neuen steuerlichen

Klassifikation fir die Zwecke der Teilfreistellung als angeschafft;

allerdings ist ein daraus resultierender VerduBerungsgewinn erst
zu berlcksichtigen, sobald die Anteile tatsachlich verduBert werl2
den oder in bestimmten Fallen als verauBert gelten.

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25
Prozent (zuzlglich Solidaritatszuschlag).

Falls der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fiir eine Teilfrei
stellung erfullt, wird fir Zwecke des Steuerabzugs einheitlich der
fur Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz angewendet, d.h.
im Falle eines Aktienfonds in Hohe von 30 Prozent, im Falle eines
Mischfonds in Hohe von 15 Prozent.

VerauBerungsgewinne auf Anlegerebene

Gewinne aus der VerduBerung der Anteile unterliegen grundséatzl
lich der Einkommen- bzw. Korperschaftsteuer und der Gewerbel
steuer. Bei der Ermittlung des VerduBerungsgewinns ist der Geld
winn um die wahrend der Besitzzeit angesetzten Vorabpauschall
len zu mindern.

Falls der Fonds die Voraussetzungen fiir eine Teilfreistellung er
fillt, kénnen VerauBerungsgewinne in Teilen steuerfrei sein fir
Zwecke der Einkommen- bzw. Kérperschaftsteuer und der Gewerld
besteuer.

Erfillt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen flr einen Akti
enfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60 Prozent der Verau
Berungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer

und 30 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile
von natlrlichen Personen im Betriebsvermégen gehalten werfd
den. Fur steuerpflichtige Kérperschaften sind in diesem Fall geneld
rell 80 Prozent der VerduBerungsgewinne steuerfrei flir Zwecke
der Korperschaftsteuer und 40 Prozent fir Zwecke der Gewerbeld
steuer. Fur Korperschaften, die Lebens- oder
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Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds sind und
bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder
die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Abs. 3 HGB zuzuordnen sind
oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Betriebsvermdégen als Um(Z
laufvermégen auszuweisen sind, sind 30 Prozent der VeraufBelZ
rungsgewinne steuerfrei fur Zwecke der Kérperschaftsteuer und
15 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds sind In@
vestmentfonds, die geméaB den Anlagebedingungen fortlaufend
mehr als 50 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivvermdgens in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen flr einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 Prozent der Verd
auBerungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer
und 15 Prozent fur Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile
von natUrlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werl
den. Fur steuerpflichtige Korperschaften sind in diesem Fall genell
rell 40 Prozent der VerauBerungsgewinne steuerfrei fir Zwecke
der Korperschaftsteuer und 20 Prozent fir Zwecke der Gewerbeld
steuer. Fur Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds sind und
bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder
die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des §B40e Abs.B HGB zuzuordnen sind
oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Betriebsvermogen als Um
laufvermégen auszuweisen sind, sind 15 Prozent der VeraufBel
rungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und
7,5 Prozent fiir Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds sind In@
vestmentfonds, die geméaB den Anlagebedingungen fortlaufend
mindestens 25 Prozent ihres Wertes bzw. ihres Aktivwvermdgens
in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Im Falle eines VerauBerungsverlustes ist der Verlust in Hohe der
jeweils anzuwendenden Teilfreistellung auf Anlegerebene nicht
abzugsfahig.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen flr
einen Aktien- noch fiir einen Mischfonds, ist auf die Ausschittun
gen keine Teilfreistellung anzuwenden.

Sofern es sich bei dem Fonds steuerlich um einen Aktien- oder
Mischfonds handelt, finden Sie Angaben hierzu im Abschnitt
.Steuerliche Anlagequoten” im Besonderen Teil dieses Verkaufs
prospekts.

Die steuerliche Klassifikation fir Zwecke der Teilfreistellung kann
sich fur die Zukunft &ndern. In einem solchen Fall gilt der Fonds®
anteil als verduBert und am Folgetag mit der neuen steuerlichen
Klassifikation fur die Zwecke der Teilfreistellung als angeschafft;
allerdings ist ein daraus resultierender VerduBerungsgewinn erst
zu berlcksichtigen, sobald die Anteile tatsachlich verduBert werld
den oder in bestimmten Fallen als verduBert gelten.

Die Gewinne aus der VerduBerung der Anteile unterliegen i.d.R.
keinem Kapitalertragsteuerabzug.

Negative steuerliche Ertrage

Eine Zurechnung negativer steuerlicher Ertrdge des Fonds an den
Anleger ist nicht moglich.

Abwicklungsbesteuerung

Wahrend der Abwicklung eines Investmentfonds gelten Ausi
schittungen eines Kalenderjahres insoweit als steuerfreie

Kapitalriickzahlung, wie der letzte in diesem Kalenderjahr festgeld
setzte Ricknahmepreis die fortgefiihrten Anschaffungskosten unt
terschreitet. Dies gilt hochstens fir einen Zeitraum von zehn
Kalenderjahren nach dem Kalenderjahr, in dem die Abwicklung
beginnt.

Ubersicht der steuerlichen Folgen fiir {ibliche betriebliche
Anlegergruppen

Im Anschluss an diesen Allgemeinen Teil des Verkaufsprospektes
finden Sie eine zusammenfassende Ubersicht fiir Gibliche
betriebliche Anlegergruppen.

3. Steuerauslander

Verwahrt ein Steuerauslander die Fondsanteile im Depot bei ei-
ner inlandischen depotfihrenden Stelle, wird vom Steuerabzug
auf Ausschlttungen, Vorabpauschalen und Gewinne aus der
VerduBerung der Anteile Abstand genommen, sofern er seine
steuerliche Ausléandereigenschaft nachweist. Sofern die
Auslandereigenschaft der depotfiihrenden Stelle nicht bekannt
bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der auslandische
Anleger gezwungen, die Erstattung des Steuerabzugs entspre-
chend der Abgabenordnung’ zu beantragen. Zusténdig ist das
fir die depotfuhrende Stelle zustandige Finanzamt.

Soweit ein Steuerausldnder einem inldndischen Anleger vergleichz
bar ist, fiir den eine Erstattung der auf Fondsebene angefallenen
Korperschaftsteuer moglich ist, ist grundsatzlich auch eine Erstat
tung moglich. Auf die obigen Ausfihrungen zu Steuerinlandern
wird verwiesen. Voraussetzung ist zudem, dass der Steuerauslan
der seinen Sitz und seine Geschaftsleitung in einem Amts- und
Beitreibungshilfe leistenden auslandischen Staat hat.

4. Solidaritatszuschlag

Auf den auf Ausschittungen, Vorabpauschalen und Gewinne aus
der VerauBBerung von Anteilen abzufiihrenden Steuerabzug ist
ein Solidaritatszuschlag in Hohe von 5,5 Prozent zu erheben.

5. Kirchensteuer

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inldndischen ded
potfihrenden Stelle (Abzugsverpflichteter) durch den Steuerab2
zug erhoben wird, wird die darauf entfallende Kirchensteuer
nach dem Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der
Kirchensteuerpflichtige angehort, regelmaBig als Zuschlag zum
Steuerabzug erhoben. Die Abzugsfahigkeit der Kirchensteuer als
Sonderausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd bertick?
sichtigt.

6. Auslandische Quellensteuer

Auf die auslandischen Ertrdage des Fonds wird teilweise in den
Herkunftslandern Quellensteuer einbehalten. Diese Quellensteul
er kann bei den Anlegern nicht steuermindernd beriicksichtigt
werden.

7. Folgen der Verschmelzung von Sondervermok
gen

In den Fallen der Verschmelzung eines inldndischen Investment-
fonds auf einen anderen inlédndischen Investmentfonds, bei de-
nen derselbe Teilfreistellungssatz zur Anwendung kommt,
kommt es weder auf der Ebene der Anleger noch auf der Ebene
der beteiligten Sondervermégen zu einer Aufdeckung von stil-
len Reserven, d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral. Erhalten die
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Anleger des Ubertragenden Investmentfonds eine im Verschmel-
zungsplan vorgesehene Barzahlung,? ist diese wie eine
Ausschlttung zu behandeln.

Weicht der anzuwendende Teilfreistellungssatz des tbertrageni
den von demjenigen des Ubernehmenden Investmentfonds ab,
dann gilt der Investmentanteil des Gbertragenden Sondervermoéf
gens als verduBert und der Investmentanteil des bernehmenden
Investmentfonds als angeschafft. Der Gewinn aus der fiktiven Ver
auBerung gilt erst als zugeflossen, sobald der Investmentanteil
des Gbernehmenden Investmentfonds tatsachlich verduBert wird
oder in bestimmten Fallen als verauBert gilt.

8. Automatischer Informationsaustausch in
Steuersachen

Die Bedeutung des automatischen Austauschs von Informatiol
nen zur Bekdmpfung von grenziberschreitendem Steuerbetrug
und grenziberschreitender Steuerhinterziehung hat auf internal@
tionaler Ebene in den letzten Jahren stark zugenommen. Die
OECD hat hierfur unter anderem einen globalen Standard fur

den automatischen Informationsaustausch Gber Finanzkonten in
Steuersachen veroffentlicht (Common Reporting Standard, im Fol
genden "CRS"). Der CRS wurde Ende 2014 mit der Richtlinie
2014/107/EU des Rates vom 9. Dezember 2014 in die Richtlinie
2011/16/EU bezuglich der Verpflichtung zum automatischen Ausk
tausch von Informationen im Bereich der Besteuerung integriert.
Die teilnehmenden Staaten (alle Mitgliedstaaten der EU sowie
etliche Drittstaaten) wenden den CRS mittlerweile an. Deutsch@
land hat den CRS mit dem Finanzkonten-
Informationsaustauschgesetz vom 21. Dezember 2015 in deut®
sches Recht umgesetzt.

Mit dem CRS werden meldende Finanzinstitute (im Wesentlichen
Kreditinstitute und Wertpapierinstitute) dazu verpflichtet, bed
stimmte Informationen Gber ihre Kunden einzuholen. Handelt es
sich bei den Kunden (naturliche Personen oder Rechtstréager) um
in anderen teilnehmenden Staaten ansdssige meldepflichtige Perd
sonen (dazu zahlen nicht z.B. borsennotierte Kapitalgesellschaf
ten oder Finanzinstitute), werden deren Konten und Depots als
meldepflichtige Konten eingestuft. Die meldenden Finanzinstitu2
te werden dann fiir jedes meldepflichtige Konto bestimmte Infor@
mationen an ihre Heimatsteuerbehoérde Ubermitteln. Diese Gber
mittelt die Informationen dann an die Heimatsteuerbehorde des
Kunden.

Bei den zu Ubermittelnden Informationen handelt es sich im WelZ
sentlichen um die persénlichen Daten des meldepflichtigen Kuni
den (Name; Anschrift; Steueridentifikationsnummer; Geburtsdal
tum und Geburtsort (bei nattrlichen Personen);
Ansassigkeitsstaat) sowie um Informationen zu den Konten und
Depots (z.B. Kontonummer; Kontosaldo oder Kontowert;
Gesamtbruttobetrag der Ertrédge wie Zinsen, Dividenden oder
Ausschittungen von Investmentfonds); Gesamtbruttoerldse aus
der VerauBerung oder Riickgabe von Finanzvermégen (ein
schlieBlich Fondsanteilen).

Konkret betroffen sind folglich meldepflichtige Anleger, die ein
Konto und/oder Depot bei einem Kreditinstitut oder
Wertpapierinstitut unterhalten, das in einem teilnehmenden
Staat ansassig ist. Daher werden deutsche Kreditinstitute und
Wertpapierinstitute Informationen tber Anleger, die in anderen

teilnehmenden Staaten anséssig sind, an das Bundeszentralamt
fur Steuern melden, das die Informationen an die jeweiligen Steul?
erbehdrden der Ansassigkeitsstaaten der Anleger weiterleitet.
Entsprechend werden Kreditinstitute und Wertpapierinstitute in
anderen teilnehmenden Staaten Informationen tber Anleger, die
in Deutschland ansassig sind, an ihre jeweilige
Heimatsteuerbehdrde melden, die die Informationen an das Bun@
deszentralamt fir Steuern weiterleitet. Zuletzt ist es denkbar,

dass in anderen teilnehmenden Staaten ansassige Kreditinstitute
und Wertpapierinstitute Informationen Gber Anleger, die in wiel
derum anderen teilnehmenden Staaten ansassig sind, an ihre jel
weilige Heimatsteuerbehorde melden, die die Informationen an
die jeweiligen Steuerbehdrden der Ansassigkeitsstaaten der Anle®
ger weiterleitet.

Allgemeiner Hinweis

Die steuerlichen Ausfiihrungen gehen von der derzeit bekannten
Rechtslage aus. Sie richten sich an in Deutschland unbeschrankt
einkommensteuerpflichtige oder unbeschrankt kdrperschaftsteul
erpflichtige Personen. Es kann jedoch keine Gewahr dafur Gber
nommen werden, dass sich die steuerliche Beurteilung durch Gel
setzgebung, Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung
nicht andert.

Jahres-/Halbjahresberichte und Wirt
schaftspriifer

Die Jahresberichte und Halbjahresberichte sind bei Union Invest
ment, den am Ende des Verkaufsprospektes genannten Verl
triebs- und Zahlstellen, der Kontaktstelle — sofern im Besonderen
Teil des Verkaufsprospekts ausgewiesen — sowie bei der Verwahrl
stelle erhaltlich.

Mit der Prifung des Fonds und des Jahresberichts ist die am
Schluss des Verkaufsprospektes genannte Wirtschaftsprifungsgel
sellschaft beauftragt.

Der Wirtschaftspriifer prift den Jahresbericht des Fonds. Das Er2
gebnis der Priifung hat der Wirtschaftsprifer in einem besondeld
ren Vermerk zusammenzufassen; der Vermerk ist in vollem Wort@
laut im Jahresbericht wiederzugeben. Bei der Priifung hat der
Wirtschaftsprifer auch festzustellen, ob bei der Verwaltung des
Fonds die Vorschriften des KAGB sowie die Bestimmungen der
Anlagebedingungen beachtet worden sind. Der Wirtschaftspril
fer hat den Bericht tber die Priifung des Fonds bei der BaFin ein@
zureichen.

Zahlungen an die Anleger/Verbreitung
der Berichte und sonstige Informationen

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist grundsatzlich si
chergestellt, dass die Anleger die Ausschiittungen erhalten und
dass Anteile zurlickgenommen werden. Die in diesem Verkaufs?
prospekt erwdhnten Anlegerinformationen kénnen auf dem im
Abschnitt ,Grundlagen, Verkaufsunterlagen und Offenlegung
von Informationen” des Allgemeinen Teils des Verkaufsprospekts
beschriebenem Wege bezogen werden.

36



Zusammenfassende Ubersicht fiir (ibliche betriebliche

Anlegergruppen

Nachstehend finden Sie eine Ubersicht der steuerlichen Folgen fiir (ibliche betriebliche Anlegergruppen. Unterstellt ist eine inlandische
Depotverwahrung. Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und Kérperschaftsteuer wird ein Solidaritdtszuschlag als
Erganzungsabgabe erhoben. Fiir die Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug kann es erforderlich sein, dass Bescheinigungen

rechtzeitig der depotfiihrenden Stelle vorgelegt werden.

Inlandische Anleger

Ausschittungen

Vorabpauschalen VerauBerungsgewinne

Einzelunternehmer

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer:

25% (die Teilfreistellung fir Aktienfonds i.H.v. 30% bzw. fur
Mischfonds i.H.v. 15% wird bertcksichtigt)

Materielle Besteuerung:

Einkommensteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Bertcksichtigung von Teilfreistellungen
(Aktienfonds 60% fur Einkommensteuer / 30% fliir Gewerbesteuer; Mischfonds 30% flr
Einkommensteuer / 15% fur Gewerbesteuer)

Regelbesteuerte Kérperschaften
(typischerweise Industrieunter-
nehmen; Banken, sofern Anteile
nicht im Handelsbestand gehalten
werden; Sachversicherer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer:

Abstandnahme bei Banken, ansonsten 25% (die
Teilfreistellung fir Aktienfonds i.H.v. 30% bzw. fir Mischfonds
i.H.v. 15% wird berlcksichtigt)

materielle Besteuerung:

Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beriicksichtigung von Teilfreistellungen
(Aktienfonds 80% fur Korperschaftsteuer / 40% fir Gewerbesteuer; Mischfonds 40% fir
Korperschaftsteuer / 20% fur Gewerbesteuer)

Lebens- und
Krankenversicherungsunternehmen
und Pensionsfonds, bei denen die
Fondsanteile den Kapitalanlagen
zuzurechnen sind

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell
keine Rickstellung fur Beitragsriickerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch steuerlich
anzuerkennen ist ggf. unter Berlicksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds 30% fir
Korperschaftsteuer / 15% fur Gewerbesteuer; Mischfonds 15% fur Korperschaftsteuer /
7.5% fir Gewerbesteuer)

Banken, die die Fondsanteile im
Handelsbestand halten

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beriicksichtigung von Teilfreistellungen
(Aktienfonds 30% fur Korperschaftsteuer / 15% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 15% fir
Korperschaftsteuer / 7,5% fur Gewerbesteuer)

Steuerbefreite gemeinnitzige,
mildtatige oder kirchliche Anleger
(insb. Kirchen, gemeinniitzige
Stiftungen)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Steuerfrei — zusatzlich kann die auf der Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer auf
Antrag erstattet werden.

Pensionskassen, Sterbekassen und
Unterstitzungskassen, sofern die im
Korperschaftsteuergesetz
geregelten Voraussetzungen erfillt
sind)

Andere steuerbefreite Anleger (insb.

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:

Steuerfrei
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Besonderer Teil

In diesem ,Besonderen Teil” werden von den im ,Allgemeif
nen Teil” aufgefiihrten Regelungen abweichende oder darfl
Uber hinausgehende Regelungen fiir das in diesem Verl
kaufsprospekt beschriebene OGAW-Sondervermégen (nachi
folgend ,Sondervermégen” oder ,Fonds” genannt)
und/oder dessen Anteilklassen im Detail aufgefihrt.

Sondervermdgen, Auflegungsdatum und
Laufzeit

Das Sondervermdgen mit der Bezeichnung UnionGeldmarkt®
Fonds (WKN / ISIN: 975013 / DE0009750133) wurde am 8. Sep
tember 1994 fir unbestimmte Dauer aufgelegt. Es handelt es

sich um ein OGAW-Sondervermégen, das als Standard-VNAV-
Geldmarktfonds gemaf der EU-Verordnung 2017/1131 Gber
Geldmarktfonds (,EU-Verordnung”) verwaltet wird. Die Anleger
sind an den Vermoégensgegenstanden des Sondervermdgens ent
sprechend der Anzahl ihrer Anteile als Miteigentiimer nach
Bruchteilen beteiligt. Die Anleger kénnen tber die Vermégensgel
genstande im Sondervermdégen nicht verfiigen. Mit den Anteilen
sind keine Stimmrechte verbunden.

Besondere Risikohinweise zum Fonds

o Dieser Geldmarktfonds ist keine garantierte
Anlage.

Eine Anlage in einen Geldmarktfonds unterscheidet
sich von einer Einlage auf einem Konto. Insbeson-
dere unterliegt das in einen Geldmarktfonds in-
vestierte Kapital Schwankungen.

Dieser Geldmarktfonds verlasst sich nicht auf
externe Unterstiitzung, um seine Liquiditat zu
garantieren oder den Anteilpreis stabil zu halten.
Das Risiko des Kapitalverlusts muss vom Anleger
getragen werden.

Die Gesellschaft kann fiir den Fonds bzw. fiir ausschiittende
Anteilklassen auch Bankguthaben zur Ausschiittung heranziefd
hen (sog. Substanzausschittung). Hierdurch kann sich der
Wert des Fonds verringern.

Anteilklassen

Alle ausgegebenen Anteile des Sondervermégens haben gleiche
Ausgestaltungsmerkmale. Anteilklassen des Sondervermégens
werden derzeit noch nicht gebildet. Die Bildung von Anteilklas?
sen ist jedoch jederzeit zuldssig und liegt im Ermessen der Gesell?
schaft. Die Anteilklassen kénnen sich hinsichtlich der Ertragsverl
wendung, der Wahrung des Anteilwertes einschlieBlich des Ein@
satzes von Wahrungssicherungsgeschaften, der Verwaltungsver
gutung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination died
ser Merkmale unterscheiden. Im Falle der Bildung einer Anteilklas?

se ist es nicht notwendig, dass Anteile dieser Anteilklasse im Um(
lauf sind.

Verwahrstelle

Far den Fonds hat das folgende Kreditinstitut die Funktion als
Verwahrstelle Gbernommen:

DZ BANK AG

Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank

Platz der Republik

60325 Frankfurt am Main

Sitz: Frankfurt am Main

gezeichnetes und eingezahltes Kapital:
EUR 4.926 Millionen

Eigenmittel:
EUR 21.751 Millionen

(Stand: 31. Dezember 2023)

Die Verwahrstelle ist ein Kreditinstitut nach deutschem Recht. Sie
ist ein mit der Gesellschaft verbundenes Unternehmen im Sinne
des Artikel 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/438.

Mégliche Interessenkonflikte aus der Ubernahme der Ver
wahrstellenfunktion

Folgende Interessenkonflikte kénnten sich aus der Ubernahme
der Verwahrstellenfunktion fir den Fonds ergeben:

1. Die Interessen der Gesellschaft, des Fonds oder Anlegers kon@
nen mit folgenden Interessen kollidieren:

e Interessen der Verwahrstelle und der mit dieser verbundel
nen Unternehmen

e Interessen der Mitarbeiter der Verwahrstelle

e Interessen anderer Anleger in diesem oder anderen
Fonds

e Interessen eines anderen Kunden der Verwahrstelle

e Interessen von dritten, eventuell gruppenangehdrigen
Unternehmen, auf die Verwahraufgaben ausgelagert
wurden

2. Umsténde oder Beziehungen, die Interessenkonflikte begriin
den kdénnen, umfassen insbesondere

e die Wahrnehmung von Aufgaben der Verwahrstellen®
funktion oder als Unterverwahrer flr weitere Investment@
vermdgen und / oder weitere Verwaltungsgesellschaften

e die Auswahl und Uberwachung der national und/oder infZ
ternational tatigen Unternehmen, welchen sie in den jed
weiligen Landern Verwahraufgaben fir das Sondervermar
gen Ubertragt

e die Erbringung von Bankgeschéaft oder
Wertpapierdienstleistungen fir Privatkunden sowie andel
re professionelle Kunden und geeignete Gegenparteien,
insbesondere andere Kreditinstitute, unter anderem

- das Einlagengeschéft,

- das Kreditgeschaft,
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- das Garantiegeschaft,

- das Finanzkommissionsgeschaft,

- das Depotgeschaft,

- der Eigenhandel mit Finanzinstrumenten,

- die Anlage- und Abschlussvermittlung von Finanzinl
strumenten, insbesondere Wertpapieren,

- die Anlageberatung,

- die Emission und Platzierung von Wertpapieren und
sonstigen Finanzinstrumenten

e die Wahrnehmung von Rechten aus der bestehenden
qualifizierten Beteiligung an der Gesellschaft,

e die Auslibung der rechtlichen und/oder tatsachlichen
Méglichkeiten aus Beteiligungen an
Tochterunternehmen oder sonstigen Beteiligungen, an
denen die Verwahrstelle mindestens 20 Prozent der
Stimmrechte oder des Kapitals halt.

3. Zum Umgang mit Interessenkonflikten setzt die Verwahrstel@
le folgende organisatorische MaBnahmen ein, um Interessen
konflikte zu ermitteln, ihnen vorzubeugen, sie zu steuern, zu
beobachten und sie offen zu legen:

e Einrichtung von Vertraulichkeitsbereichen;

e Vorschriften zu Organisation und Verfahren zur Vermeil
dung von Interessenkonflikten;

e Verpflichtung der Mitarbeiter der DZ BANK AG durch
Organisations- und Arbeitsanweisungen auf die Einhal@
tung der rechtlichen Vorgaben (insbesondere zur Einhall@
tung des Insider- und Marktmissbrauchsrechts) sowie ent
sprechende UberwachungsmaBnahmen;

e sorgfaltige Auswahl, Schulung, Qualifikation und Weiter@
bildung der Mitarbeiter der DZ BANK AG;

e Bestehen einer Compliance-Funktion, die die Einhaltung
von Gesetzen und Regeln Uberwacht und an die Interesl
senkonflikte gemeldet werden missen;

e Einhaltung der Verbote personeller Verflechtungen zwil
schen Verwahrstelle und der Gesellschaft bei der
Besetzung von Aufsichtsfunktionen und
Leitungsorganen;

e Auswahl und Uberwachung von Unterverwahrern nach
geltenden Vorschriften;

e Beachtung der gesetzlich vorgegebenen Regeln und Verl
fahren flr Vergitungen von Mitarbeitern und Mitglie
dern der Geschaftsleitungs- und Aufsichtsorgane;

e Verzicht auf die Erbringung von konkret konfliktbehafte@

ten Dienstleistungen;

e die regelméaBige Information der Gesellschaft Giber die er
griffenen Vorkehrungen und Veranderungen.

Unterverwahrung

Die folgenden Informationen hat die Gesellschaft von der Ver
wahrstelle mitgeteilt bekommen. Die Gesellschaft hat die Inforl2
mationen auf Plausibilitat geprift. Sie ist jedoch auf Zulieferung
der Information durch die Verwahrstelle angewiesen und kann

die Richtigkeit und Vollstandigkeit im Einzelnen nicht Gberpril
fen.

Von den gesetzlichen Aufgaben der Verwahrstelle darf nur die
Verwahrung der Vermégenswerte des Sondervermogens selbst
auf Unterverwahrer ausgelagert werden. Diese diirfen mit Zustim
mung der Verwabhrstelle ihrerseits weitere Unterverwahrer einsetl?
zen. Die Verwahrstelle hat insbesondere die Deutsche Wertpal2
pierService Bank AG, Postfach 90 01 39, 60441 Frankfurt am

Main, (dwpbank) mit Aufgaben der Unterverwahrung beaufl
tragt. Zur dwpbank besteht eine enge Verbindung der VerwahriZ
stelle in Form von 50 Prozent der Stimmrechte und des Kapitals.

Hinsichtlich der Auswahl weiterer Unterverwahrer hat sich die
Verwahrstelle geeignete Kontroll-, Zustimmungs- und Wider
spruchsrechte gegenliber ihrem unmittelbaren Unterverwahrer
vorbehalten.

Die nachfolgend aufgefiihrte Liste stellt Unterverwahrer dar, die
von der Verwahrstelle direkt oder von der dwpbank fir die Ver
wahrung von Vermdgensgegenstanden des Fonds in Anspruch
genommen werden kénnen:

e Attrax Financial Services S.A., Luxemburg

e BNP Paribas S.A., Sucursal en Espana

e BNP Paribas S.A., Frankreich
BNP Paribas S.A., Niederlassung Deutschland

e Clearstream Banking AG, Frankfurt

e Clearstream Banking S.A., Luxemburg
Euroclear S.A./ N.V., Brussel

e HSBCBank plc, London

e HSBC Corp. Ltd., Hong Kong

e Raiffeisen Bank International AG, Wien

e The Bank of New York Mellon SA/NV, Brussel

Von den zuvor aufgefihrten Unterverwahrern konnen jedoch
nur Unterverwahrer mit Sitz in denjenigen Landern ausgewahlt
werden, in die der Fonds nach seinen Anlagebedingungen invesf
tieren darf.

Die Liste der vorgenannten Unterverwahrer wird bei Bedarf akd
tualisiert werden. Die Aktualisierungen werden im Rahmen der jel
weils ndchsten Anpassung des Verkaufsprospekts ausgewiesen
werden. Eine jeweils aktuelle Ubersicht der Unterverwahrer kann
bei der Gesellschaft kostenlos angefordert werden.

Bei der Uberwachung des Auslagerungsunternehmens ber(icki
sichtigt die Verwahrstelle potenzielle Interessenkonflikte des Un@
terverwahrers im Zusammenhang mit folgenden Tatigkeiten:

e Wahrnehmung von Aufgaben als Unterverwahrer oder Verl
wahrstelle fur weitere Investmentvermdgen und / oder weitelZ
re Verwaltungsgesellschaften,

e Auswahl und Uberwachung weiterer Unterverwahrer,

e angemessene Organisation und Uberwachung der ausgelal
gerten Aufgaben,

e Erbringung des Depotgeschaftes fur sonstige Kunden,

e Wahrnehmung seiner Rechte und Einflussméglichkeiten aus
direkten oder indirekten Beteiligungen von mindestens 10
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Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte, insbesondere bei
Beteiligungen an anderen Verwahrstellen,

e Auswahl und Uberwachung seiner Dienstleister, insbesondefd
re im IT-Bereich.

Risikoklasse des Sondervermégens

Die Gesellschaft hat den Fonds der niedrigsten von insgesamt
funf Risikoklassen zugeordnet, damit weist der Fonds ein gerinl
ges Risiko auf.

Anlageziel

Das Sondervermdgen strebt als vorrangiges Anlageziel an, den
Wert des investierten Geldes zu erhalten und eine Wertsteige
rung entsprechend dem Zinsniveau des Geldmarktes zu erwirt
schaften.

Beim Fonds handelt es sich um ein OGAW-Sondervermdgen, das
als Geldmarktfonds verwaltet wird.

Aktives Management des Fonds

Die fur diesen Fonds zu erwerbenden Vermégensgegenstande
werden diskretionar auf Basis eines konsistenten
Investmentprozesses identifiziert (,aktives Management”). Zur
Umsetzung des aktiven Managements hat Union Investment
einen Research-Prozess etabliert. Potentiell interessante Investi
tionen werden dabei vom Portfoliomanagement insbesondere
auf Basis von fundamentalen oder quantitativen Faktoren analy@
siert. Hierzu gehdren beispielsweise Datenbankanalysen,
Unternehmensberichte und persoénliche Eindricke.

Unter Beachtung der gesetzlichen und vertraglichen Regelungen
entscheidet das Portfoliomanagement tiber den Kauf oder Ver2
kauf eines Vermogensgegenstands. Griinde fur den Erwerb oder
den Verkauf kénnen dabei unter anderem die aktuelle Marktsi®
tuation, eine verédnderte Nachrichtenlage zu einem Unterneh
men oder MittelflUsse im Fonds sein. Im Rahmen der Anlageent
scheidung werden auch mégliche Risiken berlicksichtigt. Risiken
kénnen eingegangen werden, wenn das Verhaltnis zwischen
Chance und Risiko als positiv angesehen wird.

Der Fonds bildet keinen Wertpapierindex ab, und seine Anlagel
strategie beruht auch nicht auf der Nachbildung der Entwicklung
eines oder mehrerer Indizes. Die Anlagestrategie orientiert sich
auch nicht an einem VergleichsmaBstab, sondern versucht das
Renditeziel (bis zum 30.06.2020: EONIA; ab dem 01.07.2020:
€STR zuzuglich 8,5 Basispunkte) zu erreichen / zu tbertreffen.

Profil des typischen Anlegers

Der Fonds eignet sich fur konservative Anleger, die Ertrage im
kurzen Laufzeitspektrum bei einem geringen Risiko erzielen
mochten. Je nach dem AusmafR der méglichen Wertschwankun
gen muss der Anleger im Fall der Anteilricknahme mit Kapitalver
lusten rechnen.

Der Fonds eignet sich nicht fir Anleger, die kein geringes Risiko
akzeptieren, ihr Geld langfristig anlegen mdchten oder héhere ErZz
trage bei entsprechend héherem Risiko anstreben.

Anlagegrundsatze

Der Fonds wird als Standard-VNAV-Geldmarktfonds geméan der
EU-Verordnung verwaltet. In das Sondervermégen kénnen die im
Allgemeinen Teil bereits ndher beschriebenen Vermégensgegenld
stande aufgenommen werden:

1. Geldmarktinstrumente gemaB § 5 der AABen. Abweichend
von § 5 Absatz 1 der AABen durfen flr das Sondervermégen
auch Geldmarktinstrumente mit einer Restlaufzeit von bis zu
zwei Jahren bis zum Zeitpunkt der rechtlichen Kapitaltilgung
erworben werden, sofern die Zeitspanne bis zum Termin der
nachsten Zinsanpassung im Sinne des Artikel 10 Absatz 2 der
EU-Verordnung nicht mehr als 397 Tage betragt.

2. Verbriefungen und besicherte Geldmarktpapiere (Asset
Backed Commercial Papers — ,ABCPs") gemaf §@& der ,Allgeld
meinen Anlagebedingungen”.

3. Bankguthaben gemiB § 8 der AABen.
4. Anteile anderer Geldmarktfonds gemé&B § 9 der AABen.

5. Derivate gemaB § 10 der ,Allgemeinen Anlagebedingun-

u

gen”.

Die erwerbbaren Vermégensgegenstani
de im Einzelnen

Geldmarktinstrumente

Die Gesellschaft darf bis zu 100 Prozent des Wertes des Sonder
vermdgens in Geldmarktinstrumente nach §&% der AABen anleld
gen sowie in Geldmarktinstrumente mit einer Restlaufzeit von bis
zu zwei Jahren bis zum Zeitpunkt der restlichen Kapitaltilgung er@
werben, sofern die Zeitspanne bis zum Termin der nachsten Zins@
anpassung im Sinne des Artikel 10 Absatz 2 der EU-Verordnung
nicht mehr als 397 Tage betragt.

Verbriefungen und ABCPs

Die Gesellschaft darf fur das Sondervermégen in Verbriefungen
und ABCPs gemaf3 §® der AABen investieren, sofern eine der fol?
genden Bedingungen, soweit anwendbar, erfillt ist:

1. die rechtliche Félligkeit bei der Emission oder die Restlaufzeit
der Verbriefung oder des ABPCs betragt nicht mehr als zwei
Jahre und die Zeitspanne bis zum Termin der nachsten Zinsani
passung nicht mehr als 397 Tage;

2. diein §@ Absatz 1 a) und ¢) der AABen genannten
Verbriefungen sind amortisierende Instrumente mit
gewichteter durchschnittlicher Restlaufzeit von nicht mehr
als zwei Jahren.

Der Erwerb von Verbriefungen und ABCPs ist nicht beschrankt.

Bankguthaben

Bis zu 100 Prozent des Wertes des Sondervermdgens dirfen in
Bankguthaben nach MaBgabe des §@ Satz 1 der AABen gehalten
werden. Die Bankguthaben kénnen auch auf Fremdwahrung laul
ten. Bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermogens dirfen
dabei in Bankguthaben bei demselben Kreditinstitut angelegt
werden.

Anteile anderer Geldmarktfonds

Bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermdgens dirfen in An@
teilen anderer Geldmarktfonds nach MaBgabe des §® der AABen
gehalten werden, wobei nicht mehr als 5 Prozent des Wertes des
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Sondervermogens in Anteile eines einzigen Geldmarktfonds in
vestiert werden durfen.

Derivate

Derivate kénnen flr das Sondervermégen gemai3 §@0 der

AABen eingesetzt werden. Bei den Basiswerten der Derivate han
delt es sich um Zinssatze, Wechselkurse, Wahrungen oder die vor
genannten Basiswerte nachbildende Indizes, wobei ein Derivat
einzig und allein der Absicherung der mit anderen Anlagen des
Sondervermdégens verbundenen Wahrungs-, Zinssatz- oder Wech(
selkursrisiken dienen darf. Weitere erlauternde Hinweise konnen
dem Abschnitt ,Derivate zu Absicherungszwecken” entnommen
werden.

Pensionsgeschafte und umgekehrte Pensionsgeschafte

Unter einem Pensionsgeschaft versteht man eine Vereinbarung,
durch die eine Partei einer Gegenpartei Wertpapiere oder darauf
bezogene Rechte in Verbindung mit der Verpflichtung tGbertragt,
sie zu einem festgelegten oder noch festzulegenden spateren
Zeitpunkt zu einem festgelegten Preis zuriickzukaufen. Bei einem
umgekehrtes Pensionsgeschaft handelt es sich um eine Vereinbal
rung, durch die eine Partei von einer Gegenpartei Wertpapiere
oder Rechte in Bezug auf einen Titel oder ein Wertpapier in Ver
bindung mit der Verpflichtung erhélt, diese zu einem festgeleg
ten oder noch festzulegenden spateren Zeitpunkt zu einem fest@
gelegten Preis zuriick zu verkaufen.

Der Abschluss von Pensionsgeschaften und umgekehrten Pensil
onsgeschaften gemaB den §8@3 und 14 der AABen ist nicht bel
schrankt. Die in Pension genommenen Geldmarktinstrumente,
Verbriefungen und ABCPs sind auf die Anlagegrenzen des Artikel
17 der EU-Verordnung anzurechnen. In Pension genommenen
Anteile an anderen Geldmarktfonds sind auf die Anlagegrenzen
des Artikel 16 Absatz 2 und 3 der EU-Verordnung anzurechnen.

Erwerb bzw. Anlage von Vermégensgegenstanden in einer anll
deren als der Fondswéhrung

Die Fondswahrung des Sondervermdégens lautet auf Euro. Der Er
werb bzw. die Anlage von Vermogensgegenstanden in einer an@
deren als der Fondswahrung ist nur zulassig, wenn das W&ahrungsk
risiko abgesichert wird.

Gewichtete durchschnittliche Zinsbindungsdauer

Die gewichtete durchschnittliche Zinsbindungsdauer samtlicher
Vermoégensgegenstande des Sondervermdgens darf zu keinem
Zeitpunkt mehr als sechs Monate betragen. Flr die Berechnung
ist dabei die Zeitspanne bis zur rechtlichen Falligkeit oder, falls
dieser Zeitraum kdurzer ist, bis zur néchsten Zinsanpassung an
einen Geldmarktsatz fur alle Basiswerte im Sondervermdégen, die
die relativen Bestédnde an jedem einzelnen Vermdgenswert
widerspiegelt, maB3geblich.

Gewichtete durchschnittliche Restlaufzeit

Die gewichtete durchschnittliche Restlaufzeit samtlicher Vermom
gensgegenstande des Sondervermégens darf zu keinem Zeit?
punkt mehr als 12 Monate betragen. Fur die Berechnung der
gewichteten durchschnittlichen Restlaufzeit gilt Artikel 25 Absatz
1 Unterabsatz 2 und 3 der EU-Verordnung.

Fur die Berechnung der Restlaufzeit eines Vermégensgegenstanl

des ist dabei grundsatzlich auf den Zeitraum bis zur rechtlichen
Endfalligkeit des Instruments abzustellen. Aufgrund der besondeld

ren Merkmale der Basiswerte fur einige Verbriefungen und ABCP
kann die Restlaufzeit bei amortisierenden Instrumenten auf der
Laufzeitberechnung fur amortisierende Instrumente basieren,
entweder anhand des vertraglich festgelegten
Amortisierungsprofils dieser Instrumente oder anhand des
Amortisierungsprofils der Basiswerte, aus denen die ZahlungsstroZ
me fir die Rickzahlung dieser Instrumente entstehen. Bei einem
Finanzinstrument mit eingebetteter Verkaufsoption kann fur die
Berechnung der Restlaufzeit allerdings ausnahmsweise auf den
Austbungszeitpunkt der Verkaufsoption anstelle des Zeitpunkts
der Endfalligkeit des Finanzinstrumentes abgestellt werden,
wenn die folgenden Voraussetzungen jederzeit erfullt sind:

1. die Verkaufsoption kann von der Gesellschaft am Auslibungsf
tag frei ausgetbt werden;

2. der Ausiibungspreis der Verkaufsoption befindet sich nahe
dem zum Auslibungstag erwarteten Wert des Finanzinstru2
ments; und

3. aufgrund der Anlagestrategie des Sondervermégens besteht
eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass die Verkaufsoption am
Auslbungstag ausgeubt wird.

Anlagegrenzen fir Schuldverschreibungen

Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, die von demsel®
ben Kreditinstitut begeben wurden, das seinen Sitz in einem Mit
gliedstaat der Europaischen Union oder in einem anderen Ver2
tragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschafts
raum hat und aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der
Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer besonderen 6ffentli
chen Aufsicht unterliegt, bis zu 10 Prozent des Wertes des Sonfd
dervermogens anlegen. Voraussetzung hierfir ist, dass die Ertral
ge aus der Emission dieser Schuldverschreibungen geméan den gel
setzlichen Vorschriften in Vermdgenswerten angelegt werden,
mit denen wahrend der gesamten Laufzeit der Schuldverschrei
bung die sich daraus ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend
gedeckt werden und die bei einer etwaigen Zahlungsunfahigkeit
des Emittenten vorrangig fur die fallig werdende Rickzahlung
des Kapitals und die Zahlung der aufgelaufenen Zinsen bestimmt
sind. Legt die Gesellschaft mehr als 5 Prozent des Wertes des Sonl
dervermégens in Schuldverschreibungen desselben Emittenten
nach Satz 1 an, so darf der Gesamtwert dieser Schuldverschreil?
bungen 40 Prozent des Wertes des Sondervermdgens nicht Gber
steigen.

In Schuldverschreibungen, die von demselben Kreditinstitut begel?
ben wurden, darf die Gesellschaft jeweils bis zu 20 Prozent des
Wertes des Sondervermogens anlegen, sofern es sich um gedeck?
te Schuldverschreibungen duBerst hoher Qualitat im Sinne des Arz
tikels 10 Absatz 1 Buchstabe f oder des Artikels 11 Absatz 1 Buch@
stabe c der Delegierten Verordnung (EU) 2015/61 handelt. Vor@
aussetzung hierfir ist, dass die Ertrége aus der Emission dieser
Schuldverschreibungen gemaB den gesetzlichen Vorschriften in
Vermogenswerten angelegt werden, mit denen wahrend der geld
samten Laufzeit der Schuldverschreibung die sich daraus ergeben
den Verbindlichkeiten ausreichend gedeckt werden und die bei
einer etwaigen Zahlungsunfahigkeit des Emittenten vorrangig

fur die fallig werdende Riickzahlung des Kapitals und die Zah@
lung der aufgelaufenen Zinsen bestimmt sind. Legt die Gesell@
schaft mehr als 5 Prozent des Wertes des Sondervermégens in
Schuldverschreibungen desselben Emittenten nach Satz 1 an, so
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darf der Gesamtwert dieser Anlagen, einschlieBlich etwaiger And
lagen in Vermogenswerte nach Satz 2 des vorstehenden Absat
zes unter Beachtung der dort festgelegten Obergrenzen, 60 Pro@
zent des Wertes des Sondervermdgens nicht tUbersteigen.

Sonstige Anlagegrenzen

Mindestens 7,5 Prozent der Vermogensgegenstande des Sonderl
vermdgens missen aus taglich fallig werdenden Vermogenswer
ten, umgekehrten Pensionsgeschaften, die unter Einhaltung eil?
ner Frist von einem Arbeitstag beendet werden kénnen oder
Bareinlagen, die unter Einhaltung einer Frist von einem Arbeits
tag abgezogen werden kdnnen, bestehen.

Mindestens 15 Prozent der Vermogensgegenstande des Sonderl
vermdgens aus wochentlich féllig werdenden Vermdgenswerten,
umgekehrten Pensionsgeschaften, die unter Einhaltung einer
Frist von finf Arbeitstagen beendet oder Bareinlagen, die unter
Einhaltung einer Frist von funf Arbeitstagen abgezogen werden
kénnen, bestehen. Geldmarktinstrumente oder Anteile an ande
ren Geldmarktfonds dirfen bis zu einer Obergrenze von 7,5 Prod
zent zu den wochentlich félligen Vermdgenswerten gezahlt werl
den, sofern sie innerhalb von finf Arbeitstagen zurlickgegeben
und abgewickelt werden kénnen.

Geldmarktinstrumente, Verbriefungen und ABCPs desselben
Emittenten durfen Gber finf Prozent hinaus bis zu 10 Prozent
des Wertes des Sondervermdogens erworben werden, wenn der
Gesamtwert der Geldmarktinstrumente, Verbriefungen und
ABCPs dieser Emittenten 40 Prozent des Wertes des Sonderver{
mogens nicht Ubersteigt. Geldmarktinstrumente, Verbriefungen
und ABCPs desselben Emittenten dirfen tGber 10 Prozent hinaus
erworben werden, wenn sie von den in Artikel@ 8 Absatz® der
EU-Verordnung genannten Einrichtungen emittiert oder garan@
tiert werden.

Die Gesellschaft stellt sicher, dass eine Kombination aus:

e Geldmarktinstrumenten, Verbriefungen und ABCPs die von
ein und derselben Einrichtung begeben werden,

e Einlagen bei dieser Einrichtung und

e Anrechnungsbetragen fir das Kontrahentenrisiko der mit dief?
ser Einrichtung eingegangenen OTC-Derivategeschafte, 15
Prozent des Wertes des Sondervermdgens nicht Ubersteigt.

Die Gesellschaft kann bis zu 20 Prozent des Wertes des Sonderver
maogens in Verbriefungen und ABCPs anlegen, wobei bis zu 15
Prozent des Wertes des Sondervermdégens in Verbriefungen und
ABCPs investiert werden dirfen, die nicht die Kriterien flr STS-
Verbriefungen und STS-ABCPs im Sinne von §& Absatz 1 c) der
AABen erfallen.

Allgemein gilt, dass Gesellschaften, die zur Erstellung eines konsol
lidierten Jahresabschlusses nach der Richtlinie 2013/34/EU ver?
pflichtet sind oder nach den anerkannten internationalen Vor@
schriften der Rechnungslegung in die Unternehmensgruppe ein@
bezogen werden, bei der Berechnung der Anlagegrenzen fir
Geldmarktinstrumente, Verbriefungen, ABCPs, Bankguthaben,
Geldmarktfonds und das Kontrahentenrisiko bei auBerbérslich
gehandelten Derivaten als ein einziger Emittent bzw. Kontrahent
gelten.

Nicht zuldssige Geschéafte

Insbesondere die nachfolgenden Geschafte sind fur das Sonder

vermoégen als Standard-VNAV-Geldmarktfonds nicht zulassig:

o Leerverkdufe in Geldmarktinstrumente, Verbriefungen, ABCP
und Anteile an anderen Geldmarktfonds. Um einen Leerver®
kauf handelt es sich, wenn Vermégensgegenstande verkauft
werden, die im Zeitpunkt des Geschaftsabschlusses nicht zum
Sondervermogen gehoren.

e Ein direktes oder indirektes Engagement in Aktien oder Roh
stoffe, auch Uber Derivate, diese reprasentierende Zertifikate,
auf diesen beruhende Indizes oder sonstige Mittel oder In
strumente, die ein entsprechendes Engagement ergeben.

e Der Abschluss von Wertpapier-Darlehen oder andere Geschafz
te, die die Vermdgenswerte des Sondervermdgens belasten
wirden.

e Die Aufnahme und Vergabe von Krediten.

Beriicksichtigung der wichtigsten nachi
teiligen Auswirkungen von Investitionsf
entscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaki
toren

Die Berlicksichtigung der wichtigsten nachteiligen Auswirkungen
von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren
(Principal Adverse Impact) ist in diesem Fonds kein Bestandyteil
der Anlagestrategie. Beim Erwerb und der laufenden Analyse der
Vermogensgegenstande des Fonds werden diese Auswirkungen
jedoch im Rahmen der allgemeinen Sorgfaltspflichten der Gesell
schaft und in der Risikoanalyse mitbetrachtet. Informationen
Uber die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von Investitions
entscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren sind im Anhang des
Jahresberichts des Fonds unter ,Sonstige Angaben” verfiigbar.

Angabe gemaB Verordnung (EU)
2020/852 lber die Einrichtung eines
Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger
Investitionen (,Taxonomie-Verordnung”)

Die diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen beld
rlicksichtigen nicht die EU-Kriterien fur 6kologisch nachhaltige
Wirtschaftsaktivitaten.

Derivate zu Absicherungszwecken

Ein Derivat ist ein Instrument, dessen Preis von den Kursschwani
kungen oder den Preiserwartungen anderer Vermdgensgegenld
stande (,Basiswert”) abhangt. Die nachfolgenden Ausfihrungen
beziehen sich sowohl auf Derivate als auch auf Finanzinstrumenf
te mit derivativer Komponente (nachfolgend zusammen , Derival2
te").

Die Gesellschaft darf fir das Sondervermégen Geschéfte
mit Derivaten nur zu Absicherungszwecken von im Sonder2
vermoégen gehaltenen Vermdgensgegenstanden gegen
Zinssatz- oder Wechselkursrisiken tatigen. Der Abschluss
von Gegengeschaften ist zuldssig.

Die Gesellschaft hat fiir den Derivateeinsatz den qualifizierten Aniz
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satz gewahlt und darf — vorbehaltlich eines geeigneten Risikoma
nagementsystems — fiir Rechnung des Fonds in jegliche Derivate
oder Finanzinstrumente mit derivativer Komponente im Sinne

des Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie 2007/16/EG investieren, die
von Zinssatzen, Wechselkursen oder Wahrungen oder diese Basis
werte nachbildenden Indizes abgeleitet sind. Hierzu zahlen insbel
sondere Optionen, Finanzterminkontrakte und Swaps sowie KomZ
binationen hieraus. Das Derivat darf ausschlieBlich der Absichel
rung der mit anderen Anlagen des Sondervermdgens verbundeld
nen Zinssatz- oder Wechselkursrisiken dienen.

Durch den Einsatz von Derivaten darf das Marktrisikopotential

des Sondervermogens gesteigert werden. Es darf jedoch nie den
maximalen Wert von 200 Prozent bezogen auf das MarktrisikopolZ
tential eines derivatefreien Vergleichsvermégens (Referenzportfolz
lio) Uberschreiten. Unter dem Marktrisiko versteht man das Risi?
ko, das sich aus der unglnstigen Entwicklung von Marktpreisen
fir ein Sondervermdégen ergibt. Bei der Ermittlung des Marktrisi@
kopotenzials fiir den Einsatz der Derivate wendet die Gesellschaft
den qualifizierten Ansatz im Sinne der Verordnung tber Risikol
management und Risikomessung beim Einsatz von Derivaten,
Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschéaften in Investmentver
mogen nach dem Kapitalanlagegesetzbuch (,Derivateverord@
nung”) an. Die mit dem Einsatz von Derivaten verbundenen Risi
ken werden durch ein Risikomanagement-Verfahren gesteuert,
das es erlaubt, das mit der Anlageposition verbundene Risiko sod
wie den jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des Anlageportl
folios jederzeit zu Gberwachen und zu messen.

Im Rahmen des qualifizierten Ansatzes wird der potenzielle Risi
kobetrag fir das Marktrisiko relativ im Verhaltnis zu einem Refeld
renzportfolio ermittelt. Dabei wird die Kennzahl Value-at-Risk
(VaR), ein mathematisch-statistisches Risikomaf, verwendet. Bei
dem relativen VaR-Ansatz darf der VaR des Sondervermdgens
den VaR des Referenzportfolios nicht um mehr als das Doppelte
Ubersteigen. Das Referenzportfolio des Sondervermdgens setzt
sich wie folgt zusammen:

100 % Synthetischer Benchmark-Bond mit Restlaufzeit 1 Jahr,
Zinsbindungsdauer 0,5 Jahre und Rating A.

Optionsgeschéafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sondervermdégens im Rah2
men der Anlagegrundsatze Kaufoptionen und Verkaufsoptionen
kaufen und verkaufen sowie mit Optionsscheinen handeln. Opti@
onsgeschafte beinhalten, dass einem Dritten gegen Entgelt (Opti
onspramie) das Recht eingerdumt wird, wahrend einer bestimm0
ten Zeit oder am Ende eines bestimmten Zeitraums zu einem von
vornherein vereinbarten Preis (Basispreis) die Lieferung oder die
Abnahme von Vermdgensgegenstanden oder die Zahlung eines
Differenzbetrags zu verlangen, oder auch entsprechende Opti
onsrechte zu erwerben. Die Optionen oder Optionsscheine msf
sen eine Auslibung wahrend der gesamten Laufzeit oder zum
Ende der Laufzeit vorsehen. Zudem muss der Optionswert zum
Ausltbungszeitpunkt linear von der positiven oder negativen Difld
ferenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts abhan
gen und null werden, wenn die Differenz das andere Vorzeichen
hat.

Terminkontrakte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sondervermégens im Rah
men der Anlagegrundsatze Terminkontrakte abschlieBen. TerminZ

kontrakte sind fur beide Vertragspartner unbedingt verpflichten®
de Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem Falligl
keitsdatum, oder innerhalb eines bestimmten Zeitraumes, eine
bestimmte Menge eines bestimmten Basiswerts zu einem im
Voraus vereinbarten Preis zu kaufen bzw. zu verkaufen.

Swaps

Die Gesellschaft darf flir Rechnung des Sondervermdgens im Rah@
men der Anlagegrundsétze alle zuldssigen Swaps abschlieBen, ins?
besondere Zinsswaps, Wahrungsswaps, Zins-Wahrungsswaps

und Varianzswaps.

Swaps sind Tauschvertrdge, bei denen die dem Geschaft zugrun@
de liegenden Zahlungsstrome oder Risiken zwischen den Ver
tragspartnern ausgetauscht werden.

Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption ist das Recht,
nicht aber die Verpflichtung, zu einem bestimmten Zeitpunkt
oder innerhalb einer bestimmten Frist in einen hinsichtlich der
Konditionen genau spezifizierten Swap einzutreten. Im Ubrigen
gelten die im Zusammenhang mit Optionsgeschaften dargestell?
ten Grundsatze. Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Sonder(d
vermdgens nur solche Swaptions abschlieBen, die sich aus den
vorgenannt beschriebenen Optionen und Swaps zusammenset
zen.

Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermoglichen, ein
potenzielles Kreditausfallvolumen auf andere zu tbertragen. Im
Gegenzug zur Ubernahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verf
kaufer des Risikos eine Pramie an seinen Vertragspartner. Im UbrifZ
gen gelten die Ausfihrungen zu Swaps entsprechend.

Total Return Swaps

Ein Total Return Swap ist ein Derivat, bei dem Ublicherweise eine
Partei Zahlungen auf der Grundlage eines Zinssatzes, entweder
fest oder variabel, leistet, wahrend die andere Partei Zahlungen
auf der Grundlage der Rendite eines Basiswerts leistet, wobei dield
se sowohl Anderungen im Wert des Assets als auch Ertrage
(bspw. Kupons) beinhaltet. Grundséatzlich ist es auch moglich,
dass die Zahlungen beider Parteien auf der Rendite von Basiswerl?
ten beruhen. Als Basiswert konnen dabei beispielsweise
Anleihebaskets zum Einsatz kommen. Durch den Abschluss eines
Total Return Swaps transferiert die Partei, deren Zahlungen auf
der Rendite eines Basiswertes beruhen, das gesamte wirtschaftlil
che Risiko dieses Basiswertes an die Gegenpartei.

Alle im Sondervermoégen gehaltene Vermdgensgegenstande kon
nen Gegenstand von Total Return Swaps sein: Es durfen bis zu
800 Prozent des Fondsvermogens Gegenstand solcher Geschafte
sein. Die Gesellschaft erwartet, dass im Regelfall nicht mehr als 10
Prozent des Fondsvermogens - nach der Brutto-Methode wie im
nachfolgenden Abschnitt ,Leverage” beschrieben - Gegenstand
von Total Return Swaps sind. Dies ist jedoch lediglich ein
geschatzter Wert, der im Einzelfall Gberschritten werden kann.
Die Ertrage aus Total Return Swaps flieBen — nach Abzug der
Transaktionskosten — vollstandig dem Fonds zu.

Die Vertragspartner fur Total Return Swaps werden nach folgen@
den Kriterien ausgewahlt:

Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute mit Sitz in einem Mit
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gliedstaat der EU, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
Uber den EWR oder einem Drittstaat, dessen AufsichtsbestimmunE
gen nach Auffassung der BaFin denjenigen des Rechts der EU
gleichwertig sind. Grundsatzlich muss der Vertragspartner Gber
eine Mindestbonitatsbewertung von ,Investment Grade” verfii
gen, auf die jedoch in begriindeten Ausnahmenfallen verzichtet
werden kann. Als ,,Investment Grade” bezeichnet man eine Benod
tung mit ,BBB-" bzw. ,Baa3” oder besser im Rahmen der Kredit®
wiurdigkeitsprifung durch eine Rating-Agentur. Der konkrete
Vertragspartner wird in erster Linie unter Berlcksichtigung der
angebotenen Vertragskonditionen ausgewahlt. Auch beobachtet
die Gesellschaft die wirtschaftlichen Verhéltnisse der in Frage
kommenden Vertragspartner.

Borsliche und auBerbérsliche (OTC-)Derivategeschiafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds sowohl
Derivategeschafte tatigen, die an einer Bérse zum Handel zugeld
lassen oder in einen anderen organisierten Markt einbezogen
sind, als auch auBerbdrsliche Geschéfte, sogenannte over-the-
counter (OTC)-Geschafte.

Wenn das Derivat borslich gehandelt wird, muss es

e entweder an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europail@
schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkoml
mens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel
zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sein,

e oder ausschlieBlich an einer Borse auBerhalb der Mitgliedstaal
ten der Europaischen Union oder auBerhalb der anderen Ver2
tragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirt?
schaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem anZ
deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezo
gen sein, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organisier
ten Marktes von der BaFin zugelassen ist.

AuBerbdrsliche Derivategeschafte darf die Gesellschaft nur mit
geeigneten Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten
auf der Basis standardisierter Rahmenvertrage tatigen.

Die Gesellschaft darf nur in auBerbdrslich gehandelte Derivate in@
vestieren, die einer zuverlassigen und tberprifbaren Bewertung
auf Tagesbasis unterliegen und jederzeit zum relevanten Zeit®
wert verduBert, liquidiert oder durch ein Gegengeschéft glattgel
stellt werden kénnen.

Bei auBerborslich gehandelten Derivaten wird der Anrechnungsl
betrag fur das Kontrahentenrisiko bezlglich eines Vertragspartf
ners auf 5 Prozent des Wertes des Sondervermdgens beschrankt.
AuBerborslich gehandelte Derivategeschéafte, die mit einer zentral
len Clearingstelle einer Borse oder eines anderen organisierten
Marktes als Vertragspartner abgeschlossen werden, werden auf
diese Grenzen nicht angerechnet, wenn die Derivate einer taglia
chen Bewertung zu Marktkursen mit taglichem Margin-Ausgleich
unterliegen. Anspriiche des Sondervermdgens gegen einen Zwild
schenhandler sind jedoch auf die Grenzen anzurechnen, auch
wenn das Derivat an einer Bérse oder an einem anderen organild
sierten Markt gehandelt wird.

Waéhrungsrisiken und Geschéfte zu deren Absicherung

Bei der Anlage in Fremdwahrung und bei Geschaften in Fremd@
wahrung bestehen Wahrungschancen und -risiken. Auch ist zu
beriicksichtigen, dass Anlagen in Fremdwé&hrung einem so gel2

nannten Transferrisiko unterliegen. Die Gesellschaft muss fur
Rechnung des Sondervermogens eine Wahrungskurssicherung
von in Fremdwahrung gehaltenen Vermogensgegenstanden vor
nehmen.

Diese Wahrungskurssicherungsgeschéfte dienen dazu, Wahrungsk
kursrisiken zu vermindern. Sie konnen aber nicht ausschlieBen,
dass Wahrungskursanderungen trotz moglicher Kurssicherungsi
geschéafte die Entwicklung des Sondervermdégens negativ beeinl
flussen. Die bei Wahrungskurssicherungsgeschaften entstehenl
den Kosten und evtl. Verluste vermindern das Ergebnis des Son
dervermogens.

Leverage

Leverage ist jede Methode, mit der die Gesellschaft den Investiti
onsgrad des Fonds erhéht (Hebelwirkung). Eine solche Methode
ist der Abschluss von Pensionsgeschafte. Die Gesellschaft kann
diese Methode fiir den Fonds in dem in diesem Verkaufsprojekt
beschriebenen Umfang nutzen. Die Moglichkeit der Nutzung des
Abschlusses von Pensionsgeschaften wurde bereits im Abschnitt
.Pensionsgeschafte und umgekehrte Pensionsgeschafte” im Bel
sonderen Teil des Verkaufsprospekts sowie im Abschnitt ,Allgel
meine Regelungen flr den Erwerb von Vermégensgegenstanden
und Anlageinstrumenten” Unterabschnitt ,Pensionsgeschafte”
im Allgemeinen Teil des Verkaufsprospekts dargestellt.

Die Gesellschaft wendet im Zusammenhang mit dem Einsatz von
Leverage folgende Grundsatze an:

Die Gesellschaft investiert das bei ihr eingelegte Kapital fir Rechl
nung des Sondervermdgens unter Beriicksichtigung der gesetzIil
chen und aufsichtsrechtlichen Vorgaben, insbesondere der Deril
vateverordnung. Dartber hinaus werden die jeweiligen spezifi
schen Anlagerestriktionen beachtet. Dabei konnen — unter Einhalz
tung der Anlagerestriktionen — Derivate und Pensionsgeschéfte
eingesetzt werden, wodurch das Sondervermégen gehebelt wer
den kann. Die damit verbundenen Risiken werden von der Gesell®
schaft identifiziert, bewertet, iberwacht und gesteuert. Bei LimitQ
verletzungen wird eine zeitnahe Ruckfihrung Gberwacht und die
Geschaftsfihrung der Gesellschaft entsprechend informiert.

Durch den Einsatz der vorstehend beschriebenen Methoden darf
sich das Marktrisiko hochstens verdoppeln (vgl. Abschnitt ,Derivalz
te zu Absicherungszwecken” im Besonderen Teil des Verkaufspro
spekts).

Bei der Berechnung des Leverage sind sowohl Derivate als auch
etwaige Effekte aus der Wiederanlage von Sicherheiten bei Pensif
onsgeschaften zu berlicksichtigen. Der Leverage wird hierbei

stets berechnet als Division des Gesamtexposures des Fonds

durch dessen Nettoinventarwert. Die Berechnung des NettoinvenZ
tarwerts wird im Abschnitt ,Ausgabe- und Riicknahmepreis” im
Allgemeinen Teil dieses Verkaufsprospekts erldutert. Zum Zwel
cke der einfachen Ermittlung wird bei der Berechnung des Lever
age-Anrechnungsbetrages auf eine Bruttoberechnung, d.h. ohne
Verrechnungen / Anerkennung von Absicherungsgeschaften, abl
gestellt.

Der von der Gesellschaft maximal erwartete Leverage nach der
Bruttomethode betragt 800 Prozent.
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Abhéangig von den Marktbedingungen kann der Leverage jef]
doch schwanken, so dass es trotz der stindigen Uberwall
chung durch die Gesellschaft zu Uberschreitungen der angef
gebenen HochstmaBe kommen kann.

Externe Unterstiitzung

Unter externer Unterstltzung wird eine direkte oder indirekte
Unterstltzung des Sondervermdégens durch einen Dritten verstan
den, die dazu bestimmt ist oder im Ergebnis bewirkt, dass die
Liquiditat garantiert oder der Nettoinventarwert des Sonderver@
mdgens stabilisiert wird. Eine entsprechende externe Unterstit
zung darf das Sondervermoégen nicht erhalten.

Internes Verfahren zur Bewertung der
Kreditqualitat

Die Gesellschaft wendet ein sorgfaltiges internes Verfahren in
Ubereinstimmung mit den Artikeln®9 bis 23 der EU-Verordnung
sowie Artikeln bis 9 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/990
vom 10. April 2018 zur Anderung und Ergdnzung der Verorda
nung (EU) 2017/1131, an, um die Kreditqualitat von Geldmarktin@
strumenten, Verbriefungen und ABCPs unter Berlcksichtigung
des Emittenten und der Merkmale des jeweiligen Instruments zu
bestimmen. Sie stellt dabei sicher, dass die zur Bewertung der KrelZ
ditqualitat genutzten Informationen von ausreichender Qualitat
und aktuell sind, und aus zuverlassigen Quellen stammen.

Das interne Verfahren zur Bewertung der Kreditqualitat ent?
spricht den folgenden allgemeinen Grundsatzen:

e essieht wirksame Verfahren vor, um aussagekraftige Informalz
tionen zum Emittenten und zu den Merkmalen des Instruf
ments zu erhalten und auf aktuellem Stand zu halten;

e esstellt durch angemessene MaBnahmen sicher, dass die verd
flgbaren maBgeblichen Informationen eingehend analysiert
werden und allen relevanten Faktoren, die die Bonitat des
Emittenten und die Kreditqualitat des Instruments beeinflus@
sen, Rechnung getragen wird;

e eswird fortlaufend Gberwacht und alle Bewertungen der Krefd
ditqualitdt werden mindestens einmal jéhrlich Gberprift;

e essorgt fir eine Neubewertung der Kreditqualitat, wenn
eine wesentliche Veranderung des externen Ratings von GeldR
marktinstrumenten, Verbriefungen und ABCPs Auswirkun@®
gen auf die bestehende Bewertung des jeweiligen Instrul
ments haben kann, ohne dass ein automatischer und
UbermaBiger Ruckgriff auf externe Ratings geman Artikel 5a
der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 erfolgt;

e esstltzt sich auf sorgfaltige, systematische und
durchgéngige Bewertungsmethoden, die anhand
historischer Erfahrungswerte und empirischer Nachweise, einl2
schlieBlich Ruckvergleichen, validiert werden. Die Bewertungsl
methoden werden mindestens einmal jahrlich im Hinblick dal
rauf Gberprift, ob sie dem aktuellen Portfolio und den
duBeren Rahmenbedingungen noch angemessen sind. Etwaild
ge Fehler in den Methoden oder deren Anwendung werden
umgehend behoben;

e bei Anderung der verwendeten Methoden, Modelle oder
grundlegenden Annahmen fiir das interne Verfahren werden
alle davon betroffenen internen Bewertungen der Kreditqual
litdt so schnell wie moglich Uberpruft.

Ausgabeaufschlag bzw. Ausgabekosten

Der Ausgabepreis entspricht dem Riicknahmepreis. Ein Ausgabel
aufschlag wird nicht erhoben. Die Ausgabe- und Vertriebskosten
tragt die Gesellschaft aus der ihr zustehenden Verwaltungsvergii
tung.

Ricknahme von Anteilen und Riicknahi@
meabschlag

Die Gesellschaft kann gemaB § 16 Absatz 4 der AABen die Riick@
nahme von Anteilen beschrénken, wenn die Riickgabeverlangen
der Anleger mindestens 12 Prozent des Nettoinventarwertes erf
reichen (Schwellenwert).

Ein Ricknahmeabschlag wird nicht erhoben.

Kosten

Verwaltungsvergltung:

Die Gesellschaft erhélt fir die Verwaltung des Sondervermogens
eine kalendertagliche Verwaltungsverglitung in Hohe von 1/365
(in Schaltjahren: 1/366) von bis zu 1,0 Prozent des fur den jeweili®
gen Kalendertag maBgeblichen Nettoinventarwertes.

Derzeit wird fur das Sondervermégen eine Verwaltungsvergi
tung in Héhe von 0,3 Prozent des fur den jeweiligen Kalendertag
maBgeblichen Nettoinventarwertes erhoben.

Vergutung fur die Anbahnung, Vorbereitung und Durchfiihrung
von Wertpapier-Darlehensgeschaften und Wertpapier-Pensions
geschaften:

Derzeit wird fur das Sondervermogen eine Verglitung in Héhe
von einem Drittel der Bruttoertrdge aus Wertpapier-Pensionsgeld
schaften erhoben. Eine Vergltung fir Wertpapier-Darlehensgeld
schafte wird nicht erhoben.

Pauschalgebiihr:

Die Gesellschaft erhalt aus dem Sondervermégen eine
kalendertéagliche Pauschalgebiihr in Hohe von 1/365 (in Schaltjah
ren: 1/366) von bis zu 0,2 Prozent des fur den jeweiligen Kalen(@
dertag mafB3geblichen Nettoinventarwertes.

Derzeit wird flir das Sondervermdégen eine kalendertagliche Paul@
schalgebuhr in Héhe von 0,05 Prozent des fiir den jeweiligen Ka2
lendertag maBgeblichen Nettoinventarwertes erhoben.

Vergutung fur den Collateral Manager:

Die Gesellschaft zahlt aus dem Sondervermégen an den Collateld

ral Manager von Derivate-Geschaften eine kalendertédgliche Verl

gltung in Hohe von 1/365 (in Schaltjahren: 1/366) von bis zu 0,1

Prozent des fur den jeweiligen Kalendertag maBgeblichen Netto?
inventarwertes.

Derzeit zahlt die Gesellschaft an den Collateral Manager von Deril
vate-Geschéaften eine kalendertégliche Vergitung in Héhe von
1/365 (in Schaltjahren: 1/366) von 0,01 Prozent des flir den jeweil
ligen Kalendertag maBgeblichen Nettoinventarwertes.
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Aufwendungsersatz fir die Bereitstellung von Analysematerial
oder -dienstleistungen durch Dritte:

Der Betrag, der pro Kalenderjahr aus dem Sondervermégen fir
die Bereitstellung von Analysematerial oder -dienstleistungen
durch Dritte in H6he von 1/365 (in Schaltjahren 1/366) des fir
den jeweiligen Kalendertag maBgeblichen Nettoinventarwertes
des Sondervermogens entnommen werden kann, betragt insged
samt bis zu 0,05 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventar
wertes des Sondervermdgens in dem betreffenden Kalenderjahr.

Derzeit werden fir die Bereitstellung von Analysematerial oder -
dienstleistungen durch Dritte keine Betrdge entnommen.

Zulassiger jahrlicher Hochstbetrag:

Der Betrag, der dem Sondervermdgen fur die Verwaltungsvergi@
tung, die Pauschalgebthr sowie fiir die Verglitung an den Collatel
ral Manager sowie als Aufwendungsersatz fiir die Bereitstellung
von Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte kalen
derjahrlich belastet werden darf, kann insgesamt bis zu 1,35 Pro@
zent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sonderver®
mdgens in dem betreffenden Kalenderjahr, berechnet als Summe
der jeweils angefallenen Einzelwerte, die fiir jeden Kalendertag
als 1/365 (in Schaltjahren 1/366) des flr den jeweiligen Kalender
tag maBgeblichen Nettoinventarwertes ermittelt werden, betra@
gen.

Erfolgsabhangige Vergltung:

a) Definition der erfolgsabhdngigen Vergiitung
Die Gesellschaft erhélt fir die Verwaltung des Sondervermof
gens ferner je ausgegebenem Anteil eine erfolgsabhangige
Verglitung in Hohe von 25 Prozent des Betrages, um den die
Anteilwertentwicklung in einer Abrechnungsperiode die Ent
wicklung des Vergleichsindex in derselben Abrechnungsperiolz
de Ubersteigt (Outperformance Uber den Vergleichsindex,
d.h. positive Abweichung der Anteilwertentwicklung von der
Benchmarkentwicklung, nachfolgend auch , Positive Benchi
mark-Abweichung” genannt), jedoch héchstens 2,5 Prozent
des Durchschnitts der fir die in die Abrechnungsperiode fal?
lenden Kalendertage maBgeblichen Nettoinventarwerte des
Sondervermégens.
Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der fir ihn
maBgebliche Nettoinventarwert der fiir diesen Wertermitt
lungstag ermittelte Nettoinventarwert.
Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der fur ihn
maBgebliche Nettoinventarwert der fiir den nachstfolgenden
Wertermittlungstag ermittelte Nettoinventarwert.
Die dem Sondervermdégen belasteten Kosten diirfen vor dem
Vergleich der Entwicklungen nicht von der Entwicklung des
Vergleichsindex abgezogen werden.
Unterschreitet die Anteilwertentwicklung in einer Abrech@
nungsperiode die Entwicklung des Vergleichsindex (Underl
performance zum Vergleichsindex, d. h. negative
Abweichung der Anteilwertentwicklung von der
Benchmarkentwicklung, nachfolgend auch ,Negative Bench@
mark-Abweichung” genannt), so erhélt die Gesellschaft keine
erfolgsabhéangige Vergitung. Entsprechend der Berechnung
der erfolgsabhangigen Vergltung bei Positiver Benchmark-
Abweichung wird in diesem Fall auf Basis der Negativen
Benchmark-Abweichung ein Underperformancebetrag pro
Anteilwert errechnet und in die nachste Abrechnungsperiode

b)

o]

d)

als negativer Vortrag vorgetragen (,Negativer Vortrag”). Der
Negative Vortrag wird nicht durch einen Hochstbetrag be
grenzt. Fur die nachfolgende Abrechnungsperiode erhalt die
Gesellschaft nur dann eine erfolgsabhangige Vergiitung,
wenn der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete
Betrag am Ende dieser Abrechnungsperiode den Negativen
Vortrag aus der vorangegangenen Abrechnungsperiode Uber2
steigt. In diesem Fall errechnet sich der Vergutungsanspruch
aus der Differenz beider Betrage. Ubersteigt der aus Positiver
Benchmark-Abweichung errechnete Betrag den Negativen
Vortrag aus der vorangegangenen Abrechnungsperiode

nicht, werden beide Betrdge verrechnet. Der verbleibende
Underperformancebetrag pro Anteilwert wird wieder in die
nachste Abrechnungsperiode als neuer Negativer Vortrag vori
getragen. Ergibt sich am Ende der nachsten Abrechnungsperiz
ode erneut eine Negative Benchmark-Abweichung, so wird
der vorhandene Negative Vortrag um den aus dieser
Negativen Benchmark-Abweichung errechneten
Underperformancebetrag erhéht. Bei der jahrlichen Berech
nung des Vergltungsanspruchs werden etwaige
Underperformancebetrage der jeweils funf vorangegangeld
nen Abrechnungsperioden bericksichtigt. Existieren fir das
Sondervermdgen weniger als flinf vorangegangene Abrech
nungsperioden, so werden alle vorangegangenen Abrechi
nungsperioden beriicksichtigt. Ergdnzend zu Vorstehendem
richtet sich die Berlcksichtigung der Anteilwertentwicklung
nach der unter §@® Ziffer®f) der BABen getroffenen Vereinball
rung. Die Gesellschaft gibt im Falle der Bildung von AnteilklasZ
sen im Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahresbe®
richt die jeweils erhobene erfolgsabhdngige Vergltung an.

Definition der Abrechnungsperiode

Die Abrechnungsperiode beginnt am 1. Februar eines Kalenl
derjahres und endet am 31. Januar des darauf folgenden Kal2
lenderjahres.

Die Auszahlung der erfolgsabhangigen Vergltung erfolgt je@
weils bis zum 20. Kalendertag nach Ende der Abrechnungspeld
riode.

Vergleichsindex

Als Vergleichsindex wird der €STR zuzliglich 8,5 Basispunkte
festgelegt. Falls der Vergleichsindex oder — bei
zusammengesetzten Indizes — einer seiner Bestandteile entfal
len sollte, wird die Gesellschaft einen angemessenen anderen
Index festlegen, der an die Stelle des genannten Index tritt.
Der €STR wird von der Europaischen Zentralbank
administriert. Die Gesellschaft hat robuste schriftliche Pldne
aufgestellt, in denen die MaBnahmen dargelegt werden, die
sie ergreifen wiirde, wenn ein Vergleichsindex sich wesent
lich andert oder nicht mehr bereitgestellt wird.

Berechnung der Anteilwertentwicklung

Die Anteilwertentwicklung wird nach der BVI-Methode beld
rechnet. Bei der BVI-Methode handelt es sich um eine internal?
tional anerkannte Standard-Methode zur Wertentwicklungs
berechnung von Investmentvermogen. Diese ermdglicht eine
einfache, nachvollziehbare und exakte Berechnung. Die Wert
entwicklung stellt dabei die prozentuale Veranderung zwil
schen dem Wert des Anteils zu Beginn des Anlagezeitraumes
und seinem Wert am Ende des Anlagezeitraumes dar. Ausll
schittungen werden rechnerisch dabei umgehend in neue
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Fondsanteile investiert, um eine Vergleichbarkeit der Wert@
entwicklungen ausschittender und thesaurierender Fonds sil
cherzustellen.

Ruckstellung

Entsprechend dem Ergebnis eines fur jeden Wertermittlungsf
tag durchgefihrten Vergleichs wird eine rechnerisch angefal®
lene erfolgsabhéangige Vergltung am jeweils nachstfolgen
den Wertermittlungstag im Sondervermégen je
ausgegebenem Anteil zurlickgestellt oder eine bereits
gebuchte Ruckstellung entsprechend aufgeldst. Aufgeldste
Ruckstellungen fallen dem Sondervermdgen zu. Eine erfolgsd
abhéangige Vergltung kann nur entnommen werden, soweit
entsprechende Riickstellungen gebildet wurden.

Negative Anteilwertentwicklung

Die erfolgsabhangige Vergitung kann auch dann entnom@
men werden, wenn der Anteilwert am Ende der Abrech®
nungsperiode den Anteilwert zu Beginn der Abrechnungspeld
riode unterschreitet (Negative Anteilwertentwicklung).

Beispiel der Berechnung einer erfolgsabhangigen Vergltung:

Die nachfolgende schematische Darstellung beschreibt die

grundséatzliche Vorgehensweise zur Entnahme einer erfolgs

abhéangigen Vergltung:

(i) Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergltung bei einer
positiven Wertentwicklung des Fonds und einer (geringel
ren) positiven Wertentwicklung des VergleichsmaBstabs

Eine erfolgsabhéangige Vergitung kann entnommen werl
den, wenn die positive Wertentwicklung des Fonds die
positive Wertentwicklung seines VergleichsmaBstabs
Ubersteigt (,Outperformance”).

Beispiel 1:

Der Fonds hat im Vergleichszeitraum einen Wertzuwachs
von zehn Prozent erzielt. Der Wertzuwachs des zugrunde
liegenden VergleichsmaBstabs betragt im
Vergleichszeitraum hingegen nur sieben Prozent. Unter
Beriicksichtigung dieser Annahmen ergeben sich nachfol®
gende Berechnungen:

a. Berechnung der Outperformance:

Wertentwicklung des Fonds 10 %

abzuglich Wertentwicklung

der Benchmark 7%

= Outperformance des Fonds 3%
im Vergleichszeitraum

b. Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:

Der Verlustvortrag aus den vorangegangenen finf
Jahren betragt beispielhaft 1,2 Prozent.

Die unter Buchstabe a. berechnete Outperformance
des Fonds im Vergleichszeitraum wird um den
bespielhaften Verlustvortrag korrigiert, so dass sich
eine verbleibende Outperformance von 1,8 Prozent
errechnet:

3,0 Prozent — 1,2 Prozent = 1,8 Prozent verbleibende
Outperformance.

¢. Berechnung des prozentualen Anteils an der
erfolgsbezogenen Vergitung:

Verbleibende Outperformance 1,8 Prozent *
Entnahmesatz erfolgsabhéngige Vergiitung 25 Profd
zent =0,45 Prozent

d. Berlcksichtigung der vereinbarten Obergrenze:

Die Hohe einer erfolgsabhangigen Vergltung ist auf
2,5 Prozent begrenzt (sog. Obergrenze). Im Beispiel
liegt der unter Buchstabe c. ermittelte Prozentwert in
Hohe von 0,45@rozent unterhalb der vereinbarten
Obergrenze von 2,5 Prozent und kann dem Fondsver
mdgen entnommen werden.

Die vorgenannte Berechnung findet an jedem
Berechnungstag des Anteilswerts statt und eine
erfolgsbezogenen Vergltung wird entsprechend tagld
lich im Fondsvermégen abgegrenzt, d.h. istim Anteill
wert berlcksichtigt.

Der Zeitpunkt der Entnahme einer abgegrenzten erfd
folgsabhangigen Vergltung hat aufgrund der laufen@
den Anpassung der Rickstellung keinen Einfluss auf
den Anteilwert.

(ii) Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergltung bei einer
negativen Wertentwicklung des Fonds und einer negati
ven Wertentwicklung des VergleichsmaBstabs

Eine erfolgsabhangige Vergitung kann auch entnom
men werden, wenn der Fonds eine negative Wertentwicki
lung aufweist, diese Wertentwicklung aber weniger negal?
tiv ist als die Wertentwicklung seines VergleichsmafBstabs
(,Outperformance”).

Beispiel 2:

Der Fonds hat im Vergleichszeitraum einen Wertverlust
von zwei Prozent (- 2 %) erzielt. Der Wertverlust des zuld
grundeliegenden VergleichsmafBstabs betragt im
Vergleichszeitraum hingegen finf Prozent (- 5 %). Unter
Berlicksichtigung dieser Annahmen ergeben sich nachfol@
gende Berechnungen bezogen auf den Anteilwert zum
Beginn des Geschaftsjahres:

a. Berechnung einer Outperformance:

Wertentwicklung des Fonds -2 %

abzlglich Wertentwicklung
der Benchmark -5%

= Outperformance des Fonds +3 %
im Vergleichszeitraum

b. Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:

Der Verlustvortrag aus den vorangegangenen finf
Jahren betragt beispielhaft 1,2 Prozent.

Die unter Buchstabe a. berechnete Outperformance
des Fonds im Vergleichszeitraum wird um den
bespielhaften Verlustvortrag korrigiert, so dass sich
eine verbleibende Outperformance von 1,8 Prozent
errechnet:

3,0 Prozent - 1,2 Prozent = 1,8 Prozent verbleibende
Outperformance.

c. Berechnung des prozentualen Anteils an der erfolgs@
abhangigen Vergltung:
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Die Berechnung des Anteils an der erfolgsabhangil
gen VergUltung sowie die Berlcksichtigung der vereinZ
barten Obergrenze erfolgen wie unter Punkt (i), Beil@
spiel 1, unter Buchstaben c. und d. beschrieben.

Zusétzliche Regeln im Zusammenhang mit dem Erwerb und der
Ricknahme von Investmentanteilen:

Die Gesellschaft berechnet dem Sondervermdgen keine Verwal
tungsvergltung fir erworbene Anteile, wenn das betreffende
bzw. erworbene Sondervermégen von ihr oder einer anderen Gel2
sellschaft verwaltet wird, mit der die Gesellschaft durch eine weld
sentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist
(Konzernzugehorigkeit). Dies wird dadurch erreicht, indem die
Gesellschaft ihre Verwaltungsvergitung fur den auf Anteile an
konzernzugehorigen Zielfonds entfallenden Teil - gegebeneni
falls bis zu ihrer gesamten Héhe — um die von den erworbenen
konzernzugehdrigen Zielfonds berechnete Verwaltungsvergi
tung kirzt.

Geschaftsjahr und Ertragsverwendung

Das Geschéftsjahr des Sondervermogens endet am 31. Marz eild
nes Jahres. Die Jahresberichte erscheinen jeweils zum 31. Mérz;
die Halbjahresberichte zum 30. September.

Die Gesellschaft schittet grundsatzlich die wahrend des Gell
schéftsjahres fiir Rechnung des Sondervermégens angefallenen
und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden
und sonstige — unter Berlicksichtigung des zugehérigen Ertrags?
ausgleichs — jedes Jahr innerhalb von vier Monaten nach Schluss
des Geschéftsjahres an die Anleger aus. Darlber hinaus sind Zwi@
schenausschlttungen jederzeit méglich. Realisierte VerauBed
rungsgewinne — unter Berucksichtigung des zugehorigen Ertrags?
ausgleichs — kénnen ebenfalls zur Ausschiittung herangezogen
werden.

Ferner kénnen Bankguthaben zur Ausschiittung gelangen.

Dies bedeutet, dass die Gesellschaft fir das Sondervermogen
auch Bankguthaben zur Ausschittung heranziehen kann, wenn
der vorgesehene Ausschittungsbetrag weder durch Zinsen, Divil
denden und sonstige Ertrdge noch durch realisierte VeraufB3ed
rungsgewinne oder durch einen vorhandenen Vortrag zur Aus
schittung in spateren Geschaftsjahren abgedeckt werden kann.
Zu einer Zufuhrung aus dem Sondervermogen, auch SubstanzauslZ
schittung genannt, kann es auch dann kommen, wenn beispiels?
weise die realisierten Verluste bei der Ausschittungsberechnung
unberlcksichtigt bleiben. Die Zuflihrung aus dem Sonderverma
gen wird im Jahresbericht des Fonds ausgewiesen und erlautert.

Die Berechnung der Ausschittung erfolgt auf der Grundlage der
§8@ 1 und 12 Kapitalanlage-Rechnungslegungs- und Bewertungs@
verordnung (KARBV).

Soweit die Anteile in einem Depot bei der Union Investment Ser@
vice Bank AG oder bei der Verwahrstelle verwahrt werden, werl
den Ausschittungen kostenfrei gutgeschrieben. Soweit das DelZl
pot bei anderen Kreditinstituten gefihrt wird, konnen zusatzIi
che Kosten entstehen.
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Allgemeine Anlagebedingungen

zur Regelung des Rechtsverhaltnisses zwischen den Anlegern

und der Union Investment Privatfonds GmbH, Frankfurt am Main,
(Gesellschaft) fur die von der Gesellschaft verwalteten Sonderverd
mdgen gemal der OGAW-Richtlinie, die als VNAV-Geldmarkt2
fonds gemaB der EU-Verordnung 2017/1131 ausgestaltet sind.
Die Allgemeinen Anlagebedingungen gelten nur in Verbindung
mit den fir das jeweilige OGAW-Sondervermdgen aufgestellten
Besonderen Anlagebedingungen.

§1

1. Die Gesellschaft ist eine OGAW-Kapitalverwaltungsgeselll
schaft und unterliegt den Vorschriften des Kapitalanlagege®
setzbuchs (KAGB).

Grundlagen

2. Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen
Namen fur gemeinschaftliche Rechnung der Anleger nach
dem Grundsatz der Risikomischung in den nach der EU-
Verordnung 2017/1131 Uber Geldmarktfonds (EU-
Verordnung) zugelassenen Vermégensgegenstanden gesonld
dert vom eigenen Vermogen in Form eines OGAW-Sonderver
maogens an.

Der Geschaftszweck des OGAW-Sondervermégens ist auf die
Kapitalanlage gemaB einer festgelegten Anlagestrategie im
Rahmen einer kollektiven Vermégensverwaltung mittels der
bei ihm eingelegten Mittel beschrankt; eine operative Tatigll
keit und eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung der
gehaltenen Vermogensgegenstande ist ausgeschlossen. Das
OGAW-Sondervermdgen ist als Geldmarktfonds mit varia®
blem Nettoinventarwert (VNAV-Geldmarktfonds — VNAV: Val
riable Net Asset Value) eingerichtet.

3. Das Rechtsverhaltnis zwischen der Gesellschaft und dem Anle
ger richtet sich nach den Allgemeinen Anlagebedingungen
(AABen) und Besonderen Anlagebedingungen (BABen) des
OGAW-Sondervermogens und dem KAGB.

§ 2 Verwahrstelle

1. Die Gesellschaft bestellt fiir das OGAW-Sondervermdégen ein
Kreditinstitut als Verwahrstelle; die Verwahrstelle handelt un@
abhéangig von der Gesellschaft und ausschlieBlich im Interes
se der Anleger.

2. Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich
nach dem mit der Gesellschaft geschlossenen Verwahrstelleni
vertrag, nach dem KAGB und den Anlagebedingungen.

3. Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach MaB3gabe des
§[ 3 KAGB auf ein anderes Unternehmen (Unterverwahrer)
auslagern. Naheres hierzu enthalt der Verkaufsprospekt.

4. Die Verwahrstelle haftet gegeniiber dem OGAW-Sonderver
mogen oder gegentiber den Anlegern fir das Abhandenkom(
men eines verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des §& 2
Absatz@ Nr.Al KAGB durch die Verwahrstelle oder durch
einen Unterverwahrer, dem die Verwahrung von Finanzinstrul2
menten nach §&3 Absatzl KAGB Ubertragen wurde. Die Verf2
wabhrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das
Abhandenkommen auf duBere Ereignisse zurtickzufihren ist,
deren Konsequenzen trotz aller angemessenen Gegenmafz
nahmen unabwendbar waren. Weitergehende Anspriche,

die sich aus den Vorschriften des birgerlichen Rechts auf
Grund von Vertragen oder unerlaubten Handlungen erged
ben, bleiben unberihrt. Die Verwahrstelle haftet auch gegen2
Uber dem OGAW-Sondervermdgen oder den Anlegern fiir
samtliche sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, dass
die Verwahrstelle fahrlassig oder vorsatzlich ihre Verpflichtuniz
gen nach den Vorschriften des KAGB nicht erfallt. Die Haf@
tung der Verwahrstelle bleibt von einer etwaigen Ubertral
gung der Verwahraufgaben nach AbsatZ® Satz? unberlhrt.

§3

1. Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermdgensgegen(

Fondsverwaltung

stande im eigenen Namen fir gemeinschaftliche Rechnung
der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit,
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahri
nehmung ihrer Aufgaben unabhangig von der Verwahrstelle
und ausschlieBlich im Interesse der Anleger.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern einl
gelegten Geld die Vermbégensgegenstande zu erwerben, died
se wieder zu verauBern und den Erlds anderweitig anzulel
gen; sie ist ferner erméchtigt, alle sich aus der Verwaltung
der Vermdgensgegenstande ergebenden sonstigen Rechts
handlungen vorzunehmen.

3. Die Gesellschaft darf fur gemeinschaftliche Rechnung der Anl
leger Gelddarlehen weder gewahren noch aufnehmen, noch
Verpflichtungen aus einem Blrgschafts- oder einem Garantiel
vertrag eingehen; sie darf keine Vermégensgegenstande
nach MaBgabe der Artikel 10, 11 und 16 der EU-Verordnung
verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschaftsabschlusses nicht
zum OGAW-Sondervermdgen gehdren. Artikel 13 der EU-
Verordnung bleibt unberihrt. Die Gesellschaft darf weder di1
rekt noch indirekt, etwa tber Derivate oder Indizes, in Aktien
oder Rohstoffe investieren, Vermégenswerte verleihen oder
leihen und ansonsten keine anderen Geschéfte tatigen, die
die Vermogenswerte des OGAW-Sondervermogens belasten
wurden.

§ 4 Anlagegrundsitze

Das OGAW-Sondervermdgen wird unmittelbar oder mittelbar
nach dem Grundsatz der Risikomischung angelegt. Die Gesell
schaft soll fir das OGAW-Sondervermdgen nur solche Vermé
gensgegenstande erwerben, die Ertrag und/oder Wachstum erfd
warten lassen. Sie bestimmt in den BABen, welche Vermdgensge
genstande fur das OGAW-Sondervermogen erworben werden
darfen.

§ 5 Geldmarktinstrumente

1. Sofern die BABen keine weiteren Einschrankungen vorsehen,
darf die Gesellschaft fir Rechnung des OGAW-Sondervermo@
gens Instrumente, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt gel
handelt werden, erwerben, sofern diese bei der Emission die
rechtliche Falligkeit von nicht mehr als 397 Tagen oder zum
Zeitpunkt ihres Erwerbs fiir das OGAW-Sondervermdgen eine
restliche Laufzeit von héchstens 397 Tagen haben (Geld®
marktinstrumente).
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Geldmarktinstrumente durfen fir das OGAW-Sondervermof
gen nur erworben werden, wenn sie

a) an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europdischen
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkom
mens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Han@
del zugelassen oder dort an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

b) ausschlieBlich an einer Bérse auBerhalb der Mitgliedstaa-
ten der Europaischen Union oder auBBerhalb der anderen
Vertragsstaaten des Abkommens tGber den Europaischen
Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an ei-
nem anderen organisierten Markt zugelassen oder in
diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Bérse
oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt
far Finanzdienstleistungsaufsticht (BaFin) zugelassen ist3,

¢) von der Europaischen Union, dem Bund, einem Sonderver??
mogen des Bundes, einem Land, einem anderen Mit[
gliedstaat oder einer anderen zentralstaatlichen, regionald
len oder lokalen Gebietskorperschaft oder der Zentral@
bank eines Mitgliedstaates der Europédischen Union, der
Europaischen Zentralbank oder der Europaischen Investi?
tionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Buni
desstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder
von einer internationalen &ffentlich-rechtlichen Einrich®
tung, der mindestens ein Mitgliedstaat der Europaischen
Union angehort, begeben oder garantiert werden,

d) von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wert(
papiere auf den unter den Buchstaben a) und b) bezeichf
neten Markten gehandelt werden,

e) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Eurof
paischen Union festgelegten Kriterien einer Aufsicht uni
terstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbe®
stimmungen, die nach Auffassung der BaFin denjenigen
des Rechts der Europdischen Union gleichwertig sind, uni
terliegt und diese einhélt, begeben oder garantiert werl
den, oder

f) von anderen Emittenten begeben werden und diese den
Anforderungen des §@94 Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 KAGB entl?
sprechen.

Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 durfen nur er
worben werden, wenn sie selbst und ihr Emittent im Rahmen
der internen Analyse der Kreditqualitat eine positive Bewer
tung erhalten haben. Dies gilt nicht fir Geldmarktinstru@
mente, die von der Europaischen Union, einer zentralstaatli@l
chen Korperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaats
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum,

der Europaischen Zentralbank, der Européischen Investitions?
bank, dem Europaischen Stabilitdtsmechanismus oder der Eu
ropdischen Finanzstabilisierungsfazilitat emittiert oder garan
tiert wurden.

§ 6 Verbriefungen und ABCPs

1.

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des OGAW-Sondervermaol
gens in Verbriefungen und besicherte Geldmarktpapiere (As@
set Backed Commercial Paper — ABCPs) investieren, wenn dield
se ausreichend liquide sind, im Rahmen der internen Analyse

der Kreditqualitat eine positive Bewertung erhalten haben
und einer der folgenden Kategorien angehéren:

a) Verbriefung der Stufe 2B im Sinne von Artikel 13 der
Delegierten Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission,

b) ein ABCP, das von einem ABCP-Programm mit folgenden
Eigenschaften emittiert wurde:

(i) es wird vollstandig von einem regulierten Kreditinsti
tut unterstltzt, das alle Liquiditats- und Kreditrisiken
und sémtliche erheblichen Verwasserungsrisiken sol
wie die laufenden Transaktionskosten und die laufen
den programmweiten Kosten in Verbindung mit dem
ABCP abdeckt, wenn dies erforderlich ist, um die voll@
standige Zahlung aller Betrédge im Rahmen des ABCP
an Anleger zu garantieren,

(ii) es handelt sich nicht um eine Wiederverbriefung und
die der Verbriefung zugrunde liegenden
Engagements auf der Ebene der ABCP-Transaktionen
umfassen keine Verbriefungspositionen,

(iii

=

es handelt sich nicht um eine Verbriefung, bei der der
Risikotransfer durch Kreditderivate oder Garantien erf
reicht wird und die verbrieften Forderungen bei dem
originierenden Kreditinstitut verbleiben (synthetische
Verbriefung),

c) eine einfache, transparente und standardisierte Verbriel?
fung (STS-Verbriefung), welche die Kriterien und Bedind
gungen der Artikel 20 bis 22 der Verordnung (EU)
2017/2402 erfullt oder ein STS-ABCP, welches den Anfora
derungen der Artikel 24 bis 26 dieser Verordnung entf
spricht.

2. Weitere Voraussetzungen fur Anlagen in Verbriefungen und

ABCPs regeln die BABen.

§ 7 Bewertung der Kreditqualitat

1.

Die Gesellschaft wendet ein sorgfaltiges internes Verfahren
an, um die Kreditqualitdt von Geldmarktinstrumenten,
Verbriefungen und ABCPs unter Berlicksichtigung des Emit
tenten und der Merkmale des jeweiligen Instruments zu beld
stimmen. Sie stellt sicher, dass die zur Bewertung der Kredit®
qualitat genutzten Informationen von ausreichender Quali
tat und aktuell sind, und aus zuverlassigen Quellen stammen.

Das interne Verfahren zur Bewertung der Kreditqualitat ent?
spricht folgenden allgemeinen Grundsatzen:

a) essieht wirksame Verfahren vor, um aussagekréftige In@
formationen zum Emittenten und zu den Merkmalen des
Instruments zu erhalten und auf aktuellem Stand zu hal@
ten;

b) es stellt durch angemessene MaBnahmen sicher, dass die
verfiigbaren maBgeblichen Informationen eingehend
analysiert werden und allen relevanten Faktoren, die die
Bonitat des Emittenten und die Kreditqualitat des Instrul
ments beeinflussen, Rechnung getragen wird;

c) eswird fortlaufend Uberwacht und alle Bewertungen der
Kreditqualitdt werden mindestens einmal jahrlich Gber
pruft;

d) essorgt fir eine Neubewertung der Kreditqualitat, wenn
eine wesentliche Verédnderung des externen Ratings von
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Geldmarktinstrumenten, Verbriefungen und ABCPs Ausl?
wirkungen auf die bestehende Bewertung des jeweiligen
Instruments haben kann, ohne dass ein automatischer
und UberméaBiger Ruckgriff auf externe Ratings gemaf
Artikel 5a der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 erfolgt;

e) esstitzt sich auf sorgfaltige, systematische und
durchgangige Bewertungsmethoden, die anhand
historischer Erfahrungswerte und empirischer Nachweise,
einschlieBlich Rickvergleichen, validiert werden. Die Beld
wertungsmethoden werden mindestens einmal jahrlich
im Hinblick darauf tberprift, ob sie dem aktuellen Portfol
lio und den duBBeren Rahmenbedingungen noch ange
messen sind. Etwaige Fehler in den Methoden oder deren
Anwendung werden umgehend behoben;

f) bei Anderung der verwendeten Methoden, Modelle oder
grundlegenden Annahmen fiir das interne Verfahren werl
den alle davon betroffenen internen Bewertungen der
Kreditqualitat so schnell wie moglich Gberpruft.

§ 8 Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des OGAW-Sondervermogens
Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von hochstens zwolf Mol
naten haben. Die Guthaben kénnen als Sichteinlagen oder jeder
zeit kiindbare Einlagen bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Verfd
tragsstaat des Abkommens Giber den Europaischen Wirtschafts?
raum unterhalten werden; die Guthaben kénnen auch bei einem
Kreditinstitut mit Sitz in einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestim@
mungen nach Auffassung der BaFin denjenigen des Rechts der
Europaischen Union gleichwertig sind, gehalten werden. Sofern

in den BABen nichts anderes bestimmt ist, kdnnen die BankguthalZz
ben auch auf Fremdwahrung lauten.

§ 9 Anteile anderer Geldmarktfonds

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die
Gesellschaft fir Rechnung des OGAW-Sondervermoégens Anteile
an anderen Geldmarktfonds erwerben, die gemaB der EU-
Verordnung zugelassen sind (Anteile anderer Geldmarktfonds),
wenn alle nachstehend genannten Voraussetzungen erfullt sind:

a) nach den Vertragsbedingungen oder der Satzung des Geld®
marktfonds, in den investiert werden soll, dirfen insgesamt
nicht mehr als 10 Prozent seiner Vermogenswerte in Anteile
anderer Geldmarktfonds angelegt werden,

b) der Geldmarktfonds, in den investiert werden soll, halt keine
Anteile am OGAW-Sondervermdgen.

§ 10 Derivate

1. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann
die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des OGAW-Son@
dervermoégens Finanzderivate unter den folgenden Vorausset?
zungen einsetzen:

a) bei den Basiswerten des Derivats handelt es sich um Zins@
satze, Wechselkurse, Wahrungen oder die vorgenannten
Basiswerte nachbildende Indizes,

b) das Derivat dient einzig und allein der Absicherung der

mit anderen Anlagen des OGAW-Sondervermdégens verfl
bundenen Zinssatz- oder Wechselkursrisiken,

c) das Derivat wird auBerbérslich gehandelt oder es ist alterl
nativ:

(i) an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europai@
schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum
zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbel
zogen,

(i) ausschlieBlich an einer Borse auBerhalb der Mit-
gliedstaaten der Europdischen Union oder auBerhalb
der anderen Vertragsstaaten des Abkommens Gber
den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zu-
gelassen oder dort an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen, sofern
die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten
Marktes von der BaFin zugelassen ist*.

Die Gesellschaft darf nur in auBerbérslich gehandelte Derivald
te investieren, die einer zuverldssigen und Uberprifbaren Bel
wertung auf Tagesbasis unterliegen und jederzeit zum reled
vanten Zeitwert verduBert, liquidiert oder durch ein Gegengel?
schaft glattgestellt werden konnen. Die Gegenparteien des
auBerborslichen Derivategeschafts mussen regulierte und
beaufsichtigte Institute einer von der BaFin zugelassenen Kal
tegorien sein.

Sie darf — der Art und dem Umfang der eingesetzten Derivate
und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente entspreld
chend —zur Ermittlung der Auslastung der nach §@97 Absatz
2 KAGB festgesetzten Marktrisikogrenze fiir den Einsatz von
Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Kompol
nente entweder den einfachen oder den qualifizierten An@
satz im Sinne der gemaf §M 97 Absatz 3 KAGB erlassenen
.Verordnung Uber Risikomanagement und Risikomessung
beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensi@
onsgeschaften in Investmentvermdgen nach dem KapitalanlalZ
gegesetzbuch” (DerivateV) nutzen; das Nahere regelt der Verl2
kaufsprospekt.

Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie
regelmaBig nur Grundformen von Derivaten und Finanzin@
strumenten mit derivativer Komponente oder Kombinatiod
nen aus diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer
Komponente sowie gemaB Artikel 13 a) der EU-Verordnung
zulassigen Basiswerten im OGAW-Sondervermdgen einsetl?
zen. Komplexe Derivate mit gemaf Artikel 13 a) der EU-
Verordnung zuldssigen Basiswerten dirfen nur zu einem ver2
nachlassigbaren Anteil eingesetzt werden. Der nach Ma3gal
be von §@ 6 DerivateV zu ermittelnde Anrechnungsbetrag
des OGAW-Sondervermoégens flr das Marktrisiko darf zu keil@
nem Zeitpunkt den Wert des Sondervermégens Ubersteigen.

Grundformen von Derivaten sind:

a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach Artikel 13 a) der
EU-Verordnung;

b) Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach
Artikel 13 a) der EU-Verordnung und auf Terminkontrak®
te nach Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigenschafi
ten aufweisen:

aa) eine Auslbung ist entweder wahrend der gesamten
Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit moglich und
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bb) der Optionswert hdngt zum Austibungszeitpunkt linel
ar von der positiven oder negativen Differenz zwil
schen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts ab
und wird null, wenn die Differenz das andere Vorzei@
chen hat;

c) Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wahrungsswaps;

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die in
Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und bb) beschriebel
nen Eigenschaften aufweisen (Swaptions);

e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basis
wert beziehen (Single Name Credit Default Swaps).

Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf
sie —vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagementsys®
tems — in jegliche Finanzinstrumente mit derivativer Kompo
nente oder Derivate investieren, die von einem gema0 Artikel
13 a) der EU-Verordnung zulassigen Basiswert abgeleitet
sind.

Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermdgen zuzuordnen
de potenzielle Risikobetrag fur das Marktrisiko (Risikobetrag)
zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobel
trags fur das Marktrisiko des zugehdrigen Vergleichsvermol
gens gemaR §@ der DerivateV Ubersteigen. Alternativ darf
der Risikobetrag zu keinem Zeitpunkt 20 Prozent des Wertes
des OGAW-Sondervermdgens Ubersteigen.

Unter keinen Umstanden darf die Gesellschaft bei diesen Geld
schaften von den in den Anlagebedingungen oder von den
im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrundsatzen und -
grenzen abweichen.

Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze fiir den Einsatz von
Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Kompol
nente darf die Gesellschaft jederzeit gemaB §® Satz 3 der Del@
rivateV zwischen dem einfachen und dem qualifizierten An@
satz wechseln. Der Wechsel bedarf nicht der Genehmigung
durch die BaFin, die Gesellschaft hat den Wechsel jedoch un2
verzuglich der BaFin anzuzeigen und im nachstfolgenden
Halbjahres- oder Jahresbericht bekannt zu machen.

Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit deril
vativer Komponente wird die Gesellschaft die DerivateV beld
achten.

§ 11 Emittentengrenzen und Anlagegrenzen

1.

Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die in der EU-
Verordnung, in der DerivateV und in den Anlagebedingunf
gen festgelegten Grenzen und Beschrankungen zu beachten.

Geldmarktinstrumente, Verbriefungen und ABCPs, einschlie3@
lich der in Pension genommenen Vermégenswerte desselben
Emittenten durfen bis zu 5 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermogens erworben werden; in diesen Werten dur
fen jedoch bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sonder
vermogens angelegt werden, wenn dies in den BABen vorgel
sehen ist und der Gesamtwert der Geldmarktinstrumente,
Verbriefungen und ABCPs dieser Emittenten, in die Gber 5
Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens investiert
werden, insgesamt 40 Prozent des Wertes des OGAW-SonderZ
vermdgens nicht Gbersteigt. Die Emittenten von Geldmarktin@
strumenten, Verbriefungen und ABCPs sind auch dann im

Rahmen der in Satz 1 genannten Grenzen zu bertcksichtil
gen, wenn die von diesen emittierten Geldmarktinstru
menten, Verbriefungen und ABCPs mittelbar tiber andere im
OGAW enthaltenen Wertpapiere, die an deren Wertentwick
lung gekoppelt sind, erworben werden. Die Gesellschaft kann
bis zu 20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermogens
in Verbriefungen und ABCPs anlegen, wobei bis zu 15 Pro
zent des Wertes des OGAW-Sondervermadgens in
Verbriefungen und ABCPs investiert werden durfen, die nicht
die Kriterien fur STS-Verbriefungen und STS-ABCPs im Sinne
von §® Absatz 1 c) erfillen.

Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, die von dem@
selben Kreditinstitut begeben wurden, das seinen Sitz in eil
nem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem anfd
deren Vertragsstaat des Abkommens tber den Europaischen
Wirtschaftsraum hat und aufgrund gesetzlicher Vorschriften
zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer
besonderen 6ffentlichen Aufsicht unterliegt, bis zu 10 Pro@
zent des Wertes des OGAW-Sondervermégens anlegen. Vorf
aussetzung ist, dass die Ertrage aus der Emission dieser
Schuldverschreibungen gemaB den gesetzlichen Vorschriften
in Vermogenswerten angelegt werden, mit denen wahrend
der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibung die sich da@
raus ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend gedeckt werf
den und die bei einer etwaigen Zahlungsunfahigkeit des Emitl?
tenten vorrangig fur die fallig werdende Rickzahlung des KalZ
pitals und die Zahlung der aufgelaufenen Zinsen bestimmt
sind. Legt die Gesellschaft mehr als 5 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens in Schuldverschreibungen dessel®
ben Emittenten nach Satz 1 an, so darf der Gesamtwert dield
ser Schuldverschreibungen 40 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens nicht Gbersteigen.

In Schuldverschreibungen, die von demselben Kreditinstitut
begeben wurden, darf die Gesellschaft jeweils bis zu 20 Prof
zent des Wertes des OGAW-Sondervermégens anlegen, sol?
fern es sich um gedeckte Schuldverschreibungen duBerst ho
her Qualitat im Sinne des Artikels 10 Absatz 1 Buchstabe f
oder des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe c der Delegierten
Verordnung (EU) 2015/61 handelt und die Voraussetzung
nach Absatz 3 Satz 2 erfullt ist. Legt die Gesellschaft mehr als
5 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermogens in SchuldZ
verschreibungen desselben Emittenten nach Satz 1 an, so
darf der Gesamtwert dieser Anlagen, einschlieBlich etwaiger
Anlagen in Vermogenswerte nach Absatz 3 Satz 2 unter Be?
achtung der dort festgelegten Obergrenzen, 60 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermoégens nicht Gbersteigen.

Die Grenze in Absatz 2 darf fur Geldmarktinstrumente dessel®
ben Emittenten nach MaBgabe von Artikel 17 Absatz 7 der
EU-Verordnung Uberschritten werden, sofern die BABen dies
unter Angabe der betreffenden Emittenten ausdrtcklich vor
sehen. In diesen Fallen missen die fir Rechnung des OGAW-
Sondervermdgens gehaltenen Geldmarktinstrumente aus
mindestens sechs verschiedenen Emissionen des betreffeni
den Emittenten stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent
des Wertes des OGAW-Sondervermdgens in einer Emission
gehalten werden dirfen.

Die Gesellschaft darf nur bis zu 10 Prozent des Wertes des
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10.

11.

OGAW-Sondervermogens in Bankguthaben bei demselben
Kreditinstitut anlegen.

In Anteile anderer Geldmarktfonds darf die Gesellschaft nur
bis zu 17,5 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens
anlegen, wobei nicht mehr als 5 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermogens in Anteile eines einzigen Geld?
marktfonds investiert werden dirfen.

Der Anrechnungsbetrag fur das Kontrahentenrisiko auf
Grund der mit einer Gegenpartei eingegangenen Geschéafte
mit OTC-Derivaten darf zusammengenommen nicht mehr als
5 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens ausmall
chen.

Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination

aus:

a) Geldmarktinstrumenten, Verbriefungen und ABCPs die
von ein und derselben Einrichtung begeben werden,

b) Einlagen bei dieser Einrichtung und

c) Anrechnungsbetrégen fur das Kontrahentenrisiko der
mit dieser Einrichtung eingegangenen OTC-
Derivategeschéfte,

15 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdégens nicht
Ubersteigt.

Gesellschaften, die zur Erstellung eines konsolidierten
Jahresabschlusses nach der Richtlinie 2013/34/EU verpflich
tet sind oder nach den anerkannten internationalen Vorschriff
ten der Rechnungslegung in die Unternehmensgruppe einbel
zogen werden, gelten bei der Berechnung der
Anlageobergrenzen nach Absatzen 2 und 6 bis 8 als ein einzi
ger Emittent.

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des OGAW-Sondervermol
gens nicht mehr als 10 Prozent der Geldmarktinstrumente,
Verbriefungen und ABCPs eines einzigen Emittenten halten.
Dies gilt nicht fir entsprechende Vermdgenswerte, die von
den in Artikel 18 Absatz 2 der EU-Verordnung genannten Ein@
richtungen emittiert oder garantiert werden.

§ 12 Verschmelzung

1.

Die Gesellschaft darf nach MaBgabe der §§M81 bis 191 KAGB

a) samtliche Vermdgensgegenstande und Verbindlichkeiten
dieses OGAW-Sondervermogens auf ein anderes bestel
hendes oder ein neues, dadurch gegriindetes OGAW-Sonl
dervermogen, oder einen EU-OGAW oder eine OGAW-InlZ
vestmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital
Ubertragen;

b) samtliche Vermégensgegenstande und Verbindlichkeiten
eines anderen offenen Publikumsinvestmentvermogens
in dieses OGAW-Sondervermdgen aufnehmen.

Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der jeweils zul?l
standigen Aufsichtsbehorde. Die Einzelheiten des Verfahrens
ergeben sich aus den §8@82 bis 191 KAGB.

Das OGAW-Sondervermdgen darf nur mit einem Publikumsini
vestmentvermdgen verschmolzen werden, das kein OGAW

ist, wenn das Ubernehmende oder neugegriindete Invest®
mentvermdgen weiterhin ein OGAW ist. Verschmelzungen eil@
nes EU-OGAW auf das OGAW-Sondervermdgen kénnen dar

Uber hinaus gemaB den Vorgaben des Artikels® Absatz7l
Buchstabel® Zifferfdii der Richtlinie 2009/65/EG erfolgen.

§ 13 Pensionsgeschafte

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des OGAW-Sondervermogens

unter Einhaltung einer Frist von hdchstens zwei Arbeitstagen jeld

derzeit kiindbare Pensionsgeschafte abschlieBen, wenn alle nach

stehend genannten Voraussetzungen erfillt sind:

a)

b)

o]

das Pensionsgeschaft wird voriibergehend, tber einen Zeit®
raum von nicht mehr als sieben Arbeitstagen, nur far Zwecke
des Liquiditdatsmanagements abgeschlossen,

die im Rahmen des Pensionsgeschafts erzielten
Mittelzufllsse gehen nicht Gber 10 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens hinaus und werden ausschlieB3lich
als Einlagen im Sinne des §@ 95 KAGB hinterlegt oder in Verl
mogenswerte im Sinne des Artikel 15 Absatz 6 der EU-
Verordnung investiert,

die Gegenpartei, die Empfanger der vom Geldmarktfonds im
Rahmen des Pensionsgeschéfts Ubertragenen Vermdgenswerlz
te ist, darf diese Vermdgenswerte ohne vorherige Zustimf@
mung der Gesellschaft weder verduBern, investieren, verpfani
den oder anderweitig tbertragen.

§ 14 Umgekehrte Pensionsgeschafte

1.

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des OGAW-Sondervermol
gens unter Einhaltung einer Frist von héchstens zwei
Arbeitstagen jederzeit kindbare umgekehrte Pensionsge
schéfte abschlieBen, wenn alle nachfolgend genannten Vorfa
aussetzungen erfullt sind:

a) die Vermogenswerte, die die Gesellschaft auf Rechnung
des OGAW-Sondervermdégens im Rahmen des umgekehr
ten Pensionsgeschafts entgegennimmt, sind fir das
OGAW-Sondervermdgen erwerbbare Geldmarktinstru@
mente,

b) die Vermdgenswerte, die die Gesellschaft auf Rechnung
des OGAW-Sondervermdgens im Rahmen des umgekehr@
ten Pensionsgeschéafts entgegennimmt, werden weder
veraufBert noch reinvestiert, verpfandet oder in anderer
Weise Ubertragen,

¢) der Marktwert der im Rahmen des umgekehrten Pensill
onsgeschéfts entgegengenommenen Vermdgenswerte
ist jederzeit mindestens gleich dem Wert der
ausgezahlten Barmittel.

Die Gesellschaft muss dafurr sorgen, dass sie jederzeit die
gesamten Barmittel entweder auf zeitanteiliger Basis
oder auf Basis der Bewertung zu Marktpreisen abrufen
kann.

Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a) kann die Gesellschaft
fur Rechnung des OGAW-Sondervermdgens im Rahmen eild
nes umgekehrten Pensionsgeschéfts Gbertragbare Wertpapiel
re und andere als fir das OGAW-Sondervermégen erwerbbal
re Geldmarktinstrumente entgegennehmen, sofern die Kre
ditqualitat dieser Vermdgenswerte von der Gesellschaft nach
den gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren positiv beurteilt
wird und sie eine der folgenden Voraussetzungen erfillen:

a) sie werden von der Europaischen Union, einer zentral?
staatlichen Kérperschaft oder der Zentralbank eines
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Mitgliedsstaats der Europaischen Union oder eines andel
ren Vertragsstaats des Abkommens Gber den Europail
schen Wirtschaftsraum, der Europaischen Zentralbank,
der Europaischen Investitionsbank, der Europaischen
Finanzstabilisierungsfazilitdt oder dem Europdischen
Stabilitatsmechanismus emittiert oder garantiert,

b) sie werden von einer zentralstaatlichen Koérperschaft
oder der Zentralbank eines Drittlands emittiert oder gal@
rantiert.

Die im Rahmen eines umgekehrten Pensionsgeschéfts
nach diesem Absatz entgegengenommenen Vermogensl
werte mussen im Sinne des Artikel 2 der Delegierten Ver2
ordnung (EU) 2018/990 der Kommission vom 10.04.2018
liquide sein und die Anforderungen nach §@ 1 Absatz 5
erfallen.

Verbriefungen und ABCPs dirfen im Rahmen eines umgeld
kehrten Pensionsgeschafts auf Rechnung des OGAW-Sonder
vermdgens nicht von der Gesellschaft entgegengenommen
werden.

Die Vermogenswerte, die die Gesellschaft im Rahmen von umg
gekehrten Pensionsgeschéaften fir Rechnung des OGAW-Sonf
dervermogens entgegennimmt, missen ausreichend diversifill
ziert sein und von einer Einrichtung ausgegeben werden, die
von der Gegenpartei des umgekehrten Pensionsgeschafts un
abhéngig ist und voraussichtlich keine hohe Korrelation mit
der Leistung der Gegenpartei aufweist. Die von demselben
Emittenten ausgegebenen Vermogenswerte dirfen hochs?
tens 15 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens
ausmachen, es sei denn, es handelt sich um Vermogenswerte
im Sinne des §@ 1 Absatz 5.

Die Barmittel, die die Gesellschaft fir Rechnung des OGAW-
Sondervermégens bei umgekehrten Pensionsgeschaften der2
selben Gegenpartei liefert, dirfen zusammengenommen 15
Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens nicht iberl
steigen.

§ 15 Anteile

1.

Die Anteile am Sondervermdgen lauten auf den Inhaber und
werden in Anteilscheinen verbrieft oder als elektronische An2
teilscheine begeben. Verbriefte Anteilscheine werden in eild
ner Sammelurkunde verbrieft; die Ausgabe von
Einzelurkunden ist ausgeschlossen. Mit dem Erwerb eines An
teils am Sondervermdgen erwirbt der Anleger einen
Miteigentumsanteil an der Sammelurkunde. Dieser ist Uber(d
tragbar, soweit in den BABen nichts Abweichendes geregelt
ist.

Die Anteile konnen verschiedene Ausgestaltungsmerkmale,
insbesondere hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgal
beaufschlags, des Riicknahmeabschlags, der Wahrung des Anz
teilwertes, der Verwaltungsvergitung, der Mindestanlage
summe oder einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklas@
sen) haben. Die Einzelheiten sind in den BABen festgelegt.

§ 16 Ausgabe und Riicknahme von Anteilen, Be

1.

schrankung und Aussetzung der Riicknah2
me

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundséatzlich nicht

beschrankt. Die Gesellschaft behélt sich vor, die Ausgabe von
Anteilen voriibergehend oder vollstandig einzustellen.

Die Anteile kénnen bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle
oder durch Vermittlung Dritter erworben werden. Die BABen
kénnen vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern
erworben und gehalten werden dirfen.

Die Anleger kdnnen von der Gesellschaft die Riicknahme der
Anteile verlangen. Die BABen konnen Riickgabefristen vorse
hen. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils
geltenden Riicknahmepreis fiir Rechnung des OGAW-Sonder{
vermoégens zurlickzunehmen. Riicknahmestelle ist die Verl
wahrstelle.

Soweit in den BABen nichts Abweichendes geregelt ist, bleibt
der Gesellschaft jedoch vorbehalten, die Ricknahme von AnlZ
teilen fur bis zu 15 Arbeitstage zu beschréanken, wenn die an
einem Wertermittlungstag gemaf §@ 7 Absatz
auszufuhrenden Riickgabeverlangen der Anleger einen
Schwellenwert erreichen, ab dem die Riickgabeverlangen auf
grund der Liquiditatssituation der Vermdgensgegenstande
des Sondervermogens nicht mehr im Interesse der Gesamtf?
heit der Anleger ausgefiihrt werden kénnen. Der
Schwellenwert ist in den BABen als prozentualer Anteil des
Nettoinventarwertes des Sondervermdgens festgelegt.

In diesem Fall wird die Gesellschaft dem Rickgabeverlangen
je Anleger nur anteilig entsprechen, im Ubrigen entfallt die
Ricknahmepflicht. Dies bedeutet, dass jede Riicknahmeorder
nur anteilig ausgefuhrt wird. Der nicht ausgefuhrte Teil der
Order (Restorder) wird von der Gesellschaft auch nicht zu eil@
nem spateren Zeitpunkt ausgefiihrt, sondern verfallt (Pro-
Rata-Ansatz mit Verfall der Restorder).

Weitere Einzelheiten zum Verfahrensablauf der
Ricknahmebeschrankung sind dem Verkaufsprospekt zu ent@
nehmen. Die Gesellschaft hat die Beschrankung der Ricknahf
me der Anteile sowie deren Aufhebung unverziglich auf ih@
rer Internetseite zu ver6ffentlichen.

Der Gesellschaft bleibt zudem vorbehalten, die Ricknahme
der Anteile gemaB §@8 Absatz 2 KAGB auszusetzen, wenn
auBergewdhnliche Umsténde vorliegen, die eine Aussetzung
unter Berlcksichtigung der Interessen der Anleger erforder
lich erscheinen lassen.

Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im
Bundesanzeiger und dariber hinaus in einer hinreichend ver@
breiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in denin dem
Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsf
medien Uber die Aussetzung gemaf Absatz 5 und die Wieder
aufnahme der Riicknahme zu unterrichten. Die Anleger sind
Uber die Aussetzung und Wiederaufnahme der Riicknahme
der Anteile unverziiglich nach der Bekanntmachung im Bun@
desanzeiger mittels eines dauerhaften Datentragers zu unter
richten.

§ 17 Ausgabe- und Riicknahmepreise

1.

Soweit in den BABen nichts Abweichendes geregelt ist, wird
zur Ermittlung des Ausgabe- und Riicknahmepreises der An
teile der Nettoinventarwert (Summe der Verkehrswerte der
zu dem OGAW-Sondervermdgen gehdrenden Vermogensgel
genstande abzlglich der Verbindlichkeiten) nach der Bewerf2
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tung zu Marktpreisen oder der Bewertung zu Modellpreisen
oder beiden Methoden ermittelt und durch die Zahl der um
laufenden Anteile geteilt (Anteilwert). Werden gemaf §@5
Absatz 2 unterschiedliche Anteilklassen fur das OGAW-Son@
dervermogen eingeflhrt, ist der Anteilwert sowie der Ausgal
be- und Ricknahmepreis fur jede Anteilklasse gesondert zu
ermitteln.

Die Bewertung der Vermdgensgegenstande erfolgt gemaR
Artikel 29 Absatz 1 bis 4 der EU-Verordnung sowie §868
und 169 KAGB und der Kapitalanlage-Rechnungslegungs-
und Bewertungsverordnung (KARBV).

2. Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Son
dervermogen, gegebenenfalls zuzlglich eines in den BABen
festzusetzenden Ausgabeaufschlags gemaf §@165 Absatz 2
Nummer 8 KAGB. Der Riicknahmepreis entspricht dem Anteill@
wert am OGAW-Sondervermdgen, gegebenenfalls abziglich
eines in den BABen festzusetzenden Riicknahmeabschlags gelZ
maf §@ 65 Absatz 2 Nummer 8 KAGB.

3. Der Abrechnungsstichtag fur Anteilerwerbs- und Riicknahmefd
auftrage ist spatestens der auf den Eingang des
Anteilerwerbs- bzw. Rlicknahmeauftrags folgende Werter®
mittlungstag, soweit in den BABen nichts anderes bestimmt
ist.

4. Der Nettoinventarwert, der Anteilwert sowie der Ausgabe-
und Ricknahmepreis werden fir folgende Tage (Wertermitt?
lungstage) ermittelt: Montag bis Freitag auB3er an gesetzIi?l
chen Feiertagen in Frankfurt am Main, Hessen, und auBer am
24.und 31. Dezember. In den BABen kénnen dariber hinaus
weitere Tage angegeben sein, die keine Wertermittlungstage
sind. Der Anteilwert wird im 6ffentlichen Bereich der Internet?
seite der Gesellschaft veroffentlicht.

§ 18 Kosten

In den BABen werden die Aufwendungen und die der Gesell?
schaft, der Verwahrstelle und Dritten zustehenden Vergltungen,
die dem OGAW-Sondervermdgen belastet werden kénnen, gell
nannt. Fir VergUtungen im Sinne von Satz 1 ist in den BABen dar@
Uber hinaus anzugeben, nach welcher Methode, in welcher Hohe
und aufgrund welcher Berechnung sie zu leisten sind.

§ 19 Rechnungslegung

1. Spatestens vier Monate nach Ablauf des Geschéftsjahres des
OGAW-Sondervermogens macht die Gesellschaft einen Jahi
resbericht einschlieBlich Ertrags- und Aufwandsrechnung gefd
maB §A01 Absatzd, 2@ind 4 KAGB bekannt.

2. Spatestens zweiMonate nach der Mitte des Geschéaftsjahres
macht die Gesellschaft einen Halbjahresbericht geman § 03
KAGB bekannt.

3. Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sondervermo
gens wahrend des Geschaftsjahres auf eine andere KapitalverZ
waltungsgesellschaft Gbertragen oder das OGAW-Sonderver®
mdgen wahrend des Geschaftsjahres auf ein anderes OGAW-
Sondervermogen, eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft
mit veranderlichem Kapital oder einen EU-OGAW verschmol®
zen, so hat die Gesellschaft auf den Ubertragungsstichtag
einen Zwischenbericht zu erstellen, der den Anforderungen
an einen Jahresbericht gemal Absatz@ entspricht.

Wird das OGAW-Sondervermogen abgewickelt, hat die Ver
wahrstelle jahrlich sowie auf den Tag, an dem die Abwick[
lung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu erstellen, der
den Anforderungen an einen Jahresbericht gemaB Absatz 1
entspricht.

Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Verwahrstelle
und weiteren Stellen, die im Verkaufsprospekt und im
Basisinformationsblatt anzugeben sind, erhaltlich; sie werden
ferner im Bundesanzeiger bekannt gemacht.

§ 20 Kiindigung und Abwicklung des OGAW-

Sondervermégens

Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sonderver(
mogens mit einer Frist von mindestens sechs@onaten durch
Bekanntmachung im Bundesanzeiger und dariber hinaus im
Jahresbericht oder Halbjahresbericht kiindigen. Die Anleger
sind Uber eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kiindigung mit
tels eines dauerhaften Datentrdgers unverziglich zu unter@
richten.

Mit dem Wirksamwerden der Kiindigung erlischt das Recht
der Gesellschaft, das OGAW-Sondervermégen zu verwalten.
In diesem Falle geht das OGAW-Sondervermégen bzw. das
Verfigungsrecht Gber das OGAW-Sondervermdgen auf die
Verwahrstelle tber, die es abzuwickeln und an die Anleger zu
verteilen hat. Fur die Zeit der Abwicklung hat die Verwahrstell
le einen Anspruch auf Vergutung ihrer Abwicklungstatigkeit
sowie auf Ersatz ihrer Aufwendungen, die fiir die Abwicklung
erforderlich sind. Mit Genehmigung der BaFin kann die Ver
wahrstelle von der Abwicklung und Verteilung absehen und
einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft die Verwal@
tung des OGAW-Sondervermdgens nach MaBgabe der bishe
rigen Anlagebedingungen Ubertragen.

Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungs?
recht nach MaBgabe des §@9 KAGB erlischt, einen Auflo@
sungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen
Jahresbericht nach 820 Absatz 1 entspricht.

§ 21 Wechsel der Kapitalverwaltungsgesell@

schaft und der Verwahrstelle

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfliigungsrecht
Uber das OGAW-Sondervermdégen auf eine andere Kapitalver®
waltungsgesellschaft Gibertragen. Die Ubertragung bedarf

der vorherigen Genehmigung durch die BaFin.

Die genehmigte Ubertragung wird im Bundesanzeiger und
darlber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht sold
wie in den im Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen
Informationsmedien bekannt gemacht. Die Ubertragung
wird frihestens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung im
Bundesanzeiger wirksam.

Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle fir das OGAW-Son
dervermoégen wechseln. Der Wechsel bedarf der Genehmil
gung der BaFin.

§ 22 Anderungen der Anlagebedingungen

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen andern.

2. Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen der vorherifl

gen Genehmigung durch die BaFin.
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3. Samtliche vorgesehenen Anderungen werden im Bundesan
zeiger und dartber hinaus in einer hinreichend verbreiteten
Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den im Verkaufspro@
spekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien beld
kannt gemacht. In einer Ver&ffentlichung nach Satz 1 ist auf
die vorgesehenen Anderungen und ihr Inkrafttreten hinzuf
weisen. Im Falle von anlegerbenachteiligenden Kostenandeld
rungen im Sinne des § 162 Absatz 2 Nummer 11 KAGB oder
anlegerbenachteiligenden Anderungen in Bezug auf wesent
liche Anlegerrechte sowie im Falle von Anderungen der Anlal
gegrundsatze des OGAW-Sondervermégens im Sinne des §
163 Absatz 3 KAGB sind den Anlegern zeitgleich mit der Be2
kanntmachung nach Satz 1 die wesentlichen Inhalte der vorl
gesehenen Anderungen der Anlagebedingungen und ihre
Hintergriinde in einer verstandlichen Art und Weise mittels eil
nes dauerhaften Datentragers zu Ubermitteln. Im Falle von
Anderungen der bisherigen Anlagegrundsatze sind die Anlefl
ger zusatzlich Gber ihre Rechte nach § 163 Absatz 3 KAGB zu
informieren.

4. Die Anderungen treten friihestens am Tag nach ihrer Bel
kanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft, im Falle von Anf
derungen der Kosten und der Anlagegrundséatze jedoch nicht
vor Ablauf von vier Wochen nach der entsprechenden Be2
kanntmachung.

§ 23 Erfiallungsort

Erfullungsort ist der Sitz der Gesellschaft.

§ 24 Streitbeilegungsverfahren

Die Gesellschaft hat sich zur Teilnahme an
Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle verpflichtet. Bei Streitigkeiten koni
nen Verbraucher die Ombudsstelle fur Investmentfonds des BVI
Bundesverband Investment und Asset Management e.V. als zull
standige Verbraucherschlichtungsstelle anrufen. Die Gesellschaft
nimmt an Streitbeilegungsverfahren vor dieser Schlichtungsstelle
teil.

Die Kontaktdaten lauten: Bliro der Ombudsstelle des BVI Bundesi
verband Investment und Asset Management e.V., Unter den Linl
den 42, 10117 Berlin, www.ombudsstelle-investmentfonds.de.

Die Europaische Kommission hat unter
www.ec.europa.eu/consumers/odr eine europdische Online-
Streitbeilegungsplattform eingerichtet. Verbraucher kénnen diel?
se flir die auBergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten aus
Online-Kaufvertragen oder Online-Dienstleistungsvertragen nut@
zen. Die E-Mail-Adresse der Gesellschaft lautet: service@union-
investment.de.
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Besondere Anlagebedingungen

zur Regelung des Rechtsverhaltnisses zwischen den Anlegern

und der Union Investment Privatfonds GmbH, Frankfurt am Main,
(Gesellschaft) fur das von der Gesellschaft verwaltete, als
Standard-VNAV-Geldmarktfonds aufgelegte OGAW-Sonderverd
mogen gemaB der OGAW-Richtlinie (nachfolgend ,Sondervermal
gen” genannt)

UnionGeldmarktFonds,

die nur in Verbindung mit den fir dieses Sondervermégen von
der Gesellschaft aufgestellten Allgemeinen Anlagebedingungen
(AABen) gelten.

Anlagegrundsatze und Anlagegrenzen
§1

In das Sondervermégen kénnen folgende Vermdgensgegenstani

Vermoégensgegenstiande

de aufgenommen werden:

1. Geldmarktinstrumente gemaB § 5 der AABen. Abweichend
von § 5 Absatz 1 der AABen diirfen fiir das Sondervermégen
auch Geldmarktinstrumente mit einer Restlaufzeit von bis zu
zwei Jahren bis zum Zeitpunkt der rechtlichen Kapitaltilgung
erworben werden, sofern die Zeitspanne bis zum Termin der
nachsten Zinsanpassung im Sinne des Artikel 10 Absatz 2 der
EU-Verordnung nicht mehr als 397 Tage betragt.

2. Verbriefungen und ABCPs gemé&B § 6 der AABen, wenn
eine der folgenden Bedingungen, soweit anwendbar, erfullt
ist:

a) die rechtliche Falligkeit bei der Emission oder die Restlaufl?
zeit der Verbriefung oder des ABPCs betragt nicht mehr
als zwei Jahre und die Zeitspanne bis zum Termin der
nachsten Zinsanpassung nicht mehr als 397 Tage;

b) diein §® Absatz 1 a) und c) der AABen genannten
Verbriefungen sind amortisierende Instrumente mit
gewichteter durchschnittlicher Restlaufzeit von nicht
mehr als zwei Jahren.

3. Bankguthaben geméB § 8 der AABen.
4. Anteile anderer Geldmarktfonds gemaB § 9 der AABen.

5. Derivate gemaB § 10 der AABen.

§ 2 Pensionsgeschafte und umgekehrte Pensil
onsgeschéafte

Der Abschluss von Pensionsgeschaften und umgekehrten Pensil
onsgeschaften gemaB den §8M 3 und 14 der AABen ist nicht beld
schrankt. Die in Pension genommenen Geldmarktinstrumente,
Verbriefungen und ABCPs sind auf die Anlagegrenzen des Artikel
17 der EU-Verordnung anzurechnen. In Pension genommenen
Anteile an anderen Geldmarktfonds sind auf die Anlagegrenzen
des Artikel 16 Absatz 2 und 3 der EU-Verordnung anzurechnen.

§ 3 Anlageziel

Vorrangiges Anlageziel des Sondervermégens ist es, den Wert
des investierten Geldes zu erhalten und eine Wertsteigerung entl
sprechend dem Geldmarktzinssatz zu erwirtschaften.

§ 4 Anlagegrenzen

10.

Die Gesellschaft darf bis zu 100@rozent des Wertes des Son
dervermoégens in Geldmarktinstrumente nach §& der AABen
anlegen.

Geldmarktinstrumente, Verbriefungen und ABCPs desselben
Emittenten durfen tber funf Prozent hinaus bis zu 10®rofd
zent des Wertes des Sondervermdgens erworben werden,
wenn der Gesamtwert der Geldmarktinstrumente,
Verbriefungen und ABCPs dieser Emittenten 40@rozent des
Wertes des Sondervermégens nicht tGbersteigt.

Der Erwerb von Verbriefungen und ABCPs gemal §® der
AABen ist nicht beschrankt.

Bis zu 100@®rozent des Wertes des Sondervermogens dirfen
in Bankguthaben nach MaBgabe des §@ Satz 1 der AABen gelZ
halten werden.

Bis zu 10@rozent des Wertes des Sondervermdgens dirfen in
Investmentanteilen nach MaBgabe von §® der AABen angeld
legt werden.

Die Fondswahrung des Sondervermégens lautet auf Euro.
Der Erwerb von Vermdgensgegenstdnden in einer anderen
als der Fondswahrung ist nur zuldssig, wenn das Wahrungsri
siko abgesichert ist.

Die gewichtete durchschnittliche Zinsbindungsdauer samtli
cher Vermdgensgegenstande des Sondervermdgens darf zu
keinem Zeitpunkt mehr als sechs Monate betragen.

Die gewichtete durchschnittliche Restlaufzeit samtlicher Ver@
mogensgegenstande des Sondervermogens darf zu keinem
Zeitpunkt mehr als 12 Monate betragen. Fur die Berechnung
der gewichteten durchschnittlichen Restlaufzeit gilt Artikel
25 Absatz 1 Unterabsatz 2 und 3 der EU-Verordnung.

Mindestens 7,5 Prozent der Vermogensgegenstande des SonlZ
dervermoégens muissen aus taglich fallig werdenden Vermal
genswerten, umgekehrten Pensionsgeschéften, die unter Ein@
haltung einer Frist von einem Arbeitstag beendet werden
kénnen oder Bareinlagen, die unter Einhaltung einer Frist

von einem Arbeitstag abgezogen werden kénnen, bestehen.

Mindestens 15 Prozent der Vermdgensgegenstande des Son
dervermdégens missen aus wochentlich fallig werdenden Verfd
mogenswerten, umgekehrten Pensionsgeschaften, die unter
Einhaltung einer Frist von funf Arbeitstagen beendet oder
Bareinlagen, die unter Einhaltung einer Frist von finf
Arbeitstagen abgezogen werden kdnnen, bestehen. Geld?
marktinstrumente oder Anteile an anderen Geldmarktfonds
durfen bis zu einer Obergrenze von 7,5 Prozent zu den wol
chentlich falligen Vermogenswerten gezahlt werden, sofern
sie innerhalb von fiinf Arbeitstagen zurtickgegeben und abl
gewickelt werden kénnen.

Anteilklassen

§ 5 Anteilklassen

1.

Fur das Sondervermdgen kénnen Anteilklassen im Sinne von
§M 5 Absatz 2 der AABen gebildet werden, die sich hinsicht@
lich der Ertragsverwendung, der Verwaltungsvergitung, der
Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser Merk{
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male unterscheiden. Die Bildung von Anteilklassen ist jeder(d
zeit zulassig und liegt im Ermessen der Gesellschaft. Es ist
nicht notwendig, dass Anteile einer Anteilklasse im Umlauf
sind.

2. Bei erstmaliger Ausgabe von Anteilen einer Anteilklasse ist
deren Wert auf der Grundlage des fiir das gesamte Sonder
vermogen nach §@ 68 Absatz 1 Satz 1 des KAGB ermittelten
Wertes zu berechnen. Der Anteilwert wird fur jede Anteilklas?
se gesondert errechnet, indem die Kosten der Auflegung neul2
er Anteilklassen, Ausschittungen (einschlieBlich der aus dem
Fondsvermégen ggf. abzufihrenden Steuern) und die Verwal?
tungsvergltung, die auf eine bestimmte Anteilklasse entfal®
len, ggf. einschlieBlich Ertragsausgleich, ausschlieBlich dieser
Anteilklasse zugeordnet werden.

3. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Verkaufs@
prospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht einzeln
aufgezahlt. Die die Anteilklassen kennzeichnenden AusgestalZ
tungsmerkmale werden im Verkaufsprospekt und im Jahres-
und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrieben.

Anteile, Ausgabepreis, Ricknahmepreis,
Ricknahme von Anteilen und Kosten

§ 6 Anteile

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermdégensgegenstanden des
Sondervermogens in Hohe ihrer Anteile als Miteigentlimer nach
Bruchteilen beteiligt.

§ 7 Ausgabe- und Riicknahmepreis; Ausgabe
und Ricknahme von Anteilen sowie
Riicknahmebeschrankung

1. Ein Ausgabeaufschlag oder Riicknahmeabschlag wird nicht
erhoben.

2. Anteilerwerbs- und Ricknahmeauftrage, die bis 16:00 Uhr an
einem Wertermittlungstag gemaB § 17 Absatz 4 der AABen
eingegangen sind, werden zu dem flr diesen Wertermitt
lungstag ermittelten Ausgabe- bzw. Riicknahmepreis ausgel
flhrt. Der Ausgabe- bzw. Riicknahmepreis ist innerhalb von
drei Bankarbeitstagen (maBgeblich hierfur ist der Banken
platz Frankfurt am Main) nach diesem Wertermittlungstag in
der Fondswahrung zahlbar.

3. Anteilerwerbs- und Ricknahmeauftrage, die nach 16:00 Uhr
an einem Wertermittlungstag oder einem Tag, der kein Wert?
ermittlungstag ist, eingegangen sind, werden zu dem fir den
folgenden Wertermittlungstag ermittelten Ausgabe- bzw.
Rucknahmepreis ausgefiihrt. Der Ausgabe- bzw. Rlicknahmefd
preis ist innerhalb von drei Bankarbeitstagen (maBgeblich
hierfur ist der Bankenplatz Frankfurt am Main) nach diesem
folgenden Wertermittlungstag in der Fondswahrung zahlbar.

4. Die Gesellschaft kann geméafB § 16 Absatz 4 der AABen die
Ricknahme von Anteilen beschranken, wenn die Rickgabeld
verlangen der Anleger mindestens 12 Prozent des Nettoin
ventarwertes erreichen (Schwellenwert). Einzelheiten hierzu
sind im Allgemeinen Teil des Verkaufsprospekts im Abschnitt
.Beschrankung der Anteilricknahme” beschrieben.

§ 8 Kosten

VergUtungen, die an die Gesellschaft zu zahlen sind

1.

Die Gesellschaft erhélt fir die Verwaltung des Sondervermo
gens eine kalendertédgliche Verwaltungsvergitung in Hohe
von 1/365 (in Schaltjahren: 1/366) von bis zu 1,0 Prozent des
flr den jeweiligen Kalendertag maBgeblichen Nettoinventari
wertes. Der jeweils tatsachlich geltende Prozentsatz fur die
Berechnung der Verwaltungsvergitung fiir das Sondervermoéf
gen oder flr eine oder mehrere Anteilklassen ist im Besondeld
ren Teil des Verkaufsprospekts im Abschnitt ,Kosten” angegelz
ben.

Far die Ermittlung des maBgeblichen Nettoinventarwertes

zur Berechnung der Verwaltungsvergitung wird zwischen Kal2
lendertagen, die Wertermittlungstage sind, und solchen, die
keine Wertermittlungstage sind, unterschieden.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der ma3gebli?
che Nettoinventarwert der fur diesen Wertermittlungstag erf2
mittelte Nettoinventarwert. Die so berechnete Verwaltungs@
vergltung wird am folgenden Wertermittlungstag als Ver®
bindlichkeit des Sondervermdégens gebucht.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der maBgebli
che Nettoinventarwert der fir den nachstfolgenden Werteri
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert. Die so berechnel
te Verwaltungsvergitung wird an dem diesem nachstfolgen?
den Wertermittlungstag folgenden Wertermittlungstag als
Verbindlichkeit des Sondervermégens gebucht.

Die Auszahlung der Verwaltungsvergutung fir alle
Kalendertage eines Monats erfolgt bis zum 10. Kalendertag
des Folgemonats.

Die nach den vorstehenden Regelungen berechneten Betral
ge verstehen sich einschlieBlich gegebenenfalls anfallender
Umsatzsteuer.

Ferner erhalt die Gesellschaft fur die Anbahnung, Vorberei
tung und Durchfiihrung von Wertpapierdarlehensgeschaften
und Wertpapierpensionsgeschaften fir Rechnung des SonZ
dervermogens eine marktlbliche Vergltung in Hohe von bis
zu einem Drittel der Bruttoertrage aus diesen Geschéaften. Die
Gesellschaft gibt im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts
im Abschnitt ,Kosten” die tatsachlich geltende Vergitung
an. Die im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durch@
fihrung von solchen Geschéaften entstandenen Kosten ein
schlieBlich der im Zusammenhang mit diesen Geschaften an
Dritte zu zahlenden Vergutungen tragt die Gesellschaft. Die
Vergltung wird am Tag des Zuflusses der jeweiligen Ertrage
als Verbindlichkeit des Sondervermogens gebucht.

Die Auszahlung der Vergutung, die innerhalb eines Monats
als Verbindlichkeit gebucht wird, erfolgt bis zum 20. Kalender
tag des Folgemonats.

Die nach der vorstehenden Regelung berechneten Betrage
verstehen sich einschlieBlich gegebenenfalls anfallender Um@@
satzsteuer.

Des Weiteren erhalt die Gesellschaft aus dem Sondervermél
gen eine kalendertéagliche Pauschalgeblhr in Hohe von

1/365 (in Schaltjahren: 1/366) von bis zu 0,2 Prozent des fur
den jeweiligen Kalendertag maBgeblichen Nettoinventarwerl
tes. Der tatsachlich geltende Prozentsatz fur die Berechnung
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der Pauschalgebuhr ist im Besonderen Teil des Verkaufspro
spekts im Abschnitt ,Kosten” angegeben.

Fur die Ermittlung des maBgeblichen Nettoinventarwertes
zur Berechnung der Pauschalgebihr wird zwischen Kalender®
tagen, die Wertermittlungstage sind, und solchen, die keine
Wertermittlungstage sind, unterschieden.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der maB3gebli
che Nettoinventarwert der flr diesen Wertermittlungstag erl
mittelte Nettoinventarwert. Die so berechnete Pauschalgel
blhr wird am folgenden Wertermittlungstag als Verbindlich@
keit des Sondervermogens gebucht.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der maBgebli
che Nettoinventarwert der fir den nachstfolgenden Werterl
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert. Die so berechneld
te Pauschalgebihr wird an dem diesem nachstfolgenden
Wertermittlungstag folgenden Wertermittlungstag als Verfd
bindlichkeit des Sondervermdgens gebucht.

Die Auszahlung der Pauschalvergitung fur alle Kalendertage
eines Monats erfolgt bis zum 10. Kalendertag des Folgemol
nats.

Die nach den vorstehenden Regelungen berechneten Betra
ge verstehen sich einschlieBlich gegebenenfalls anfallender
Umsatzsteuer.

Die Pauschalgebuhr deckt nachfolgende Vergutungen und
Kosten ab, die dem Sondervermégen nicht separat belastet
werden:

a) Vergutung der Verwahrstelle;

b) bankibliche Depot-, Konto- und Lagerstellengebiihren
fur die Verwahrung von Vermdégensgegenstanden;

c) Kosten fur die Priifung des Sondervermogens durch den
Abschlussprufer des Sondervermégens;

d) Kosten fir die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmach
tigten;

e) Vergutung fur Datenversorgung und —pflege;

f) Vergltung fur Berichts- und Meldewesen;

g) Vergutung fur das Rechnungswesen des Sondervermol
gens;

h) Vergitung im Zusammenhang mit der Uberwachung
und Risikosteuerung des Sondervermogens (Risikocontroll?
ling).

Vergltung, die an Dritte zu zahlen ist

4. Die Gesellschaft zahlt aus dem Sondervermégen an den Collal

teral Manager von Derivate-Geschaften eine
kalendertagliche Vergitung in Hohe von 1/365 (in Schaltjahi
ren: 1/366) von bis zu 0,1 Prozent des fir den jeweiligen Ka@
lendertag maBgeblichen Nettoinventarwertes. Der tatsachl
lich geltende Prozentsatz fir die Berechnung der Vergltung
fur den Collateral Manager ist im Besonderen Teil des Ver?
kaufsprospekts im Abschnitt ,Kosten” angegeben.

Fur die Ermittlung des maBgeblichen Nettoinventarwertes

zur Berechnung der Vergltung fir den Collateral Manager
ist zwischen Kalendertagen, die Wertermittlungstage sind,

und solchen, die keine Wertermittlungstage sind, zu unter?
scheiden.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der maB3gebli?
che Nettoinventarwert der fir diesen Wertermittlungstag erf
mittelte Nettoinventarwert. Die so berechnete Vergttung
wird am folgenden Wertermittlungstag als Verbindlichkeit
des Sondervermdgens gebucht.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der maBgebli
che Nettoinventarwert der fir den nachstfolgenden Werteri
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert. Die so berechneld
te VergUtung wird an dem diesem néachstfolgenden Werter
mittlungstag folgenden Wertermittlungstag als Verbindlich@
keit des Sondervermdgens gebucht.

Die Auszahlung der Vergitung fur den Collateral Manager
fir alle Kalendertage eines Monats erfolgt bis zum 10. Kalen@
dertag des Folgemonats.

Die nach den vorstehenden Regelungen berechneten Betra
ge verstehen sich einschlieBlich gegebenenfalls anfallender
Umsatzsteuer.

Zulassiger jahrlicher Hochstbetrag

5. Der Betrag, der dem Sondervermdgen nach den vorstehenl

den Ziffern@, 3 und 4 als Verglitung und Kosten sowie nach
Ziffer 7e) als Aufwendungsersatz kalenderjahrlich belastet
werden darf, kann insgesamt bis zu 1,35 Prozent des durch@
schnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermégens in
dem betreffenden Kalenderjahr, berechnet als Summe der jed
weils angefallenen Einzelwerte, die flr jeden Kalendertag als
1/365 (in Schaltjahren 1/366) des fiir den jeweiligen Kalen
dertag mafB3geblichen Nettoinventarwertes ermittelt werden,
betragen.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der fir ihn
mafgebliche Nettoinventarwert der fur diesen Wertermitt
lungstag ermittelte Nettoinventarwert.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der fur ihn
maBgebliche Nettoinventarwert der flir den néchstfolgenden
Wertermittlungstag ermittelte Nettoinventarwert.

Erfolgsabhangige Verglitung

Erfolgsabhangige Vergiitung

a) Definition der erfolgsabhdngigen Vergltung
Die Gesellschaft erhalt fiir die Verwaltung des Sonderverfd
mogens zusatzlich zu den Vergltungen gemalB den Zif
fern@ und 2 je ausgegebenem Anteil eine erfolgsabhangil
ge Vergutung in Hohe von 25 Prozent des Betrages, um
den die Anteilwertentwicklung in einer Abrechnungsperif
ode die Entwicklung des Vergleichsindex in derselben Ab
rechnungsperiode Ubersteigt (Outperformance Uber den
Vergleichsindex, d.h. positive Abweichung der Anteilwert
entwicklung von der Benchmarkentwicklung, nachfol®@
gend auch ,Positive Benchmark-Abweichung” genannt),
jedoch hochstens 2,5 Prozent des Durchschnitts der fur
die in die Abrechnungsperiode fallenden Kalendertage
mafBgeblichen Nettoinventarwerte des Sondervermol
gens.
Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der fir ihn
mafBgebliche Nettoinventarwert der fir diesen Werter
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert.
Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der fur
ihn maBgebliche Nettoinventarwert der fir den nachstfol
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genden Wertermittlungstag ermittelte Nettoinventar®
wert.

Die dem Sondervermégen belasteten Kosten dirfen vor
dem Vergleich der Entwicklungen nicht von der Entwick®
lung des Vergleichsindex abgezogen werden.
Unterschreitet die Anteilwertentwicklung in einer Abrech
nungsperiode die Entwicklung des Vergleichsindex (Un@
derperformance zum Vergleichsindex, d. h. negative
Abweichung der Anteilwertentwicklung von der
Benchmarkentwicklung, nachfolgend auch , Negative
Benchmark-Abweichung” genannt), so erhalt die Gesell
schaft keine erfolgsabhangige Vergiitung. Entsprechend
der Berechnung der erfolgsabhédngigen Vergutung bei
Positiver Benchmark-Abweichung wird in diesem Fall auf
Basis der Negativen Benchmark-Abweichung ein
Underperformancebetrag pro Anteilwert errechnet und
in die nachste Abrechnungsperiode als negativer Vortrag
vorgetragen (,Negativer Vortrag”). Der Negative Vortrag
wird nicht durch einen Héchstbetrag begrenzt. Fur die
nachfolgende Abrechnungsperiode erhalt die Gesell?
schaft nur dann eine erfolgsabhangige Vergltung, wenn
der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete Bel2
trag am Ende dieser Abrechnungsperiode den Negativen
Vortrag aus der vorangegangenen Abrechnungsperiode
Ubersteigt. In diesem Fall errechnet sich der Vergitungsi
anspruch aus der Differenz beider Betrage. Ubersteigt
der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete Bell
trag den Negativen Vortrag aus der vorangegangenen
Abrechnungsperiode nicht, werden beide Betrége veri
rechnet. Der verbleibende Underperformancebetrag pro
Anteilwert wird wieder in die nachste Abrechnungsperio
de als neuer Negativer Vortrag vorgetragen. Ergibt sich
am Ende der nachsten Abrechnungsperiode erneut eine
Negative Benchmark-Abweichung, so wird der vorhandel
ne Negative Vortrag um den aus dieser Negativen Benchl@
mark-Abweichung errechneten

Underperformancebetrag erhoht. Bei der jahrlichen Bel
rechnung des Vergltungsanspruchs werden etwaige
Underperformancebetrage der jeweils funf vorangeganl
genen Abrechnungsperioden berlicksichtigt. Existieren
fir das Sondervermogen weniger als funf vorangegange
ne Abrechnungsperioden, so werden alle vorangegangeld
nen Abrechnungsperioden beriicksichtigt. Ergédnzend zu
Vorstehendem richtet sich die Berlicksichtigung der AnlZ
teilwertentwicklung nach der unter Ziffer 6f) getroffenen
Vereinbarung. Die Gesellschaft gibt im Falle der Bildung
von Anteilklassen im Verkaufsprospekt und im Jahres-
und Halbjahresbericht die jeweils erhobene erfolgsabhanf
gige Vergultung an.

Definition der Abrechnungsperiode

Die Abrechnungsperiode beginnt am 1. Februar eines Ka@
lenderjahres und endet am 31. Januar des darauf folgen@
den Kalenderjahres.

Die Auszahlung der erfolgsabhéngigen Vergiitung erfd
folgt jeweils bis zum 20. Kalendertag nach Ende der Ab
rechnungsperiode.

Vergleichsindex
Als Vergleichsindex wird der €STR zuzlglich 8,5

d)

Basispunkte festgelegt. Falls der Vergleichsindex entfal?
len sollte, wird die Gesellschaft einen angemessenen anld
deren Index festlegen, der an die Stelle des genannten In@
dex tritt.

Berechnung der Anteilwertentwicklung

Die Anteilwertentwicklung wird nach der BVI-Methode
berechnet. Bei der BVI-Methode handelt es sich um eine
international anerkannte Standard-Methode zur Wertent
wicklungsberechnung von Investmentvermdégen. Diese erlZ
moglicht eine einfache, nachvollziehbare und exakte BelZ
rechnung. Die Wertentwicklung stellt dabei die prozend
tuale Veréanderung zwischen dem Wert des Anteils zu Beld
ginn des Anlagezeitraumes und seinem Wert am Ende

des Anlagezeitraumes dar. Ausschlttungen werden rechi
nerisch dabei umgehend in neue Fondsanteile investiert,
um eine Vergleichbarkeit der Wertentwicklungen aus
schiittender und thesaurierender Fonds sicherzustellen.

Ruckstellung

Entsprechend dem Ergebnis eines fur jeden Wertermitt
lungstag durchgefiihrten Vergleichs wird eine rechne?
risch angefallene erfolgsabhangige Vergitung am jel
weils nachstfolgenden Wertermittlungstag im Sonderver
mogen je ausgegebenem Anteil zurtickgestellt oder eine
bereits gebuchte Riickstellung entsprechend aufgeldst.
Aufgeldste Rickstellungen fallen dem Sondervermégen
zu. Eine erfolgsabhangige Vergltung kann nur entnom(
men werden, soweit entsprechende Riickstellungen gebil®
det wurden.

Negative Anteilwertentwicklung

Die erfolgsabhangige Vergitung kann auch dann ent
nommen werden, wenn der Anteilwert am Ende der Ab
rechnungsperiode den Anteilwert zu Beginn der Abrech
nungsperiode unterschreitet (Negative Anteilwertentwil
cklung).

Weitere Aufwendungen

7. Neben denvorgenannten Vergutungen und Kosten gehen
die folgenden Aufwendungen zulasten des Sondervermao@

gens:

a)

b)

d)

Kosten fur die Geltendmachung und Durchsetzung von
Rechtsansprichen durch die Gesellschaft fir Rechnung
des Sondervermdgens sowie der Abwehr von gegen die
Gesellschaft zu Lasten des Sondervermégens erhobenen
Ansprichen;

Gebiihren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Beld
zug auf das Sondervermdgen erhoben werden;

Kosten fur Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf
das Sondervermogen;

Kosten sowie jegliche Entgelte, die im Zusammenhang

mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nenl
nung eines VergleichsmafBstabes oder Finanzindizes anfall
len;

Kosten fur die Bereitstellung von Analysematerial oder -
dienstleistungen durch Dritte in Bezug auf ein oder meh
rere Finanzinstrumente oder sonstige Vermogenswerte
oder in Bezug auf die Emittenten oder potenziellen Emit@
tenten von Finanzinstrumenten oder in engem Zusam@
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menhang mit einer bestimmten Branche oder einem beld
stimmten Markt pro Kalenderjahr bis zu einer H6he von
0,05 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes
des Sondervermdgens in dem betreffenden Kalenderjahr,
berechnet als Summe der jeweils angefallenen Einzelwer
te, die fur jeden Kalendertag als 1/365 (in Schaltjahren
1/366) des fir den jeweiligen Kalendertag mafBgeblichen
Nettoinventarwertes ermittelt werden.

Ist ein Kalendertag ein Wertermittlungstag, ist der fir ihn
maBgebliche Nettoinventarwert der fir diesen Werter{d
mittlungstag ermittelte Nettoinventarwert.

Ist ein Kalendertag kein Wertermittlungstag, ist der fur
ihn maBgebliche Nettoinventarwert der fir den vorangel
gangenen Wertermittlungstag ermittelte Nettoinventar
wert.

f) Kosten, die anfallen im Zusammenhang mit dem Erwerb
und der VerauBerung von Vermdgensgegenstanden
(Transaktionskosten);

g) Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zul@
sammenhang mit den vorstehend in den Buchstaben a)
bis f) genannten und vom Sondervermdégen zu
ersetzenden Aufwendungen.

Regeln im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Riicknahme

von Investmentanteilen

8.

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbe
richt den Betrag der Ausgabeaufschlage und Riicknahmeabl
schlage offen zu legen, die dem Sondervermogen im Berichts@
zeitraum fiir den Erwerb und die Riicknahme von Anteilen im
Sinne des §@96 KAGB sowie von vergleichbaren auslandi
schen Anteilen berechnet worden sind. Beim Erwerb von Anll
teilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst

oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der

die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder
mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die Gesellschaft
oder die andere Gesellschaft fir den Erwerb und die Riucknahlz
me keine Ausgabeaufschlage und Riicknahmeabschlage bel
rechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halb®@
jahresbericht die Vergtitung offen zu legen, die dem Sonder
vermogen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapil2
talverwaltungsgesellschaft, einer Investmentaktiengesell®
schaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesell#
schaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare
Beteiligung verbunden ist oder einer auslédndischen Investf
mentgesellschaft, einschlieBlich ihrer Verwaltungsgesell@
schaft als Verwaltungsvergltung fur die im Sondervermégen
gehaltenen Anteile berechnet wurde. Die Gesellschaft berechZ
net dem Sondervermégen jedoch keine Verwaltungsverg
tung fur erworbene Anteile, wenn das betreffende bzw. er
worbene Sondervermégen von ihr oder einer anderen Gesell@
schaft verwaltet wird, mit der die Gesellschaft durch eine weld
sentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbun@
den ist (Konzernzugehdrigkeit). Dies wird dadurch erreicht,
indem die Gesellschaft ihre Verwaltungsvergitung fur den
auf Anteile an konzernzugehdorigen Zielfonds entfallenden
Teil — gegebenenfalls bis zu ihrer gesamten Héhe — um die
von den erworbenen konzernzugehdorigen Zielfonds berech@
nete Verwaltungsvergitung kirzt.

Ertragsverwendung und Geschéaftsjahr

§9 Ausschiittung / Thesaurierung

1.

Die Gesellschaft schiittet grundsatzlich die wahrend des Geld
schéftsjahres fiir Rechnung des Sondervermégens angefalled
nen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Divil
denden und sonstige Ertrage — unter Beriicksichtigung des zul
gehdrigen Ertragsausgleichs — aus. Realisierte VerauBerungs?
gewinne — unter Berlicksichtigung des zugehérigen Ertragsi
ausgleichs — kénnen ebenfalls zur Ausschittung herangezold
gen werden. Ferner kénnen aus dem Sondervermégen auch
Bankguthaben gemaB § 1 Ziffer 3 ausgeschittet werden
(Zufihrung aus dem Sondervermogen/Substanzausschit?
tung).

Sofern ausschiittende Anteilklassen gebildet werden, schit
tet die Gesellschaft fur diese grundsatzlich die wahrend des
Geschaftsjahres fir Rechnung des Sondervermdgens angefal@
lenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten anteiligen
Zinsen, Dividenden und sonstige Ertrége — unter BerUcksichti
gung des zugehdrigen Ertragsausgleichs — aus. Realisierte Ver2
auBerungsgewinne — unter Beriicksichtigung des zugehorid
gen Ertragsausgleichs — kénnen anteilig ebenfalls zur AuslZ
schittung herangezogen werden.

Ferner kénnen aus dem Sondervermdgen anteilig auch Bank@
guthaben gemaB § 1 Ziffer 3 ausgeschittet werden
(Zufihrung aus dem Sondervermogen/Substanzausschit?
tung).

Ausschittbare anteilige Ertrage gemaB Absatz@ kénnen zur
Ausschittung in spateren Geschaftsjahren insoweit vorgetrald
gen werden, als die Summe der vorgetragenen Ertrédge
15@rozent des jeweiligen Wertes des Sondervermdgens zum
Ende des Geschéftsjahres nicht Gbersteigt. Ertrage aus Rumpfiz
geschaftsjahren kénnen vollstandig vorgetragen werden.

Im Interesse der Substanzerhaltung kénnen anteilige Ertréage
teilweise, in Sonderfallen auch vollstandig zur Wiederanlage
im Sondervermdgen bestimmt werden.

Die Ausschittung erfolgt jahrlich innerhalb von vierdMonaten
nach Schluss des Geschéaftsjahres.

Zwischenausschittungen sind zulassig.

Im Falle der Bildung thesaurierender Anteilklassen legt die
Gesellschaft fur diese die wahrend des Geschaftsjahres fur
Rechnung des Sondervermogens angefallenen und nicht zur
Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen, Dividenden
und sonstigen Ertrage {Ainter Berlicksichtigung des zugehoril
gen Ertragsausgleichs® sowie die anteiligen realisierten Ver
auBerungsgewinne im Sondervermbgen wieder an.

§ 10 Geschéftsjahr

Das Geschaftsjahr des Sondervermégens lauft vom 1.BApril bis

31.MMarz des folgenden Jahres.
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Wertentwicklung des Sondervermégens

UnionGeldmarktFonds

Absolute Wertentwicklung vergangener Zeitraume bezogen auf volle Kalenderjahre (Stand 31.12.2023)

Zeitraume 3 Jahre 5 Jahre 10 Jahre
Sondervermdégen in Prozent 3,15 1,90 1,12 0,19
Renditeziel in Prozent 3,37 2,93 2,05 0,97

Angaben zum VergleichsmafBstab bzw. Renditeziel kénnen dem Besonderen Teil des Verkaufsprospekts, Abschnitt ,Anlageziel”,
entnommen werden.

Wertentwicklung des Sondervermdgens bzw. der Anteilklasse: Eigene Berechnungen nach BVI-Methode, d.h. ohne Berlicksichtigung
eines eventuell anfallenden Ausgabeaufschlags.

Aktuelle Angaben zur Wertentwicklung des Sondervermégens bzw. der Anteilklassen konnen den Jahres- und Halbjahresberichten
sowie der Homepage der Gesellschaft unter privatkunden.union-investment.de entnommen werden.

Die historische Wertentwicklung des Sondervermégens bzw. der einzelnen Anteilklassen erméglicht keine Prognose fir die
zukunftige Wertentwicklung.

62



Vertriebs- und Zahlstellen

Vertriebs- und Zahlstellen in der
Bundesrepublik Deutschland:

DZ BANK AG

Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank
Platz der Republik

60325 Frankfurt am Main

Sitz: Frankfurt am Main

sowie die der vorgenannten genossenschaftlichen Zentralbank
angeschlossenen Kreditinstitute

Erganzende Angaben fiir den Vertrieb von Anteill
len des Fonds in Osterreich:

Einrichtung gemaB Artikel 92 Abs. 1 Buchstabe a), b), d) und

e) der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) - Vertriebs- und Zahlstell
le:

VOLKSBANK WIEN AG

Dietrichgasse 25

A-1030 Wien

E-Mail: filialen@volksbankwien.at

Bei der VOLKSBANK WIEN AG sind der Verkaufsprospekt mit den
Anlagebedingungen und das Basisinformationsblatt, die Jahres-
und Halbjahresberichte sowie die Ausgabe- und Riicknahmepreil
se zu diesem Fonds erhéltlich und sonstige Angaben und Unterlall
gen einsehbar.

Ferner wird die VOLKSBANK WIEN AG fir die Anteilinhaber belZ
stimmte Zahlungen an diese weiterleiten und die Zeichnungen
und Riicknahme von Anteilen abwickeln, sobald ihr entsprechen(
de Zeichnungs- und Riicknahmeauftrage vorgelegt werden.

Samtliche der aktuell zum Vertrieb in Osterreich zugelassenen
und durch die Union Investment Privatfonds GmbH verwalteten
Fonds sind auf der unter www.union-investment.com abrufbaren
und fir in Osterreich ansassige Anteilinhaber bestimmten Homel2
page von Union Investment einsehbar.

Wichtige Mitteilungen an die Anteilinhaber werden in durch das
Investmentfondsgesetz 2011 angeordneten Fallen auf der elek
tronischen Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bun@
des (EVI) sowie darUber hinaus auch auf der unter www.union-
investment.com abrufbaren und fir in Osterreich ansassige AnZ
teilinhaber bestimmten Homepage veroéffentlicht.

Einrichtung geman Artikel 92 Abs. 1 Buchstabe c) und f) der
Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) - Kontaktstelle fiir die Kommul
nikation mit den zustéandigen Behorden:

Union Investment Privatfonds GmbH
WeiBfrauenstraBBe 7
60311 Frankfurt am Main

Die Informationen zum Zugang zu Verfahren und Vorkehrungen
zur Wahrnehmung von Anlegerrechten aus Anlagen in diesen
Fonds werden ebenfalls seitens der Union Investment Privatfonds
GmbH zur Verfligung gestellt.
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Die von Union Investment verwalteten Investmentvermégen

BBBank Dynamik Union
BBBank Kontinuitat Union
BBBank Wachstum Union
Bright Future Fund
FVB-Aktienfonds Nachhaltig
FVB-Renten Plus Nachhaltig
Gl Portfolio |

Global Select Portfolio |
Global Select Portfolio Il
Invest Global

KCD-Union Nachhaltig AKTIEN
KCD-Union Nachhaltig MIX
KCD-Union Nachhaltig RENTEN
KinderZukunftsFonds
LIGA-Pax-Aktien-Union
LIGA-Pax-Rent-Union
Nachhaltig Global Mittelhessen
PrivatFonds: Flexibel
PrivatFonds: Flexibel pro
PrivatFonds: Kontrolliert
PrivatFonds: Kontrolliert pro
Profi-Balance
SpardaOptiAnlage Defensiv
Uni21.Jahrhundert -net-
UniDeutschland XS
UniEuroAktien

UniEuropa -net-
UniEuroRenta
UniEuroRenta HighYield
UniFavorit: Aktien

UniFonds

UniFonds -net-

UniGlobal

UniGlobal -net-

UniGlobal Vorsorge
UniKapital

UniKapital -net-
UniKlassikMix

UniSelection: Global |

UniStrategie: Ausgewogen

UniStrategie: Dynamisch

UniStrategie: Konservativ

UniStrategie: Offensiv

UniThemen Blockchain

UniZukunft Klima

VB Kassel Gottingen Union Select
Volksbank in Ostwestfalen Nachhaltigkeitsinvest
VR Bank Rhein-Neckar Union Balance Invest
VR Mainfranken Nachhaltig

VR Sachsen Global Union

VR Westmunsterland Aktiv Nachhaltig

VR Westmunsterland Select Nachhaltig
Werte Fonds Munsterland Nachhaltig

sowie weitere Publikumsfonds, die fir institutionelle Anleger

oder professionelle Anleger geeignet sind:

Katholische Werte-Fonds

LIGA Multi Asset Income

Multi Asset Fonds Weinheim

Pax Substanz Fonds

Pax Nachhaltig Global Fonds

Quoniam Bonds MinRisk SGB

Unilnstitutional Aktien Infrastruktur Nachhaltig
Unilnstitutional Asset Balance

Unilnstitutional Dividend Sustainable
Unilnstitutional EM Bonds

Unilnstitutional EM Bonds Spezial
Unilnstitutional Euro Covered Bonds 4-6 years Sustainable
Unilnstitutional Euro Reserve Plus
Unilnstitutional European MinRisk Equities
Unilnstitutional Global Corporate Bonds
Unilnstitutional Global Corporate Bonds +
Unilnstitutional Global High Dividend Equities
Unilnstitutional Green Bonds

Unilnstitutional Kommunalfonds Nachhaltig
Unilnstitutional Premium Corporate Bonds
Unilnstitutional Stiftungsfonds Nachhaltig

UniMultiAsset Chance | Nachhaltig
UniMultiAsset Chance Il Nachhaltig
UniMultiAsset Chance Ill Nachhaltig
UniMultiAsset Chance IV Nachhaltig
UniMultiAsset Exklusiv Nachhaltig
UniMultiAsset: Chance |
UniMultiAsset: Chance Il
UniMultiAsset: Chance Il
UniMultiAsset: Chance IV
UniMultiAsset: Exklusiv
UniNachhaltig Aktien Deutschland
UniNachhaltig Aktien Global
UniNordamerika

UniNordamerika XS
UnionGeldmarktFonds

UniRak

UniRak Konservativ

sowie 1 Spezialfonds *)

*) Stand: 31. Dezember 2024
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Kapitalverwaltungsgesellschaft, Gremien,

Abschluss- und Wirtschaftsprifer

Kapitalverwaltungsgesellschaft
Union Investment Privatfonds GmbH
60070 Frankfurt am Main

Postfach 16 07 63

Telefon 069 2567-0

Gezeichnetes und eingezahltes Kapital:
EUR 24,462 Millionen

Eigenmittel:
EUR 936,516 Millionen

(Stand: 31. Dezember 2023)
Registergericht
Amtsgericht Frankfurt am Main HRB 9073

Aufsichtsrat

Hans Joachim Reinke

Vorsitzender

(Vorsitzender des Vorstandes der
Union Asset Management Holding AG,
Frankfurt am Main)

Dr. Frank Engels

Stv. Vorsitzender

(Mitglied des Vorstandes

Union Asset Management Holding AG,
Frankfurt am Main)

Jorg Frese
(unabhéngiges Mitglied des Aufsichtsrates
gemal §M 8 Absatz 3 KAGB)

Prof. Dr. Bernd Raffelhlschen
(unabhéangiges Mitglied des Aufsichtsrates
gemal § 18 Absatz 3 KAGB)

Catharina Heidecke
Arbeitnehmervertreterin

Wolfgang Nett (bis 28. Februar 2025)
Arbeitnehmervertreter

Stefan Judt (ab 1. Marz 2025)
Arbeitnehmervertreter

Geschaftsfihrung
Benjardin Gartner
Carola Schroeder
Jochen Wiesbach

Angaben Uber auBerhalb der Gesellschaft ausgelibte Hauptfl
funktionen der Mitglieder des Aufsichtsrats und der GeschaftsE
flihrung

Hans Joachim Reinke ist stellvertretender Vorsitzender des Auf
sichtsrates der Union Investment Institutional GmbH und stellver
tretender Vorsitzender des Aufsichtsrates der Union Investment
Real Estate GmbH.

Dr. Frank Engels ist stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsral

tes der Union Investment Institutional Property GmbH.

Carola Schroeder ist Mitglied der Geschéftsfiihrung der Union In@
vestment Institutional GmbH.

Gesellschafter

Union Asset Management Holding AG,
Frankfurt am Main

Abschluss- und Wirtschaftsprifer

PricewaterhouseCoopers GmbH
Wirtschaftsprifungsgesellschaft
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37
60327 Frankfurt am Main

Stand 28. Februar 2025,
soweit nicht anders angegeben
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FuBnoten

§@B7 Abs. 2 AO.

§@ 90 Abs. 2 Nr. 2 KAGB.

3 Die ,Liste der zugelassenen Borsen und der anderen organisierten Markte gemafB § 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB" wird auf der In@
ternetseite der Bundesanstalt veréffentlicht (www.bafin.de).

4 Die ,Liste der zugelassenen Bérsen und der anderen organisierten Markte gemafi § 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB” wird auf der In
ternetseite der Bundesanstalt veroffentlicht (www.bafin.de).
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Union
Investment

Union Investment Privatfonds GmbH
Weilfrauenstra3e 7
60311 Frankfurt am Main

Telefon 069 58998-6060
Telefax 069 58998-9000

Besuchen Sie unsere Webseite:
privatkunden.union-investment.de

Genossenschaftliche FinanzGruppe
== == Volkshanken Raiffeisenbanken



	Inhaltsverzeichnis
	All­ge­mei­ne Hin­wei­se
	All­ge­mei­ner Teil
	Grund­la­gen, Ver­kaufs­un­ter­la­gen und Of­fen­le­gung von In­for­ma­tio­nen
	An­la­ge­be­din­gun­gen und de­ren Än­de­run­gen
	Ka­pi­tal­ver­wal­tungs­ge­sell­schaft
	Ge­zeich­ne­tes und ein­ge­zahl­tes Ka­pi­tal, Ei­gen­mit­tel so­wie zu­sätz­li­che Ei­gen­mit­tel
	Ver­wahr­stel­le und Un­ter­ver­wah­rung
	Haf­tung der Ver­wahr­stel­le
	Zu­sätz­li­che In­for­ma­tio­nen zur Ver­wahr­stel­le, Un­ter­ver­wah­rern und mög­li­chen In­te­res­sen­kon­flik­ten
	Ver­trieb so­wie Ver­triebs­be­schrän­kun­gen
	Wohl­ver­hal­tens­re­geln
	Ri­si­ko­hin­wei­se
	Be­son­de­re Ri­si­ko­hin­wei­se
	Er­läu­te­run­gen zum Ri­si­ko­pro­fil des Fonds
	Un­ter­schie­de zwi­schen dem Ri­si­ko­pro­fil im Ver­kaufs­pro­spekt und im Basisinformationsblatt
	An­la­ge­grund­sät­ze, An­la­ge­gren­zen und An­la­ge­ziel
	All­ge­mei­ne Re­ge­lun­gen für den Er­werb von Ver­mö­gens­ge­gen­stän­den und An­la­ge­in­stru­men­ten
	Si­cher­hei­ten­stra­te­gie
	Kre­dit­auf­nah­me
	Durch­füh­rung von Stress­tests
	Re­geln für die Ver­mö­gens­be­wer­tung
	An­teile
	Aus­ga­be von An­tei­len und Aus­ga­be­stel­le
	Rück­nah­me von An­tei­len und Rück­nah­me­stel­le
	Be­schrän­kung der An­teil­rück­nah­me
	Ab­rech­nung bei An­teil­aus­ga­be 
und An­teil­rück­nah­me, Be­stä­ti­gung über die Auf­trags­aus­füh­rung
	Aus­set­zung der An­teil­rück­nah­me
	Li­qui­di­täts­ma­nage­ment
	Bör­sen und Märk­te
	Faire Be­hand­lung der An­le­ger
	Aus­ga­be-​ und Rück­nah­me­preis
	Aus­set­zung der Er­rech­nung des Aus­ga­be-​/Rück­nah­me­prei­ses
	Ver­öf­fent­li­chung der Aus­ga­be-​ und Rück­nah­me­prei­se
	Kos­ten bei Aus­ga­be und Rück­nah­me der An­teile
	Kos­ten
	Ge­samt­kos­ten­quo­te
	Abweichender Kostenausweis durch Ver­triebs­stel­len
	Vergütungspolitik
	Be­son­der­hei­ten beim Er­werb von In­vest­ment­an­tei­len
	Teil­in­vest­ment­ver­mö­gen
	Re­geln für die Er­mitt­lung und Ver­wen­dung der Er­trä­ge
	Auf­lö­sung, Über­tra­gung und Ver­schmel­zung des Fonds
	Aus­la­ge­run­gen
	In­te­res­sen­kon­flik­te
	Kurz­an­ga­ben über steu­er­recht­li­che Vor­schrif­ten
	Jah­res-​/Halb­jah­res­be­rich­te und Wirt­schafts­prü­fer
	Zah­lun­gen an die An­le­ger/Ver­brei­tung der Be­rich­te und sons­ti­ge In­for­ma­tio­nen

	Zusammenfassende Über­sicht für üb­li­che betriebliche Anlegergruppen
	Be­son­de­rer Teil
	Son­der­ver­mö­gen, Auf­le­gungs­da­tum und Lauf­zeit
	Be­son­de­re Ri­si­ko­hin­wei­se zum Fonds
	An­teil­klas­sen
	Ver­wahr­stel­le
	Un­ter­ver­wah­rung
	Ri­si­ko­klas­se des Son­der­ver­mö­gens
	An­la­ge­ziel
	Pro­fil des ty­pi­schen An­le­gers
	An­la­ge­grund­sät­ze
	Die er­werb­ba­ren Ver­mö­gens­ge­gen­stän­de im Ein­zel­nen
	Be­rück­sich­ti­gung der wich­tigs­ten nach­tei­li­gen Aus­wir­kun­gen von In­ves­ti­tions­ent­schei­dung­en auf Nach­hal­tig­keits­fak­to­ren
	An­ga­be ge­mäß Ver­ord­nung (EU) 2020/852 über die Ein­rich­tung ei­nes Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger In­ves­ti­tio­nen („Taxonomie-​Verordnung“)
	De­ri­va­te zu Ab­si­che­rungs­zwe­cken
	Le­ver­age
	Ex­ter­ne Un­ter­stüt­zung
	Internes Ver­fah­ren zur Be­wer­tung der Kre­dit­qua­li­tät
	Aus­ga­be­auf­schlag bzw. Aus­ga­be­kos­ten
	Rück­nah­me von An­tei­len und Rück­nah­me­ab­schlag
	Kos­ten
	Ge­schäfts­jahr und Er­trags­ver­wen­dung

	All­ge­mei­ne An­la­ge­be­din­gun­gen
	Be­son­de­re An­la­ge­be­din­gun­gen
	Wert­ent­wick­lung des Son­der­ver­mö­gens
	Ver­triebs-​ und Zahl­stel­len
	Die von Uni­on In­vest­ment ver­wal­te­ten In­vest­ment­ver­mö­gen
	Ka­pi­tal­ver­wal­tungs­ge­sell­schaft, Gre­mien, 
Ab­schluss-​ und Wirt­schafts­prü­fer
	Fußnotenverzeichnis

